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TEIL I: Vorbemerkungen und Modellaufbau 


Kapitel 1: Problemstellung und Überblick 


In entwickelten kapitalistischen Volkswirtschaften wird ein 
beträchtlicher Teil aller Güter und Dienstleistungen in 
öffentlichen Unternehmen" hergestellt. Da mit öffentlichen 
Unternehmen in der Regel andere Ziele verfolgt werden als 
in Unternehmen, deren Produktionsmittel im Besitz privater 
Haushalte sind -als Verhaltenshypothese wird hier gewöhn- 
lich Gewinnmaximierung unterstellt-, können die in der her- 
kömmlichen Theorie der Unternehmung abgeleiteten Vorschriften 
oder Regeln bezüglich der Bestimmung eines optimalen Pro- 
duktionsprogramms nicht ohne weiteres auf den öffentlichen 
Produktionssektor übertragen werden. 


Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist einerseits die Heraus- 
arbeitung eines Verfahrens zur Ermittlung von Produktionspro- 
grammen öffentlicher Unternehmen unter der Zielsetzung, daß 
die Allokation der Ressourcen in der betrachteten Volkswirt- 
schaft optimal im Sinne des Pareto-Kriteriums ist, anderer- 
seits die Beschreibung und Interpretation der unter verschie- 
denen Annahmen und Bedingungen abgeleiteten Gleichgewichtszu- 
stände und der zu ihrer Realisierung notwendigen finanzwissen- 
schaftlichen Maßnahmen. 


Die öffentlichen Unternehmen produzieren -ebenso wie die pri- 
vaten Unternehmen- Konsumgüter und Produktionsgüter. Erstere 


ee — 
Ohne näher auf unternehmensmorphologische Fragen einzugehen, 
werden als öffentliche Unternehmen hier einfach die Unter- 
nehmen bezeichnet, deren Produktionsmittel im Besitz der 
öffentlichen Hand sind. 


Zitiert wird in dieser Arbeit durch Angabe des Autors und An- 
fügung einer (eckigen) Klammer. Darin weisen die ersten Zif- 
fern auf die entsprechende Stelle im (lexikographisch geordne- 
ten) Literaturverzeichnis hin, an der sich eine ausführliche 
Quellenangabe findet, ggf. wird, durch Semikolon getrennt, 

die genaue Seitenzahl angegeben. 


dienen unmittelbar der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse, 
werden also von den privaten Haushalten konswmiert, letztere 
werden an andere Unternehmen geliefert und dort zur Produktion 
von Konsum- und/oder Produktionsgütern eingesetzt. Zu den in 
öffentlichen und privaten Unternehmen eingesetzten Produktions- 
faktoren gehören neben den von den privaten Haushalten ange- 
botenen Leistungen also auch die Produktionsgüter, wenn sie 
von der Verwendungsseite her betrachtet werden. 

Von den möglichen (Guts-)Eigenschaften der Konsum- und Pro- 
duktionsgüter werden hier nur die beiden Extremfälle unter- 
sucht. Überwiegend wird angenommen, daß bei den in öffentlichen 
Unternehmen hergestellten Konsum- und Produktionsgütern Riva- 
litätsbeziehungen im Konsum und in der Produktion bestehen. 
Lediglich in einem Kapitel der Arbeit wird die Produktion von 
Gütern mit Kollektivkonsumeigenschaft | untersucht, von Gütern 
also, die zur gleichen Zeit unbeschränkt vielen Individuen 

zur Verfügung stehen. Diese Güter werden im folgenden einfach 
als Kollektivgüter bezeichnet, Güter, die durch Rivalitätsbe- 
ziehungen im Konsum (und/oder in der Produktion) charakteri- 
siert sind,als rivale Güter. Diese Güter sind aber auch dann 
gemeint, wenn sinfach von Gütern gesprochen wird. 

Von diesen (’technisch’ bestimmten) Gutseigenschaften streng 
zu unterscheiden sind die institutionellen Aspekte des Güter- 
angebots. In Anlehnung an den schon bisher verwendeten Sprach- 
gebrauch der Begriffe "privat” und "Öffentlich" werden als 
öffentliche (rivale oder Kollektiv-) Güter hier solche bezei- 
chnet, die von staatlicher Seite angeboten, bzw. in dieser 
Arbeit damit äquivalent: in den öffentlichen Unternehmen pro- 
duziert werden. Private (rivale oder Kollektiv-) Güter sind 
dann diejenigen, die von privater Seite, also entweder den 
privaten Haushalten oder den privaten Unternehmen angeboten 
werden.“ 


T 
Vgl. BOEDECKER [B; 4]. 

Von diesen Definitionen zu unterscheiden ist das normative 
Problem der Bestimmung der Güter, die der Staat, bzw. die Pri- 
vaten aufgrund bestimmter Wertsysteme produzieren sollten, 
Darauf wird unten noch kurz eingegangen. 


Da in dieser Arbeit Kollektivgüter ausschließlich von öffent- 
lichen Unternehmen produziert und angeboten werden, kann 

das Adjektiv "öffentlich" bei der Verwendung des Be- 

griffs "Kollektivgüter” wegbleiben, ohne daß Mißverständnisse 
möglich sind. Andererseits sind dann mit "öffentlichen Gütern” 
oder "privaten Gütern” stets rivale Güter gemeint. 

Diese Definitionen sind zu beachten, da in vielen Literaturbei- 
trägen die Begriffe Kollektivgut und öffentliches Gut synonym 
verwendet werden, oft verbunden mit der Vermengung von Gutsei- 
genschaften und institutionellen Regelungen des Güterangebots. 
Insbesondere wird häufig eine öffentliche Regelung des Ange- 
bots als konstitutives Merkmal von Kollektivgütern bezeichnet. ! 


Neben der Unternehmenszielsetamg unterscheiden sich öffentliche 
Unternehmen in dieser Arbeit vor allem durch den Verlauf der 
Kosten- (bzw. Produktions-) Funktionen von den privaten Unter- 
nehmen. Während im privaten Produktionssektor zunehmende oder 
konstante Durchschnittskosten vorausgesetzt werden, sollen die 
durchschnittlichen Kosten in öffentlichen Unternehmen abnehmen? 
(in einer Umgebung des jeweiligen Gleichgewichts). Diese An- 
nahme resultiert aus einigen Überlegungen zu der Frage, warum 
einzelne (rivale oder Kollektiv-) Güter überhaupt in öffentli- 
chen Unternehmen produziert werden sollten. (Grundsätzlich da- 
von zu trennen ist ja noch die Frage, welche Güter der Staat 
bereitstellen sollte.) Die hier als Bezugsrahmen dienende Allo- 
kationstheorie kann allerdings im allgsmeinen Fall nichts zur 
Beantwortung dieses Problemkreises beitragen. Bekannt ist le- 
diglich, daß, wenn alle Güter in öffentlichen Unternehmen pro- 
duziert werden (die Produktionsmittel also verstaatlicht sind), 
ein Pareto-Optimum bei Beachtung bestimmter Rahmenbedingungen 
und Vorschriften zumindest ebenso gut (oder schlecht) realisiert 


re 
Vgl. dazu SAMUELSONs [92] Antwort auf den diesbezüglichen 
Vorwurf von FORTE [33] oder BOEDECKER [8 , 140 ff]. 
Eine Ausnahme wird lediglich in Kapitel 9 gemacht, zu dieser 
Annahme vgl. auch Kapitel 2. 


werden kann wie in einem auf Privateigentum an den Produktions- 


mitteln beruhenden Konkurrenzsystem. Dies war Ergebnis der in 


den 30er Jahren - und seitdem immer wieder sporadisch - geführ- 


t 
I 
1 
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en 'Sozialismus-Debatte’’. 
n einem gemischt-kapitalistischen Wirtschaftssystem sind ähn- 
ich eindeutige, allokationstheoretisch begründete Aussagen 
icht möglich. Das zeigt schon ein kurzer Blick auf die in der 
iteratur am häufigsten genannten Gründe für eine Güterproduk- 
ion durch öffentliche Unternehmen, nämlich 
- die Existenz von Kollektivgütern. So schrieb z.B. 
HERBER? : "...when a good contains a significant 
public good characteristic ... its production by 
the public sector ... is economically rational”. 
Offensichtlich wird hier nicht einmal analytisch 
zwischen dem öffentlichen Angebot und der öffent- 
lichen Produktion von Kollektivgütern unterschie- 
den. ? Kollsktivgüter können durchaus nicht nur in 
privaten Unternehmen produziert”, sondern auch von 
nichtstaatlichen Organisationen angeboten werden”; 


- die Existenz sogenannter 'natirlicher Monopole’, die 
durch sinkende Durchschnittskosten im relevanten 
Outputbereich gekennzeichnet sind. Auch diese weit- 
gehend akzeptierte Begründungskategorie® ist keines- 


q 


Vgl. LANGE (56) , FEIWEL [29]. 


ZVgl. HERBER [44, 25] . 


Ebenso undifferenziert und wenig einsichtig ist im übrigen der 


4 


5 


6 


Zusammenhang, den NATH [73, 164] zwischen meritorischen Gi- 
tern und ihrer Produktion in öffentlichen Unternehmen herstellt. 


SAMUELSON schreibt selbst [92, 47] : "The pure theory of 
public expenditure that I presented in the 1950's ... often 
uses the therm ’public good’ but cannot properly be interpre- 
ted to imply that private goods should be produced by private 
enterprise and public goods should be produced by government 
directly.” (Hervorhebungen hinzugefügt. 


Vgl. dazu IRELAND/JOHNSON [47]. 
Vgl. z.B. MEADE [68,313]; NATH [73,163], HERBER [44]. 


wegs zwingend, da der Staat durch geeigneten Einsatz 
des Subventionsmechanismus auch ohne Verstaatlichung 
dieser Industriezweige eine effiziente Allokation er- 
reichen kann. Gegen eine Verstaatlichung sprechen 
auch die von PEACOCK/ROWLEY" angeführten Gründe, auf 
die hier nicht näher eingegangen werden soll.? 


Abschließend sei noch auf die Arbeit von FORTE? hingewiesen 
(aber nicht näher eingegangen), der folgende Argumente für 
eine staatliche Güterproduktion nennt: 


- nur der Staat kann bestimmte Güter in der gewünschten 
Qualität herstellen (z.B. Ausbildungs- und Erziehungs- 
wesen, Polizei); 


- diese Produktion bestimmter Güter durch private Unter- 
nehmen könnte zu einer unerwünschten politischen Macht 
dieser Unternehmen führen; 


- nur staatliche Unternehmen können groß genug sein, um 
bestimmte Güter effizient zu produzieren; 


- selbst wenn diese Güter von privaten Unternehmen pro- 
duziert werden könnten, kann ihre ökonomische Macht 
so groß werden "as to threaten the freedom of others”. 


Diese mehr sozio-Skonomisch orientierte, aber deswegen nicht 
unplausible Begründung ist sicherlich modellexogen, kann also 
vom Standpunkt der Allokationstheorie aus die Produktion von 
Gütern in öffentlichen Unternehmen nicht begründen.” 


‘vei. PEACOCK/ROWLEY [79]. 


Allerdings ist ihr Ansatz etwas unbefriedigend und müßte selbst 


el. eingehenden Kritik unterzogen werden, vgl. z.B. CULYER 


Vgl. FORTE [33]. 


Erwähnt seien ebenfalls die Ausführungen bei KOLM [52, 137- 
140], der unter der Überschrift "Optimation Institutionelle” 
gerade die Frage zu beantworten versucht, wann ein Gut von pri- 
vater oder staatlicher Seite produziert werden soll - nach 

KOLM sogar "une des plus importantes questions de l'Economie 
Publique.” Sein Lösungsansatz ist allerdings ebenso wenig über- 
zeugend, wie seine Ergebnisse - gemessen an seinem Anspruch - 
unbefriedigend sind. 


3 


Zusammenfassend ist jedenfalls festzuhalten - auch wenn das 
hier nur skizzenhaft belegt wurde -, daß eine auch nur eini- 
germaßen befriedigende (pareto-) normative Theorie der staat- 
lichen Güterproduktion nicht existiert. Am sinnvollsten er- 
scheint es deshalb, die Existenz öffentlicher Unternehmen 
vorausZusetzen', ihnen aber die Eigenschaften bzw. Merkmale 
zuzuschreiben, die in der Literatur häufig als normative Be- 
gründungskategorien angegeben werden (und in der Realität 

wohl auch zu beobachten sind): eben abnehmends Durchschnitts- 
kosten und/oder Produktion von Kollektivgütern. Auch wenn die- 
se Aspekte realiter gemeinsam auftreten können, werden sie 

aus Gründen der Übersichtlichkeit hier getrennt behandelt. 

Die abnehmenden Durchschnittskosten legen im übrigen die 
weitere Annahme nahe, daß die öffentlichen Unternehmen Mono- 
pole im klassischen Sinne sind und dis Nachfrage nach den von 
einem öffentlichen Unternehmen produzierten Gütern mit der ge- 
samten Marktnachfrage übereinstimmt. 


Die zu Beginn genannte (Teil-) Problemstellung: die Ableitung 
eines Verfahrens zur Ermittlung optimaler Produktionsprogram- 
me öffentlicher Unternehmen erscheint sinnvoller als die in 
vielen Beiträgen ähnlicher Thematik formulierte Fragestellung 
nach dem "optimalen Konsumentenpreis” für öffentliche Güter 
0.8.2. 

Vom allokationstheoretischen Standpunkt interessieren ja zu- 
erst einmal die optimalen Mengenkombinationen der Güter und 
Faktoren. Preise sind lediglich Teil einer denkbaren institu- 
tionellen Regelung, die - bestimmte Rahmenbedingungen und Ver- 
haltensweisen der Individuen vorausgesstzt - genau die als 
optimal ermittelte Allokation der Ressourcen gewährleisten 


Dieses Vorgehen ist durchaus üblich. TURVEY z.B. schreibt in 
seinem Buch [104, 14): "... I omit any discussion of why 
public enterprises do or should exist. Nor shall I try to 
define what I mean by public enterprise.” 


Vgl. etwa die Themenstellung bei KOLM [53] , ROLLE [86] 
oder TURVEY [104]. 


kann. Dieser Lenkungsfunktion können die Markt- oder Konsu- 
mentenpreise aber nur unter ganz bestimmten, noch zu konkre- 
tisierenden Bedingungen genügen. Ansonsten treten Schatten- 
preise an ihre Stelle, die gerade so bestimmt sind, daß sie 
(bei Beachtung bestimmter Bedingungen und Vorschriften) die 
gewünschte Allokation der Ressourcen sichern. 

Mit Hilfe solcher Schattenpreise und geeigneter Verhaltens- 
vorschriften für die Manager der öffentlichen Unternehmen 
werden in dieser Arbeit im übrigen auch die optimalen Produk- 
tionsprogramme der öffentlichen Unternehmen bestimmt. Der öko- 
nomische Hintergrund dieses Vorgehens und das Verfahren 
selbst werden im nächsten Kapitel ausführlich erläutert. Ist 
die Allokationsentscheidung auf diese Weise getroffen,d.h. sind 
die Produktionsprogramme der öffentlichen Unternehmen festge- 
legt, können über die Marktnachfragekurven auch die zugehöri- 
gen optimalen Konsumentenpreise ermittelt werden. Die Frage 
nach dem optimalen Konsumentenpreis für ein öffentliches Gut 
kann also in allgemeinen Gleichgewichtsmodellen nicht nur 
nicht unabhängig von der Lösung des Allokationsproblems be- 
trachtet werden, sondern setzt diese Lösung im (zeitlichen) 
Entscheidungsablauf sogar voraus. Da in einem großen Teil der 
zum Thema gehörenden Literatur partialökonomisch argumentiert 
wird, können diese Zusammenhänge dort nicht berücksichtigt 
werden. Es erscheint allerdings sinnvoll, eine kritische Aus- 
einandersetzung mit der Literatur erst im Schlußkapitel zu 
versuchen, da dann das in dieser Arbeit eingeschlagene Vor- 
gehen bekannt ist. 


wie sich zeigen wird, sind die Ermittlung optimaler öffentli- 
cher Produktionsprogramme und die Bestimmung und Interpreta- 
tion der zu ihrer Realisierung notwendigen fiskalischen Maß- 
nahmen dann unproblematisch, wenn jedes etwaige Defizit (bzw. 
jeder Überschuß) durch die Erhebung von Pauschalsteuern (lump- 
sum Steuern) bzw. durch Verwendung als Pauschaltransfers aus- 
geglichen werden kann und die durch das Marktgeschehen ver- 
mittelten Interaktionen von nutzenmaximierenden Konsumenten 


und profitmaximierenden Unternshmen zu einem Pareto-Optimum 
führen würden. Tatsächlich gibt es schon im privaten Sektor 
eine Reihe von Gründen, die einer effizienten Allokation der 
Ressourcen durch die "Marktkräfte” allein im Wege stehen. Das 
Vorliegen externer Effekte im Konsum- oder Produktionsbereich 
bzw. die Existenz von Kollektivgütern kann als Beispiel eben- 
so angeführt werden wie die Existenz von privaten profitmaxi- 
mierenden Monopolen. 

Aus der wohlfahrtstheoretischen Literatur ist aber auch be- 
kannt, daß die staatlichen Entscheidungsträger durch den Ein- 
satz geeigneter finanz- und/oder wirtschaftspolitischer Instru- 
mente dann durchaus eine Pareto-optimale Allokation sichern 
können, wenn der Handlungsbereich des Finanz- oder Wirtschafts- 
politikers (bezüglich der Verfügbarkeit dieses Instrumentari- 
ums) keinerlei Beschränkungen unterworfen ist. Tatsächlich 

kann davon natürlich nicht ausgegangen werden, und der an fi- 
nanzpolitischen Problemen interessierte Ökonom muß diese oft 
institutionell und/oder politisch begründeten Einschränkungen 
in seine Problemanalyse einbeziehen. Die Berücksichtigung die- 
ser über die Knappheit der Ressourcen und den jeweiligen Stand 
des technischen Wissens hinausgehenden zusätzlichen Nebenbedin- 
gungen führt in den Bereich der Nationalökonomie, der gewöhn- 
lich als Theorie des 'Zweitbesten' (Second-Best) oder des 'Best - 
möglichen’ bezeichnet wird. Konstitutiv für ein Second-Best- 
Problem ist also, daß die Menge der tatsächlich einsetzbaren 
finanz- (oder wirtschafts-) politischen Maßnahmen eine echte 
Teilmenge der Menge aller verfügbaren Instrumente ist, daß 
z.B. aus bestimmten Gründen nur indirekte Steuern, nicht aber 
die grundsätzlich ebenfalls verfügbaren Pauschalsteuern zur 
Zurückdrängung der privaten Nachfrage eingesetzt werden kön- 
nen. Ein Second-Best-Problam ist damit erst dann hinreichend 
charakterisiert, wenn angegeben wird, welches finanzpolitische 


De 
Vgl. z.B. BOHM [9]. 
®khnlich SCHLIEPER [96, 67]. 


Instrumentarium den staatlichen Entscheidungsträgern im konkre- 
ten Fall zur Verfügung steht. Zielsetzung eines so gekennzei- 
chneten Second-Best-Problems ist es dann gerade, den zur Errei- 
chung einer bestmöglichen Allokation der Ressourcen notwendi- 
gen Einsatz des verfügbaren finanzpolitischen Instrumentari- 
ums anzugeben. So wird in einem der folgenden Kapitel die Pro- 
blemstellung behandelt, daß die öffentlichen Unternehmen auf- 
grund zunehmender Skalenerträge Defizite realisieren, diese 
aber z.B. aus wahltaktischen (oder anderen) Überlegungen eine 
bestimmte Höhe nicht überschreiten dürfen. Das sich einstellen- 
de Gleichgewicht und damit das optimale Produktionsprogramm 
hängt natürlich wesentlich davon ab, ob das gegebene Defizit 
durch Pauschalsteuern gedeckt werden kann oder ob andere, 
nichtallokationsneutrale Steuern erhoben werden müssen. 

Das so in aller Kürze beschriebene Grundproblem aller Second- 
Best-Modelle ist allgemeiner und im Ergebnis fruchtbarer als 
die auf LIPSEY/LANCASTER" mit ihrer "General Theory of Second 
Best” zurückgehenden Beiträge zur Theorie des Zweitbesten.- 

Es erscheint allerdings auch hier sinnvoll, eine genauere Ab- 
grenzung zu diesem Ansatz ebenso erst am Schluß der Arbeit zu 
versuchen wie eine kritische Aussinandersetzung mit den 
grundlegenden Inhalten und Problemen der Theorie des Zweit- 
besten allgemein. 


Offensichtlich dürfte jedenfalls sein, daß die Theorie des 
Zweitbesten in der obigen Interpretation integraler Bestandteil 
einer problemorientierten Finanzwissenschaft ist. 


Die in dieser Arbeit behandelten Problemkreise werden jetzt 
kurz skizziert. Die allgemeine Problemstellung besteht, wie 
schon erwähnt, in der Ermittlung und Interpretation optimaler 
Produktionsprogramme öffentlicher Unternehmen und der zu 


———— 
Vgl. LIPSEY/LANCASTER [58]. 


Vel. dazu etwa SCHLIEPER [96] , FISCHER [32], DUSANSKY/ 
WALSH [27] und die dort angegebene Literatur. 
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ihrer Realisierung notwendigen fiskalischen Maßnahmen. Das ge- 
naue Verfahren zur Ermittlung dieser Produktionsprogramme wird 
im zweiten Kapitel näher ausgeführt, in dem die Verhaltensan- 
nahmen und Ausgangsbedingungen in den einzelnen Sektoren der 
Volkswirtschaft diskutiert werden. Aufgrund der obigen Aus- 
führungen ist zur Ableitung finanzpolitisch relevanter Ergeb- 
nisse dar Tatsache Rechnung zu tragen, daß der Handlungsraum 
des Finanz- oder Wirtschaftspolitikers bestimmten, noch zu 
konkretisierenden Beschränkungen unterworfen ist, die im all- 
gemeinen verhindern, daß die Allokation der Ressourcen Pareto- 
optimal gestaltet werden kann. Die im Hauptteil präsentierten 
Modelle sind damit der Ökonomie des Zweitbesten zuzurechnen. 
Aus naheliegenden Gründen können hier natürlich nur einige 

der praktisch relevanten Beschränkungen näher analysiert wer- 
den, die - aus welchen Gründen auch immer - als vermeintlich 
unveränderbar gelten. 

Es erscheint deswegen sinnvoll, ein allgemeines Second-Best- 
Modell zu entwickeln, das wesentliche Vorarbeiten leistet für 
alle möglichen durch die jeweilige(n) Nebenbedingunglen) cha- 
rakterisierten Modelle (Kapitel 3). Das erspart einerseits un- 
nötige Wiederholungen bei den in dieser Arbeit untersuchten 
Fragestellungen und ermöglicht andererseits eine Erweiterung 
auf andere, hier nicht behandelte Problemkreise aus der Theo- 
rie des Zweitbesten. Der Hauptteil der Arbeit enthält ver- 
schiedene Konkretisierungen des allgemeinen Second-Best-An- 
satzes. Überwiegend werden dabei Effizienzaspekte der öffent- 
lichen Güterproduktion betrachtet. 

In Kapitel 4 wird angenommen, daß die Verluste der öffentli- 
chen Unternehmen eine bestimmte Höhe nicht überschreiten 
dürfen, die Defizite aber durch Erhebung von Pauschalsteuern 
gedeckt werden können. In dieser Problemstellung ist auch der 
Fall enthalten, daß die öffentlichen Unternehmen kostendeckend 
produzieren sollen. Hier und in den folgenden Kapiteln werden 
dabei nicht nur die optimalen Schattenpreise abgeleitet, son- 
dern jeweils auch Kriterien zur Prüfung der Frage angegeben, 
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ob ein bestimmtes Gleichgewicht bzw. ein bestimmter Schatten- 
preisvektor auch die unter den gegebenen Umständen bestmögli- 
chen sind. Dazu müssen lediglich bestimmte Eigenschaften des 
(Second-Best-) Optimums bzw. der Gleichgewichtswerte der Va- 
riablen, nicht aber deren genaue Werte bekannt sein. Die 
erstmals von BOITEUX! behandelte Problemstellung dieses Kapi- 
tels, die hier allerdings um einige Interpretationen und Ver- 
deutlichungen erweitert ist, wird im fünften Kapitel dahin- 
gehend modifiziert, daß die Defizite der öffentlichen Unter- 
nehmen jetzt durch indirekte Steuern auf die Konsumgüter zu 
decken sind, da Pauschalsteuern nicht erhoben werden können. 
Neben den bestmöglichen Produktions- bzw. Schattenpreisvekto- 
ren - die sich natürlich von den im vierten Kapitel ermittel- 
ten unterscheiden - ist jetzt noch die optimale Struktur des 
Systems von Verbrauchsteuern zu bestimmen und zu interpretie- 


ren. 


Die Durchsetzung der in den beiden letzten Kapiteln beschrie- 
benen Second-Best-Optima kann, abhängig vom jeweiligen Aus- 
gangszustand, erhebliche Änderungen in der Preisgestaltung 
der öffentlichen Güter und der Struktur des Steuersystems er- 
fordern. Nun lassen sich die Gründe für die das jeweilige Se- 
cond-Best-Problem charakterisierenden (zusätzlichen) Nebenbe- 
dingungen in den meisten Fällen reduzieren auf mangelnde Ein- 
sicht in ökonomische Sachverhalte oder das Unvermögen bzw. 
den Unwillen, die jeweils adäquaten finanzpolitischen Instru- 
mente einzusetzen. Wenn solche Sachverhalte aber geradezu 
konstitutiv für den Modellaufbau sind, ist die Annahme nahe- 
liegend, daß die Verwirklichung eines Second-Best-Optimums 
eben dann nicht oder nur gegen erheblichen Widerstand reali- 
sierbar erscheint, wenn gegenüber dem Ausgangsgleichgewicht 
deutliche Änderungen notwendig sind. Aufgabe der Allokations- 
theorie ist es dann, Kriterien und Maßnahmen anzugeben, die 


‘Vel. BOITEUX [10]. 
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zu einer schrittweisen Verbesserung des (suboptimalen) Aus- 
gangszustandes führen. Nimmt man nun an, daß zwar mit mani- 
festen "Steuerwiderständen” zu rechnen, eine Änderung des 
Produktionsvektors der öffentlichen Unternehmen (und die da- 
mit verbundene Anpassung der Marktpreise) aber möglich ist, 
kann die folgende Vorgehensweise der verantwortlichen Finanz- 
politiker unterstellt und näher untersucht werden: die für 
die öffentlichen Unternehmen zuständigen Ökonomen in der 
(fiktiven) staatlichen Allokations- oder Kompositionsabtei- 
lung gehen bei der Ermittlung der optimalen Produktionspro- 
gramme (bzw. der Schattenpreisvektoren) von dem jeweils herr- 
schenden Steusrsystem aus, während die für Steuerfragen zu- 
ständigen Finanzpolitiker (gleichzeitig) versuchen, schritt- 
weise Verbesserungen im Steuersystem durchzusetzen. ' Zumin- 
dest auf analytischer Ebene kann dieses Vorgehen in zwei 
Schritten untersucht werden. Gegenstand des sechsten Kapitels 
ist dia Bestimmung der optimalen Schattenpreise für die öffent- 
lichen Güter bei einem gegebenen Steuersystem, genauer, bei 
gegebenen Steuersätzen auf die privaten Konsumgüter. Im sieb- 
ten Kapitel wird untersucht, wann welche schrittweisen Ände- 
rungen des Steuersystems eine Wohlstandserhöhung bewirken. 


während bis dahin ausschließlich die Effizienzaspekte der 
öffentlichen Güterproduktion berücksichtigt wurden, sind Ver- 
teilungsgesichtspunkte integraler Bestandteil des achten Kapi- 
tels. In einem Modell mit mehreren Individuen (bzw. Haushal- 
ten), die sich bezüglich ihrer Präferenzen und/oder Einkom- 
men unterscheiden, werden dort die sogenannten Zwei-Stufen- 
Tarife behandelt. Neben den Marktpreisen kann zur Deckung des 
Defizits der öffentlichen Unternehmen eine für alle Konsumen- 
ten einheitliche Grundgebühr erhoben werden. An Hand eines 
Zwei-Klassen-Modells wird einerseits gezeigt, welche soziale 
Klasse stärker zur Finanzierung des Defizits herangezogen 
wird, andererseits herausgearbeitet, für welche Güter tenden- 


> 
Zur genaueren Problemstellung vgl. S. 75 f. 
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ziell ein höherer Marktpreis (verglichen mit den jeweiligen 
Grenzkosten) verlangt wird. An einem vereinfachten Beispiel 
wird außerdem noch unter Verwendung empirischer Daten aufge- 
zeigt, welchen Einfluß Verteilungsurteile auf das Preisgeba- 
ren öffentlicher Unternehmen haben. Im letzten, neunten Kapi- 
tel des zweiten Teils der Arbeit wird schließlich die Produk- 
tion von Kollektivgütern in öffentlichen Unternehmen abgehan- 
delt - und zwar nur unter Effizienzaspekten. Im wesentlichen 
wird dabei davon ausgegangen, daß die Kollektivgüter den Kon- 
sumenten ohne direkte Gegenleistung zur Verfügung gestellt 
werden und die Produktionskosten durch indirekte Steuern auf 
die privaten Konsumgüter aufzubringen sind. Die aus der Stan- 
dardliteratur bekannte Optimalbedingung ist in diesem Modell- 
rahmen natürlich zu modifizieren. Untersucht wird dann einer- 
seits, ob die "benefits" | aus der Bereitstellung der Kollek- 
tivgüter im Second-Best-Optimum größer oder kleiner als im Pa- 
reto-Optimum sind, an Hand vereinfachender Annahmen anderer- 
seits, ob in diesem Fall eine Über- oder Unterversorgung mit 
Kollektivgütern zu erwarten ist (verglichen mit einem Pareto- 


Optimum). 


Das zehnte und Schlußkapitel enthält neben der kritischen Wür- 
digung der Theorie des Zweitbesten und der Problematisierung 
der hier behandelten Modelle eine Auseinandersetzung mit den 
zum Thema gehörenden Literaturbeiträgen, auf die zuvor nicht 
näher eingegangen wurde. Insbesondere gehört dazu fast die 
gesamte deutschsprachige Literatur. 


In einem analog gegliederten Anhang A finden sich längere und 
schwierigere mathematische Ableitungen und Beweise, die aus 


dem Hauptteil herausgenommen wurden. 


Anhang B enthält ein Verzeichnis der in der Arbeit verwende- 
ten (wichtigsten) mathematischen Symbole und ökonomischen 


Variablen. 


7... EEE 
Diese werden in Kapitel 9 noch konkretisiert. 
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Mit der oben skizzierten Problemstellung dürfte die Produktion 
von Gütern durch öffentliche Unternehmen in systematischer und 
wenigstens einigermaßen umfassender Form in Second-Best-Model- 
len behandelt sein. 


Daß mit den im Hauptteil behandelten Problemkreisen nicht alle 
Aspekte der Güterproduktion in öffentlichen Unternehmen behan- 
delt wurden, bedarf keiner weiteren Ausführungen, | Wesentlich 
für die Auswahl war, daß mit den in dieser Arbeit diskutier- 
ten Fragestellungen einige der wichtigsten Forschungsrichtun- 
gen der neueren theoretischen Finanzwissenschaft aufgezeigt, 
behandelt und wohl auch ergänzt werden konnten: neben der 
Theorie öffentlicher Unternehmen zugleich Probleme der Kol- 
lektivgüterallokation und die Theorie optimaler Verbrauch- 
steuern. 


Die in den einzelnen Kapiteln abgeleiteten Theoreme werden in 
vielen Fällen durch Beispiele verdeutlicht. Insbesondere wird 
auf die Implikationen der in der mikroökonomischen Lehrbuch- 
literatur häufig verwendeten Nutzenfunktion vom Typ COBB- 
DOUGLAS hingewiesen. 


Ein möglicher Vorwurf gegen die Konzeption der Arbeit soll 
schon an dieser Stelle vorweggenommen werden: der Vorwurf der 
mangelnden Verwertbarkeit der Ergebnisse für die praktische 
Preispolitik öffentlicher Unternehmen, wie z.B. Festsetzung 
von Nahverkehrs- oder Telefontarifen. Diese Problemstellung 
liegt allerdings auf einer ganz anderen Abstraktionsstufe. 
Eine volkswirtschaftlich vernünftige, d.h. allokationstheo- 
retisch begründete Mengen- oder Preispolitik öffentlicher 


J . 0 
Insbesondere wurde das Problem des 'peak-load pricing’ aus- 
geklammert. 


? Zumindest sind das die Gebiete, denen im Editorial des Jour- 
nal of Public Economics (April 1972) eine ständig zunehmende 
Bedeutung in der theoretischen Finanzwissenschaft bestätigt 
wird. 


Vorausgesetzt man akzeptiert die durch das Pareto-Kriterium 
definierte Norm einer ökonomisch sinnvollen Allokation der 
Ressourcen, 
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Unternehmen erfordert nun erst einmal die Ableitung theore- 
tisch gesicherter Erkenntnisse, auf deren Grundlage dann unter 
Hinzuzishung betriebswirtschaftlicher Überlegungen konkretere 
Empfehlungen abzuleiten sind. In diesen Rahmen ist die vorlie- 
gende Arbeit einzuordnen: die Herausarbeitung des theoretischen 
Hintergrundes, der für eine gesamtwirtschaftlich rationale 
Politik im öffentlichen Produktionssektor einfach erforderlich 
ist. 

Tatsächlich wird kein mit der Allokationstheorie vertrauter 
Ökonom die in den folgenden Kapiteln abgsleiteten Theoreme als 
unmittelbare Handlungsanweisung an die in der praktischen Fi- 
nanzpolitik engagierten Finanzwissenschaftler auffassen. Ak- 
zeptiert man jedoch das paretianische Werturteil - und unter 
den Werturteilen, aus denen der Wirtschaftspolitiker seine 
Handlungen ableitet, gehört das Pareto-Kriterium eher zu den 
weniger einschränkenden - kann die Allokationstheorie zumin- 
dest die Grundregeln bzw. die Richtung für eine rationale 
Produktion öffentlicher Unternshmen angeben. 

Daß darüberhinaus der Schritt zu konkreteren Entscheidungs- 
hilfen für die Praxis öffentlicher Unternehmen notwendig ist, 
steht außer Zweifel, daß er - wenn auch mit einigen Schwierig- 
keiten - möglich ist, zeigen einige Arbeiten, auf die an ge- 
eigneter Stelle hingewiesen wird, daß er (subjektiv empfunden) 
mit zu hohen Opportunitätskosten verbunden ist, bildet die 
Rechtfertigung für das eingsschlagene Vorgehen. 
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Kapitel 2: Verhaltensweisen und Annahmen in den einzelnen 
Sektoren der Volkswirtschaft 


In diesem Kapitel werden die in den verschiedenen Sektoren der 
Volkswirtschaft getroffenen Annahmen und die für die privaten 
Haushalte und privaten Unternehmen vorgegebenen Verhaltens- 
hypothesen konkretisiert. Die von den Managern der öffentli- 
chen Unternehmen zu befolgenden Handlungsvorschriften werden 
dagegen aus der Zielsetzung des öffentlichen Produktionssek- 
tors bestimmt. 


2.1 Die privaten Haushalte 


Der vom i-ten Haushalt" b a ” nachgefragte (angebot e- 
ne) Gütervektor wird mit x! 
ist der einzige vom Haushalt SON: (variable) Faktor 

(Arbeit). Nach der in allgemeinen Gleichgewichtsmodellen üblichen 


exit are‘, 1} bezeichnet.“ Gut 0 


Vorzeichenkonvention ist xien. 


Es wird angenommen, daß die Präferenzordnung jedes Haushalts 
durch sine reellwertige” und streng quasikonkave” Nutzen- 
funktion ul = utxi) dargestellt werden kann. Diese Nutzen- 
funktion soll zweimal stetig differenzierbar und ihr Gradient 
strikt positiv sein. 


1 f ‘ ‘ 
SAMUELSON [91] gibt die Bedingungen an, die die Existenz von 


"well-behaved" Haushaltsindifferenz- und -nachfragekurven 
sicherstellen. 
Allgemein bezeichnet x’ sinen Zeilen - und x einen Spalten- 
vektor. 
Iie Bedingungen, denen die Präferenzordnungen dazu genügen 
müssen, finden sich in fast allen neueren mikroökonomischen 
Lehrbüchern, z.B. in MALINVAUD [66, 18 ff]. 
“Eine über der konvexen Menge Xe rt] definierte reellwertige 
Funktion f(x) heißt streng quasikonkav, wenn f(x)>f(2) impli- 
ziert fltx+(1-t)kJ]>f(%) Y x#k€X und t€(0,1). Aus dieser Defi- 
nition folgt, daß die Indifferenzkurven streng konvex sind; 
vgl. z.B. AKAYAMA [100, 109]. 
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Der Haushalt maximiert seine Nutzenfunktion bei gegebener Ein- 
kommensrestriktion p'x slt = i wobei p’ = [po P4r eee Pu] 

den Markt- oder Konsumentenpreisvektor bezeichnet, I°30 die 
für den Haushalt gegebene Einkommenskomponente, die ihm als 
Einkommen aus den Unternehmen zufließt, und Lis 0 das vom 
Staat bezogene Transfereinkommen (L*<0) bzw. die abzuführenden 


Pauschalsteuern (L?>0). Aus den Bedingungen erster Ordnung |’? 


a e i i 
ir. is, 2 fe we A i’ „ [au au 
(2-1) Vu (x") À p 0 wobei Vu — a 
ax ax 
o 
i 
= [u prees Ue 
(2-2) I -f - pie ao 


können die Nachfragefunktionen 


(2-3) xi = x2 (p,tt) mit I = rl 


abgeleitet werden, die unter den oben getroffenen Annahmen exi- 


stieren und (mindestens einmal) stetig differenzierbar sind.’ 


Bekannt ist, daß die Nachfragefunktionen dann homogen vom Grade 
Null in ihren Argumenten sind, Gut O kann als Numéraire ge- 
wählt und pP," 1 gesetzt werden. 


1 iJ 
A ist der entsprechende LAGRANGE-Multiplikator und kann als 
Grenznutzen des Einkommens interpretiert werden. 


Zin dieser Arbeit werden nur sogenannte "innere” Optima betrach- 
tet. Der bei Einbeziehung von Ecklösungen notwendige größere 
mathematische Aufwand scheint bei dem Thema dieser Arbeit in 
keinem Verhältnis zu dem dadurch erzielten zusätzlichen Erkennt- 
niswert zu stehen, 


Iygl. z.B. MALINVAUD [66, 25 ff], BRONSARD [11, 23 ff]. 


Erwähnenswert ist ferner, daß dis Gleichungen (2-1) und (2-2) 
aufgrund der genannten Annahmen über die Nutzenfunktionen und 
der Linsarität der Nebenbedingungen notwendige und hinreichen- 
de Bedingungen dafür sind, daß der Lösungsvektor x eindeutig 
bestimmt ist, vgl. TAKAYAMA [100, 133-135]. 
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In Anhang A-2-I sind einige in der Arbeit mehrmals benötigte 
Beziehungen angegeben, die aus den Nachfragefunktionen abge- 


leitet werden. 


Um die Effizienzaspekte der öffentlichen Güterproduktion iso- 
liert betrachten zu können, wird in den entsprechenden Kapi- 
teln des Hauptteils angenommen, daß nur ein Haushalt existiert. 
Der Index i wird dann einfach weggelassen. Ebensogut könnte 
man davon ausgehen, daß alle Haushalte in den wesentlichen 
ökonomischen Merkmalen identisch sind, insbesondere hinsicht- 
lich ihrer Präferenzordnungen und ihrer Einkommen. Eine addi- 
tive soziale Wohlfahrtsfunktion (mit gleichen Gewichten für 
alle Individuen) würde als Maximand des gesellschaftlichen Opti- 
mierungsproblems zu den gleichen Ergebnissen führen wie die 
Maximierung der Nutzenfunktion in einer Ein-Haushalt-Ökonomie. 
würde zusätzlich vorausgesetzt, daß alle Nutzenfunktionen ho- 
mothetisch sind, könnte überdies mit einer sozialen Nutzen- 


funktion gearbeitet werden. ' 


2.2 Die privaten Unternehmen 


Die Produktionsfunktion des l-ten Unternehmens (l€{1,...,v}av) 


sei durch 
Fly =o vlev 


gegeben. Dabei ist ył die in diesem Unternehmen eingesetzte 

Menge an Arbeit, die Güter 1,...,n sind entweder Endprodukte, 
die als Konsum- oder Produktionsgüter an andere Wirtschafts- 
einheiten abgegeben werden, oder von anderen Unternehmen be- 
zogene Produktionsgüter. Auch hier ist die Vorzeichenkonven- 


tion für die eingesetzten Produktionsfaktoren zu beachten, 


Im folgenden wird allerdings durchweg mit den nach dem Faktor 


—— 
Vgl. SAMUELSON [91]. 


-19- 


Arbeit explizierten ‘Faktorfunktionen’ ' 


(2-4) yl = hyi) v lev, 


gearbeitet, wobei yl = yi seansi] ist. 


Die Funktion p sei homogen, konkav für alle 1, zweimal stetig 
differenzierbar, und der Gradient strikt negativ. Damit sind 
zunehmende Skalenerträge im privaten Produktionssektor ausge- 
schlossen. Verhaltenshypothese ist Profitmaximierung, also 


max qty? 
(2-5) 
usd. N? y? - Pui = 0 v lev , 


wobei q den für alle privaten Unternehmen gleichen Produzen- 
tenpreisvektor bezeichnet. Bei vollkommener Konkurrenz auf 

allen für die privaten Unternehmen relevanten Güter- und Fak- 
tormärkten sind die Bedingungen erster Ordnung” für ein Pro- 


fitmaximum 


a VF ly tqa = 0 


(2-6) 
ya-fi ly) = 0 


Dabei postulieren die ersten n Gleichungen gerade die Gleich- 
heit von Grenzkosten und Produktpreis bzw. von Grenzrate der 
(technischen) Substitution und Faktorpreis(verhältnis), je 


‘Vol. WITTMANN [108, 9]. 
Abkürzung für: unter der Nebenbedingung. 


Außerdem ist (2-6) unter den genannten Annahmen wieder not- 
wendig und hinreichend dafür, daß der Lösungsvektor 


y ein Maximum von (2-5) ist, vgl. TAKAYAMA [100, 138]. 
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nachdem, ob die entsprechende Komponente von y, ein Endpro- 
dukt oder ein Produktionsfaktor ist. ! 


Unter bestimmten Bedingungen können aus (2-6) die Angebots- 
funktionen 


(2-7) yr = y+ (ay) 


abgeleitet werden (wobei das Preissystem schon durch 9,” 1 nor- 
miert wurde). 


In den Teilen der Arbeit, die (in einer Umgebung des Gleichge- 
wichts) von abnehmenden Skalenerträgen in den privaten Unter- 
nehmen ausgehen,wird angenommen, daß die Funktionen gl dort 
streng konkav sind. Darüberhinaus werden aus der Menge der 
streng konkaven Funktionen nur diejenigen betrachtet, deren 
HESSEsche Matrix 


1 1 
Faas e efin ay 
lı_ l _ o 
gl fl ayı9; 
ni" °” "nn 


oe — — — 
Die j-te Gleichung von (2-6) ist ag (af ays) = "a3. 
Fir konstante Yi (i€N, i#j) folgt aus der 'Faktorfunktion’ 


l 1 1 l l 
dy, = (af /dy;\dy;. so daB gilt au (dy, /dy 5) qj 


Wenn Gut j ein Endprodukt ist, gibt die linke Seite dieser 
Gleichung (die für q,=1 ja gerade gleich -əf}/ ay; ist) unter 


Berücksichtigung der Vorzeichenkonvention fir Produktionsfak- 
toren gerade die Grenzkosten des Gutes j an. 
Wird mit dem Index j ein Produktionsfaktor bezeichnet, kann 


- dye /dy 5 = -ar'yayı als Grenzrate der (technischen) Substi- 


tution interpretiert werden, die für ao”! gleich dem Preis 
des Faktors j ist. 
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negativ definit ist. Diese - die mathematische Analyse verein- 
fachende - Einschränkung ' scheint hier angesichts der Tatsache 
vertretbar, daß sie selbst in einem Standardwerk über Produk- 
tionstheorie getroffen wird. Die Negativ- (Semi-) Definitheit 
der HESSEschen Matrix von f? kann im übrigen als Verallgemei- 
nerung des Prinzips vom abnehmenden Grenzertrag bezeichnet 
werden. Im Anhang A-2-II auf S.162 wird gezeigt, daß die 
Angebotsfunktionen unter diesen Bedingungen sxistieren und 
stetig differenzierbar sind. 

Bei konstanten Skalenerträgen sind die Angebotsfunktionen 
allerdings mengenwertige Funktionen”, so daß die entsprechen- 
den Funktionalmatrizen nicht (überall) gebildet werden können. 
Die Funktionen (A-2-6), die in diesem Fall als "inverse” Ange- 
botsfunktionen” bezeichnet werden sollen, existieren aber auf 
alle Fälle. Aus Vereinfachungsgründen wird in den Abschnitten 
der Arbeit, die von linear homogenen Funktionen gl ausgehen, 
angenommen, daß die Expansionspfade für alle Unternehmen durch 
den Ursprung verlaufen und für ein gegebenes Preissystem je- 
weils parallel sind. Dann kann nämlich mit einer aggregierten 
Produktions- (oder ’Faktor’-) Funktion gearbeitet werden, die 
ebenfalls homogen vom Grade Eins ist.” 

Diese aggregierte ‘'Faktorfunktion’ sei durch 


(2-8) yo“ Fiya) 


gegeben. 


1 i 4 : : 
Negativ-Definitheit ist nur hinreichende,nicht aber notwendi- 
ge Bedingung für streng konkave Funktionen, vgl. TAKAYAMA 
[100, 121 f]. 

Die Formulierung bei LANCASTER [55, 133] : "If f(x) is stric- 
tly convex (concave), its Hessian is positive (negative) de- 
finite” ist falsch. 


Vgl. WITTMANN [108, 17/18]. 


Ein gegebener Preisvektor wird also in mehrere Mengenvektoren 
abgebildet, vgl. z.B. MALINVAUD [66, 59, Fn]. 


während (A-2-6) bei abnehmenden Skalenertrdgen die Inverse der 
Angebotsfunktion ist, gilt das bei konstanten Skalenerträgen 
nicht. Um Mißverstädnissen vorzubeugen, werden bei konstanten 
Skalenerträgen deshalb im Terminus: “inverse” Angebotsfunktion 
die Anführungszeichen verwendet. 


Vgl. GREEN [37, 49/50]. 


4 


5 
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2.3 Der öffentliche Sektor 


Im Staatsbereich werden zwei Arten von Instrumentalvariablen 
betrachtet, die allerdings in der Regel nicht unabhängig von- 
einander singesetzt werden können. 

Das Steusrinstrumentarium beschränkt sich dabei auf die Erhe- 
bung von Pauschalsteuern (lump-sum Steusrn) und Verbrauchsteu- 
ern. Mit einigem Aufwand, aber ohne allzu große theoretische 
Schwierigkeiten könnten z.B. Gewinnsteuern oder eine unter- 
schiedliche Bestauerung der einzelnen Unternehmen zugelassen 
werden. | Da der Schwerpunkt der Arbeit auf der Ermittlung und 
Interpretation der zur Realisierung eines optimalen öffentli- 
chen Produktionsprogramms notwendigen fiskalischen Maßnahmen 
liegt, scheint eine solche Einschränkung vertretbar zu sein. 


Im öffentlichen Produktionssektor wird nun angenommen, daß in 
den einzelnen öffentlichen Unternehmen mit zunehmenden Skalen- 
erträgen produziert wird. 

Diese zunehmenden Skalenerträge sind fast immer auf die Existenz 
unteilbarer Produktionsanlagen zurückzuführen und führen 
zwangsläufig zur Entstehung fixer Kosten. Bei kurzfristiger Be- 
trachtungsweise ist von gegebener Betriebsgröße eines öffent- 
lichen Unternehmens auszugehen. Ist diese Betriebsgröße opti- 
mal gewählt, produziert das öffentliche Unternehmen im (kurz- 
fristigen) Gleichgewicht bei zunshmenden Grenzkosten. Wenn 

für die öffentlichen Unternehmen also weiterhin zunehmende Ska- 
lenerträge im relevanten Outputbereich angenommen werden, so 
impliziert das praktisch immer eine nicht optimale Wahl der 
Kapazität.? 


tJ 
Im folgenden soll z" a nl den vom k-ten öffentlichen 


Unternehmen (kE{1,...,w}sW) angebotenen (bzw. nachgefragten) 


‘Vel. etwa die Arbeiten von DESGUPTA/STIGLITZ [17], 
MIRRLEES [69]. 


Entscheidungen unter Zugrundelegung der langfristigen Kosten- 
funktion implizieren im übrigen zugleich die Wahl der optima- 
len Betriebsgröße. 

Vgl. auch SOHMEN (98; Kap. 11]. 
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Gütervektor bezeichnen und 


ew = 0 
bzw. 
(2-8) zk = etz) Y kEW 


die jeweiligen Produktions- bzw. ‘Faktorfunktionen’, wobei 
letztere annahmegemäß homogen,streng konvex und zweimal stetig 
differenzierbar sind. Analog zum privaten Produktionssektor 
werden von den streng konvexen Funktionen wieder nur diejeni- 
gen betrachtet, deren HESSEsche Matrix H(g*) positiv definit 
ist. Das kann als Verallgemeinerung der Annahme (streng) zu- 
nehmender Grenzerträge interpretiert werden. 


Allgemein soll die Produktion in den öffentlichen Unternehmen 
unter der Zielsetzung erfolgen, daß die Allokation der 
Ressourcen in der betrachteten Volkswirtschaft optimal im 
Sinne des Pareto-Kriteriums ist. Unter der Voraussetzung, daß 
eine effiziente Allokation innerhalb des öffentlichen Pro- 
duktionssektors vorteilhaft ist!, soll nun gezeigt werden, wie 
die Manager der öffentlichen Unternehmen veranlaßt werden 
können, genau die optimalen Produktionsprogramme zu verwirkli- 
chen. Ausgangspunkt ist dabei die 


Definition: l 
Die Produktionsvektoren Zi... sind genau dann effi- 
zient, wenn es keine Vektoren (21...) gibt, so daß 
für alle j€{0,1,...,n} gilt 


=k -k 
2s ee , 
Kew” kew d 
mit striktem Ungleichheitszeichen für mindestens ein j. 


1 : ‘ 
Das muB in sinem Second-Best-Optimum nicht unbedingt der Fall 
sein, vgl. Kapitel 4. 
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Verbal ausgedrückt heißt das, daß eine effiziente Produktion 
im öffentlichen Sektor genau dann vorliegt, wenn die Netto- 
produktion eines Konsum- oder Produktionsgutes maximal ist 
(bzw. der Nettoeinsatz eines Faktors minimal ist) für gegebe- 
ne Mengen aller anderen Endprodukte und Faktoren. 

Die (notwendigen) Bedingungen für eine effiziente Allokation 
der Ressourcen im öffentlichen Sektor erhält man aus der Um- 
setzung dieser Definition in ein formales Optimierungsproblem, 


nämlich! 
max |] z“ 
KEW 
(2-9) u.d.N. J F - J a = 0 v jen 
KEW KEW 
z5 - etz) = 0 Y KEW. 


Wenn die LAGRANGE-Multiplikatoren der letzten k Gleichungen 
eliminiert werden und of = (o,,+++,0,) der Vektor 

der LAGRANGE-Multiplikatoren der ersten j Beschränkungsglei- 
chungen ist, sind die Bedingungen erster Ordnung 


(2-10) Oy = -vg! Be o o” -Vg” ° 


Da die Komponenten von Vek negativ sind, ist o,>0 fir alle 
JEN. Nun gibt der j-te LAGRANGE-Multiplikator ja gerade die 
Wirkung einer (marginalen) Änderung der j-ten Beschränkung 


auf den optimalen Wert der Zielfunktion, J Zi", an, d.h. 
€ 


es ist“ kEW 


1 k = ; 

Da z,<0 für alle kEW bedeutet die Maximierung } = nichts 
kEW 

anderes als die Minimierung des Einsatzes von Arbeit. 


Ž\gl. etwa PANIK (78, 205 ff und 225]. 


-25- 


af Į cM *] 
Kew ° 


Ne ee = a å 
aj J z] 
kEW 


Wenn Gut j ein Konsum- oder Produktionsgut ist, besagt diese 
Gleichung, daß die Verminderung der Nettoproduktion von Gut j 
im öffentlichen Sektor um eine Einheit im Hinblick auf die Ver- 
änderung der Zielvariablen positiv zu bewerten ist. Und zwar 
beträgt die Zunahme des optimalen Wertes von Ir gerade 


Co) Einheiten, und das heißt, daß der notwendige Netto- 
einsatz des Faktors Arbeit um o; Einheiten abnimmt. Der Ein- 
schränkung der Nettoproduktion von Gut j um eine Einheit ent- 
spricht also (im Optimum) eine Verminderung des Nettoeinsatzes 
des Faktors Arbeit um s; Einheiten; oder äquivalent formuliert: 
ausgedrückt in Arbeitseinheiten ist eine Einheit von Gut j ge- 
rade o, Einheiten ‘wert’. Aufgrund dieser Überlegungen ist 

es naheliegend, den Vektor o, als Schattenpreisvektor zu inter- 
pretieren. 

Gleichung (2-10) kann dann auch als Bedingung erster Ordnung 
für ein Extremum der Gewinnfunktion 

ck = zKeogze+k 

(2-11) 


= eX (2h) sogzc+k V keW 


angesehen werden. Das totale Differential zweiter Ordnung 


2k 


ach = dz% HigN)dzk V kEW 


ist aber größer Null, da die HESSEsche von 2. He), positiv 
definit ist für alle kEW, so daß der Extremwert von (2-11) 


‘ber Term K, mit K<0 in der Gleichung (2-11) soll dabei die 
oben erwähnten fixen Kosten darstellen. 
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; aa r 1 
ein Minimum ist. 


Durch Variation der gegebenen Mengen J F im Optimierungspro- 
kEW 


blem (2-9) kann jede im öffentlichen Sektor mögliche, effizien- 
te Güterkombination und der dazugehörige Vektor o, bestimmt 
werden. Der optimale Schattenpreisvektor, der mit s, bezeich- 
net werden soll, ist dann genau der Vektor o, , der der für ein 
Extremum eines (noch zu formulierenden) gesellschaftlichen 
Optimierungsproblems erforderlichen Struktur der öffentlichen 
Produktion entspricht. Dieses optimale Produktionsprogramm 
kann also dadurch realisiert werden, daß den Managern der öf- 
fentlichen Unternehmen der Schattenpreisvektor s, mit der Auf- 
lage vorgegeben wird, die Gewinne auf Basis der gegebenen 
Schattenpreise zu minimieren. Die Vorgabe der korrekten Schat- 
tenpreise setzt allerdings die vollständige (numerische) Lö- 
sung des gesellschaftlichen Optimierungsproblems durch eine 
finanzpolitische Entscheidungszentrale voraus. Eine rationale 
Finanzpolitik würde sich dann im wesentlichen mit den Proble- 
men befassen, die mit der finanzwirtschaftlichen Realisierung 
eines schon bekannten Zustands zusammenhängen. Die zur Berech- 
nung des optimalen Schattenpreisvektors (und damit aller ande- 
ren Gleichgewichtswerte) notwendige Menge an Informationen 
kann tatsächlich jedoch nicht als bekannt vorausgesetzt wer- 
den. Aus diesem Grund werden in den Kapiteln des zweiten Teils 
auch größtenteils solche Theoreme abgeleitet, die vom Finanz- 
politiker für den Fall als Entscheidungshilfen herangezogen 
werden können, daß die genauen Gleichgewichtswerte der System- 
variablen nicht bekannt sind. Zum Beispiel wird die Reaktion 
der Gleichgewichtsvariablen (insbesondere natürlich der Schat- 
tenpreise) auf finanzwirtschaftlich induzierte Störungen ange- 
geben oder die Struktur des optimalen Schattenpreisvektors - 
ggf. in bezug zum entsprechenden Marktpreisvektor - näher cha- 
rakterisiert und interpretiert. 


‘Noch einmal sei darauf hingewiesen, daß nur "innere” Optima 


betrachtet werden. 
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Die soeben abgeleitete Verhaltensregel: Minimierung der Ge- 
winne bei gegebenen Schattenpreisen ist auf den ersten Blick 
vielleicht erstaunlich, ihre Berechtigung wird aber schnell 
plausibel, wenn man zur Vereinfachung unterstellt, daß das 
öffentliche Monopol nur ein Konsumgut produziert: Annahmegemäß 
nehmen die in Schattenpreisen bewerteten Grenzkosten ab und 
schneiden (in der graphischen Darstellung) die horizontale 
Preisgerade “von oben”, aus der Theorie der Unternehmung ist 
bekannt, daß dann ein Gewinnminimum vorliegt. | Zu beachten ist 
im übrigen, daß, wenn der optimale Produktionsvektor z“ mit den 
tatsächlichen Marktpreisen bewertet wird, durchaus ein positi- 
ver Gewinn realisiert werden kann. Das wird in Kapitel 4 u.a. 
auch graphisch verdeutlicht. Vor siner allzu simplifizierten, 
weil verkürzten Interpretation, etwa: die Manager der öffent- 
lichen Unternehmen sollten ihre Gewinne minimieren, ist jeden- 
falls zu warnen. Einige Probleme können indessen bei der prak- 
tischen Umsetzung dieser Regel durch die Manager der öffentli- 
chen Unternehmen entstehen.” Ein finanzpolitisches Kontrollzen- 
trum muß u.a. sichern, daß eine Senkung der Gewinne nicht ein- 
fach durch Verschwendung von Produktionsfaktoren herbeigeführt 
wird, sondern, daß entsprechend der Gleichung (2-11) die Pro- 
duktions- bzw. Faktorfunktionen eingehalten werden. Die Kon- 
trolle der Manager der öffentlichen Unternehmen muß (zumindest 
potentiell) so weit gehen, daß den Managern kein Spielraum für 
autonome Entscheidungen bleibt. Diese Voraussetzung ist sicher- 
lich nicht allzu realistisch.” Trotzdem erscheint es sinnvoll, 
optimale öffentliche Produktionsprogramme zuerst einmal unter 
Vel. etwa HENDERSON/QUANDT [43, 212]. 
Dazu muß als Nebenbedingung des Second-Best-Problems ja nur 
pz = konstant > 0 vorgegeben werden. 
Vgl. auch BATOR [4, 406 f]. 


27.6, gehen POMMEREHNE [82, 274), GRAVELLE/KATZ [39] und 
PEACOCK/ROWLEY [79) gerade davon aus, daß die Manager in 
öffentlichen Unternehmen einen größeren autonomen Entschei- 
dungsspielraum haben als in privaten Unternehmen, sich also 
nicht unbedingt an vorgegebene Verhaltensregeln halten müssen. 
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diesen (idealtypischen) Bedingungen abzuleiten und erst dann 
die Modifikationen zu untersuchen, die sich aus einer größeren 
Realitätsnähe der Annahmen ergeben. 


Mit der Gewinnminimierungsregel äquivalent, aber auf der Ober- 
fläche weniger merkwürdig ist die folgende Vorschrift für den 


Manager sineas Öffentlichen Unternehmens: 


Realisiere den Produktionsvektor a" bei dem die mit 
den vorgegebenen Schattenpreisen bewerteten Grenzkosten 
bzw. die Grenzrate der (technischen) Substitution mit 
den Schattenpreisen der jeweiligen Endprodukte bzw. 
Produktionsfaktoren übereinstimmen, 


Die Übereinstimmung mit der Gewinnminimierungsregel folgt aus 
der Gleichung (2-10) und der in Fußnote 1 auf Seite 20 für den 
privaten Unternehmenssektor erläuterten Tatsache, daß die Kompo- 
nenten des Gradienten der 'Faktorfunktion’ gr den (zu Schatten- 
preisen bewerteten) Grenzkosten bzw. der Grenzrate der (techni- 
schen) Substitution entsprechen. 


Bei dieser ausführlichen Einführung des Schattenpreisvektors 
wurde davon ausgegangen, daß es sinnvoll ist, innerhalb des 
öffentlichen Produktionssektors effizient zu produzieren. In 
einer Second-Best-Ökonomie ist das jedoch keineswegs notwendi- 
gerweise so. In diesen Fällen ist dann ein für jedes öffentli- 
che Unternehmen unterschiedlicher Schattenpreisvektor af zu- 
grunde zu legen. 


Analog zum Vorgehen im privaten Produktionssektor können aus 
(2-11) dann auf der Basis dieser Schattenpreise (fiktive) An- 
gebotsfunktionen 


(2-12) z“ = z*¢sk) Y kew 


der öffentlichen Unternehmen abgeleitet werden. 


Da im Unternehmensgleichgewicht sk = -vg* 


ist, wird gelegent- 
lich statt mit dem Schattenpreisvektor auch mit den (zu Schat- 


tenpreisen berechneten) Grenzkosten bzw. den Grenzraten der 
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(technischen) Substitution argumentiert, die ja den Komponen- 


ten von (-92%) entsprechen. 


2.4 Die Marktgleichgewichtsbedingungen 


Zu berücksichtigen sind schließlich noch die Marktgleichge- 


wichtsbedingungen 
(2-13) Pato Sy Token, 
ieM 1EV kEW 


Es wird also angenommen, daß keine Anfangsbestände existieren. 
Durch die explizite Formulierung der Marktgleichgewichtsbe- 
dingungen ist in allgemeinen Gleichgewichtsmodellen über das 
WALRAS-Gesetz garantiert, daß das Budget des Staates. ausge- 
glichen ist. Das wird in den einzelnen Kapiteln des Hauptteils 
näher ausgeführt. 
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Kapitel 3: Ein allgemeines Second-Best-Modell'’? 


In diesem Kapitel soll ein allgemeines Second-Best-Modell ent- 
wickelt und die Bedingungen erster Ordnung des gesellschaftli- 
chen Optimierungsproblems so angegeben werden, daß Konsumen- 
ten-, Produzenten- und Schattenpreissystem im allgemeinen 
Rahmen bestimmt sind. Dieses Vorgehen erspart einerseits un- 
nötige Wiederholungen bei den verschiedenen Konkretisierungen 
des allgemeinen Ansatzes in den folgenden Kapiteln, ermöglicht 
andererseits eine Erweiterung auf andere, in dieser Arbeit 
nicht behandelte Problemkreise aus der Theorie des Zweitbesten. 


Maximand des gesellschaftlichen Optimierungsproblems ist eine 

individualistische soziale Wohlfahrtsfunktion WCU seve u) mit 
strikt positivem Gradienten VW. Berücksichtigt man als Neben- 

bedingungen (nur) die ‘'Faktorfunktionen' des privaten und öf- 

fentlichen Produktionssektors sowie die Marktgleichgewichtsbe- 
dingungen, erhält man aus dem Maximierungsproblem 


max u 


u.d.N. yl - Fly) = 0 v ev 
(3-1) 
zk - ghtzu) = 0 V kew 
P xi- Py Jz“ - 0 
i€M lEV kEW 


die notwendigen Bedingungen für eine Pareto-optimale Allokation 


Nee, oe eek Wn ee M es 
Vgl. zu diesem Kapitel BRONSARD [11]. Die Lektüre dieses über- 
aus anregenden Buches hat überhaupt wesentlich zum Verständnis 
der Grundlagen der in der vorliegenden Arbeit behandelten Pro- 
bleme beigetragen. 

In einem ausführlichen Briefwechsel hat BRONSARO im übrigen 
mehrere Unklarheiten beseitigen helfen, und dadurch erst die 
Formulierung des Theorems 5-7 in Kapitel 5 ermöglicht. 


*KOLM [54] hat ebenfalls eine allgemeine Theorie des Zweit- 
besten entwickelt. Die auf sein Buch [53] bezogene Bemerkung 
von TURVEY [104, 19 Fn. 2] ”... stimulating, albeit obscure” 
gilt allerdings auch hier. 
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der Ressourcen. Diese Bedingungen und ihre Interpretation 
dürften bekannt sein. 


Bei konstanten Skalenerträgen kann unter den auf Seite 21 ge- 
nannten Annahmen mit der aggregierten 'Faktorfunktion' (2-8) 

ya” Fly,) = 0 Be werden, die dann an die Stelle der 

v Gleichungen Ya T f (y) = 0 tritt. 


Ein Problem des Zweitbesten ist nun dadurch gekennzeichnet, daß 
zusätzliche Nebenbedingungen im obigen Maximierungsproblem zu 
berücksichtigen sind. Diese Nebenbedingungen variieren zwar von 
einem Problem zum anderen, können aber allgemein immer als 
Funktion der Variablen des obigen Problems, also von xt, yt, z* 
für alle i€M, l€V, kEW ausgedrückt werden. Die allgemeine Form 


dieser zusätzlichen Nebenbedingungen sei dann 
(3-2) Cle a 2 pess") = 0 ’ 


wobei die Funktion C zweimal stetig differenzierbar sein soll. 


(n+1) (m+v+w) ie dar R o woher 


C ist eine Abbildung vom R 
dadurch beschränkt ist, daß die Zahl aller Nebenbedingungen 
(die linear unabhängig sein sollen) kleiner als die Anzahl der 
Variablen (n+1) (m+v+w) ist. ' 

Wenn das Optimierungsproblem (3-1) unter Berücksichtigung der 
zusätzlichen Nebenbedingung (3-2) eine Lösung hat? (was voraus- 
gesetzt werden soll), gibt es Zahlen bzw. Vektoren 

ar = -[O,,004,0], -B° = -[BosenesB Is or" © -[YgoYgree so rnl> 
-u' =œ -Euge eeu] derart, daB die folgenden Gleichungen gel- 
ten: 


ow i’ °C 
(3-3) —r Vu = y'+y' Vv i€M 
au! 3x1 


| - [} F 

Wäre die Zahl der linear unabhängigen Nebenbedingungen gerade 
gleich (n+1)(m+vew), ist der Schnittpunkt der durch die einzel- 
nen Nebenbedingungen definierten Hyperebenen ein Punkt des 


anti) (m+vew) und die Optimierungsaufgabe trivial; vgl. z.B. 
PANIK [78, 213]. 


Auch hier werden wieder nur "innere" Optima betrachtet. 
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(3-4) a,l1,-veltyi)] .y'-y’ 2 Y lev 
dy 

(3-5) BL 1.-VEtz dl = vt - wt 2 V kew . 
dz 


Durch die im Anhang A-3-I angegebenen mathematischen Manipula- 
tionen können aus diesen Bedingungen erster Ordnung für ein 
Second-Best-Optimum die folgenden Gleichungen (3-6) - (3-10) 
abgeleitet werden. Der Versuch einer ökonomischen Interpreta- 
tion der (rechten Seiten der) folgenden Gleichungen ist nicht 
notwendig (und auch wenig erfolgversprechend), da es hier ein- 
zig und allein auf die Ableitung solcher Gleichungen ankam, 
die einen möglichst günstigen, d.h. arbeitssparenden Ausgangs- 
punkt für die konkreten Problemstellungen der folgenden Kapitel 
bildeten. 

Der Konsumentenpreisvektor ist im Mehr-Personen-Fall gegeben 
durch 


) ac “Pe 5x4 ) ôx -1 
(3-6) Pe * y'+y’ { < a | B 
: iem ax? | 1 Spat Liem SPs 


im Ein-Personen bzw. Ein-Haushalts-Modell durch 
ƏC -På 
(3-7) Ph = Yth’ ay i . 


Als Produzentenpreissystem wurde bei abnehmenden Skalenerträ- 
gen in den einzelnen privaten Unternehmen ermittelt 


1 


-a3] ays 9y41-1 
_ Doa = aC + = * 
(3-8) qa T YaTT { 2 ay! Iqa 3q | 
vV zl iy Ja 
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und bei konstanten Skalenerträgen 
ac [* 
3-9 = Ye wu’ * Š 
( ) Ge ” Ya -U by | À 
n 


Der Schattenpreisvektor für das k-te öffentliche Unternehmen 
schließlich ist gegeben durch 


k’ 
’ “Sy 
(3-10) sk = YH’ a. | | , 
dz I 
n 
əy! 


; 5 ; A * 
In diesen Gleichungen ist In die nxn Einheitsmatrix und 50, 


in (3-8) die Funktionalmatrix der Angebotsfunktionen yi = yi lay) 
der privaten Unternehmen. 


ôx? 
Die Matrix 5 in der Gleichung (3-6) ist die SLUTZKY-Matrix 
* 


bxi ax! axi axi ,, 
3-11 zu = LT = 15, t | R 
Ps Pa lusconst. Ps N 


die unter den in Kapitel 2, Abschnitt A angegebenen Annahmen 
existiert und symmetrisch ist. | 

Statt mit der SLUTZKY-Matrix wird in den folgenden Kapiteln 
häufig mit der ANTONELLI-Matrix 


dp ap ap 
(3-12) = | See pl 
1 1 + 
Ix, ax 


gearbeitet. Unter den auf Seite 16 genannten Annahmen ist die 


1. 3 i 
Die Beweise finden sich u.a. bei KATZNER [49; 48]. 
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SLUTZKY-Matrix regulär! und gerade die Inverse der ANTONELLI- 
Matrix, d.h. es gilt 


6x, -1 6p 
(3-13) 25: s u; v iem. 
Py bx, 


Der Beweis findet sich in mehreren leicht zugänglichen Litera- 
turbeiträgen“ und soll hier nicht wiederholt werden. Die öko- 
nomische Interpretation der Elemente der ANTONELLI-Matrix ist 
ähnlich derjenigen der SLUTZKY-Matrix: betrachtet werden nur 
die durch eine Variation des Konsumgütervektors verursachten, 
aber durch gleichzeitige Anpassung des Faktors Arbeit so kom- 
pensierten Preisänderungen, daß das Nutzenniveau unverändert 
bleibt. 


Durch die Gleichungen (3-6) - (3-10) sind die Preissysteme 
Pargas. im allgemeinen Rahmen bestimmt. In den sinzelnen Ka- 
piteln des folgenden zweiten Teils werden die das jeweilige 
Second-Best-Problem ausmachenden Nebenbedingungen konkreti- 


siert. Ihre Funktionalmatrizen ac j os F at müssen dann 


9x dy az 
nur noch in die soeben ermittelten allgemeinen Gleichungen ein- 


gesetzt werden, um konkrete problembezogene Aussagen und Inter- 
pretationen ableiten zu können. 


Bei abnehmenden Skalenerträgen im privaten Produktionssektor 
können statt der hier gewählten Güter- bzw. Faktormengen genau- 
sogut die Preise und Einkommen als Kontrollvariablen des ge- 
sellschaftlichen Optimierungsproblems gewählt werden. Wenn 


~ ~ 


Di py, Tee see = 0 


q 
Vgl. BRONSARD [11, 25/26]. 


27.B. bei SAMUELSON [90, 377/378] » KATZNER [49, 49], 
BRONSARD [11, 33]. 
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die allgemeine Form der von Preisen und Einkommen abhängigen 
zusätzlichen Nebenbedingungen ist, wäre der entsprechende Opti- 


: 1 
mierungsansatz 


max Wiw ER 


ued.N. F xîlpp ID - J yita,) - [zit = 0 
i€M lEV kEW 
Dias arena) = 0. 


BRONSARD“ zeigt, daß dieser Ansatz und das Optimierungsproblem 
(3-1) unter Berücksichtigung von (3-2) in dem Sinne äquivalent 
sind, daß die jeweiligen Bedingungen erster Ordnung durch Aus- 
nutzen bestimmter Dualitätsbeziehungen ineinander überführt 
werden können. 

Bei konstanten Skalenerträgen kann der zuletzt angegebene An- 
satz allerdings nicht verwendet werden, da dann -wie erwähnt- 
die Angebotsfunktionen der privaten Unternehmen mengenwertige 
Funktionen sind und ihre Funktionalmatrizen nicht (überall) 
existieren. Aus diesem Grund wurden hier auch die Güter- bzw. 
Faktormengen als Kontrollvariablen gewählt. 


Die ein Pareto-Optimum charakterisierenden Bedingungen erhält 
man im übrigen, wenn der den zusätzlichen Beschränkungsglei- 
chungen zugeordnete Vektor der LAGRANGE-Multiplikatoren yu 
gleich Null gesetzt wird. Aus den Gleichungen (3-6) - (3-10) 
ist ersichtlich, daß dann 


gilt. Die optimalen Schattenpreise sind im Pareto-Optimum mit 
den Konsumentenpreisen (und den Produzentenpreisen) identisch. 
Diese Übereinstimmung und die daraus abzuleitende Schlußfolge- 
Ape ee a ews 

‘pabei ist vi = vi(p,,1°) die indirekte Nutzenfunktion des i-ten 
Haushalts. 


2Vel. BRONSARD [11, 124 ff]. 
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rung, daß die Manager der öffentlichen Unternehmen das zu 
realisierende Produktionsprogramm so bestimmen sollen, daß 
Grenzkosten bzw. Grenzraten der (technischen) Substitution 
gleich den jeweiligen Marktpreisen der Endprodukte bzw. Pro- 
duktionsfaktoren sind, wird in der Literatur als "Grenzkosten- 
Preis-Regel” bezeichnet. Diese Regel wurde nachdrücklich schon 
von HOTELLING im Jahre 1938’ vertreten und bildete Ausgangs- 
und Mittelpunkt der sogenannten "marginal cost controversy”. 
Eine Wiedergabe dieser Kontroverse ist an dieser Stelle nicht 
nur deswegen überflüssig, weil es genügend Literaturübersich- 
ten gibt’, sondern auch aus dem Grund,weil sich ihr eigentli- 
cher Kern auf wenige Sätze reduzieren läßt: Unter der Voraus- 
setzung, daß die in der sozialen Wohlfahrtsfunktion zum Aus- 
druck kommenden Verteilungsurteile auch die gesellschaftlich 
relevanten sind und die einzigen Nebenbedingungen in der Ein- 
haltung der durch die 'Faktorfunktionen' angegebenen techni- 
schen Restriktionen und der Marktgleichgewichtsbedingungen 
bestehen - unter der Voraussetzung also, daß die Allokation 
der Ressourcen Pareto-optimal ist -,gilt die "Grenzkosten- 
Preis-Regel” - und zwar ohne Einschränkung. Bei zunehmenden 
Skalenerträgen in den öffentlichen Unternehmen werden dann na- 
türlich Defizite realisiert, die durch Pauschalsteuern zu 
decken sind. Sind dagegen zusätzliche Nebenbedingungen irgend- 
einer Art zu berücksichtigen, z.B. Kostendeckung der öffent- 
lichen Unternehmen, ist eine vergleichbar allgemeingültige 
Aussage nicht mehr möglich. Vielmehr müssen die in die Ana- 
lyse einzubeziehenden Nebenbedingungen genau konkretisiert 
werden. Ein Vergleich der Gleichungen (3-6) bzw. (3-7) mit 
(3-10) zeigt allerdings, daß in Second-Best-Modellen kaum mit 
der Übereinstimmung von Py und sh für alle kEW zu rechnen ist, 
die "Grenzkosten-Preis-Regel” in der Regel also nicht gültig 
ist. 

Vgl. HOTELLING [45]. 


Ziel. etwa RUGGLES [88] 5 FARELL [28], LITTLE [59, Kap. XI]; 
ROLLE [86], COASE [13]. 
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Im Hinblick auf das im vorigen Kapitel erläuterte Verfahren zur 
Bestimmung der optimalen Produktionsprogramme öffentlicher Un- 
ternehmen ist diese "Grenzkosten-Preis-Regel” insofern ein 
Spezialfall, als die gesuchten Schattenpreise dann ganz bestimm- 
te Werte annehmen - eben die der entsprechenden Marktpreise. 


Zum Schluß dieses "Kapitels soll noch auf die (hinreichenden) 
Bedingungen zweiter Ordnung für ein Maximum des allgemeinen 
Second-Best-Problems eingegangen und aufgezeigt werden, daß im 
allgemeinen Fall, d.h. ohne Spezifikation der Nutzenfunktionen, 
Produktionsfunktionen und der 'zusätzlichen' Nebenbedingungen, 
keins zuverlässigen Aussagen darüber gemacht werden können, ob 
die Zielfunktion bei dem ermittelten Lösungsvektor auch tat- 
sächlich ein Maximum annimmt. Auf dieses Problem wird in der 
Literatur kaum eingegangen. | 

Beschränkt man sich auf das Ein-Haushalt-Modell (eine Verall- 
gemeinerung ist ohne Schwierigkeiten möglich) sind in den im 
Anhang A-3-II angegebenen (hinreichenden) Bedingungen zweiter 
Ordnung für ein Maximum von ulx) die Matrizen 


3°C 3°c 32 
—js oe OS ZU berücksichtigen. 
(9x) (dy) (əz `) 


Zur Bewertung dieser Matrizen sind aber dann Informationen über 
die dritten Ableitungen der Nutzen- und/oder Produktionsfunktio- 
nen (bzw. über die Krümmungseigenschaften der Nachfrage- und/ 
oder Angebotsfunktionen) erforderlich, wenn zumindest ein Preis- 
vektor in die konkrete Form der zusätzlichen Nebenbedingung 
eingeht. 

Das kann am einfachsten an einem Beispiel verdeutlicht werden. 
Und zwar wird angenommen, daß der Staat z.B. zwecks Bereit- 
stellung einer bestimmten Menge von Kollektivgütern das dazu 
notwendige Steueraufkommen T durch Erhebung von Verbrauch- 
steuern realisiert, daß also gilt 


DIESER 62 OR.) = [pylx)-q, Cy") l'x,- T = 0. 


Eine Ausnahme bildet GREEN [38]. 
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In diesem konkreten Beispiel ist! 


(ax) 

und 
a n ( >) 
(ay) ay” \ * ay” 


Ip. Ak 
Zur Bewertung der Differentialquotienten 3x .3x- bzw. 


j ayzay'; 
in diesen Matrizen sind nach (2-1) bzw. (2-6) aber, wie er- 
wähnt, Informationen über die dritten Ableitungen der Nutzen- 
bzw. Produktionsfunktionen notwendig. Darüber werden in der 
Nachfrage- bzw. Produktionstheorie in der Regel jedoch keine 
Aussagen mehr gemacht, so daß die Maxima unter den Extremwer- 
ten der Zielfunktion in Second-Best-Modellen im allgemeinen 
Fall eben nicht bestimmt werden können. Die Bedeutung der hier 
zu treffenden Annahme, daß nur solche Lösungsvektoren betrach- 
tet werden, für die die (hinreichenden) Bedingungen zweiter Ord- 
nung für ein Maximum des gesellschaftlichen Optimierungspro~ 
blems erfüllt sind, dürfte damit klargestellt sein. 


Einige Bemerkungen zu den Bedingungen zweiter Ordnung in First- 
Best-Modellen sind vielleicht aufschlußreich. Im Anhang A-3-III 
wird gezeigt, daß ein Maximum dann vorliegt, wenn gilt 


öp 
i * 1’ 1 1 k’ k k 
(3-14) ax; | - joe F ays H(f dye È dze Hlg )dz,. 


5p 

Die Matrizen [- se und H(g*) sind positiv definit, Herd) 
Xa 

ist negativ semidefinit. Interpretiert man die rechte Seite 


1 
Dabei ist natürlich ?p,"0. 
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der letzten Ungleichung - etwas oberflächlich - als die in der 
Volkswirtschaft insgesamt herrschenden Skalenerträge, sieht 
man, daß die gesellschaftliche Wohlfahrt ein Maximum durchaus 
auch dann annehmen kann, wenn die Menge der Produktionsmög- 
lichkeiten für die Volkswirtschaft insgesamt konkav ist.’ 
Insbesondere können also im privaten Produktionssektor konstan- 
te und im öffentlichen Sektor zunshmende Skalenerträge vorlie- 
gen, ohne daß dadurch a priori die Annahme eines Maximums der 
Zielfunktion unmöglich wäre. 

Der Beweis der Existenz eines Gleichgewichts und die Unter- 
suchung seiner Stabilitätseigenschaften erfordern komplizier- 
tere mathematische MethodenZund werden in dieser Arbeit nicht 
behandelt. Das ist sicherlich unbefriedigend, in der Litera- 
tur aber durchaus üblich. 


T 
e.» und Ecklösungen ausgeschlossen sind. 


Wgl. dazu z.B. ARROW/HAHN [1]. 
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TEIL II Optimale Schattenpreise für öffentliche Güter 


Ausgangspunkt dieses Teils der Arbeit ist, wie schon erläutert, 
das Problem, optimale Produktionsprogramme der öffentlichen 
Unternehmen durch einen dezentralisierten Entscheidungsprozeß 
zu realisieren. In dem oben skizzierten Rahmen und aufgrund 

der dort angestellten Überlegungen heißt das, daß geeignete 
Schattenpreisvektoren zu ermitteln sind, die den Managern der 
öffentlichen Unternehmen mit der Auflage vorgegeben werden, 

die Profite der einzelnen Unternehmen bei den jeweils gegebenen 
Schattenpreisen zu minimieren. Erwähnt und bewiesen wurde 
schon, daß diese Schattenpreise auf alle Fälle dann mit den 
Marktpreisen identisch sind, wenn die Allokation der Ressourcen 
Pareto-optimal ist. Jedes (tatsächliche) Defizit der öffentli- 
chen Unternehmen muß dann durch Pauschalsteuern gedeckt werden. 
Dieser Fall wird allerdings in den folgenden Kapiteln dadurch 
ausgeschlossen, daß bestimmte institutionell und/oder poli- 
tisch begründete und (vermeintlich) unveränderbare Beschränkun- 
gen hinsichtlich der Realisierungsmöglichkeit eines Defizits 
der öffentlichen Unternehmen und/oder der Verfügbarkeit des 


finanzpolitischen Steuerinstrumentariums berücksichtigt werden. 


Kapitel 4: Budgetbeschränkungen für öffentliche Unternehmen 
bei Erhebung von Pauschalsteuern! 


Unterstellt wird, daß die staatlichen Entscheidungsträger z.B. 
aus wahltaktischen oder anderen (angeblich) zwingenden Gründen 


‘bie Problemstellung dieses Kapitels wurde zuerst von BOITEUX 
[10] untersucht. Zitierenswert ist die Einschätzung dieses Ar- 
tikels durch KOLM [54, 432]: BOITEUX's "&tude est une extraor- 
dinaire leçon et demonstration de ce maniement: les passages 
aisés du primal au dual, l'utilisation de résultats de ROY, 
SAMUELSON et HICKS qu’ on aurait pu croire destinés pour 1’éter- 
nité au musée des belles-oevres Économiques, la pénétration pour 
déceler les structures remarquables des résultats, resteront un 
exemple unique pour les générations d’&conomistes 4 venir”; 
kurzum: "... l'un des meilleurs articles d'économie politique 
jamais 6crits.” 

Vgl. ferner DREZE [26], KOLM [51]; BRONSARD [11, 150 ff]. 
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der Meinung sind, daB entweder jedes einzelne der öffentlichen 
Unternehmen oder der staatliche Produktionssektor insgesamt 
ein bestimmtes Defizit nicht überschreiten darf. Zur Durch- 
setzung der bei diesem Defizit optimalen staatlichen Güterpro- 
duktion stehen lediglich Pauschalsteuern zur Verfügung, so 
daß der Konsumentenpreisvektor mit dem Produzentenpreisvektor 


(der privaten Unternehmen“) übereinstimmt, also 


(4-1) Pe " 0% 


gilt. 

Ein kurzer Überblick über den Inhalt dieses Kapitels soll 
vorangestellt werden. Nach der Ableitung der optimalen Schat- 
tenpreisvektoren wird eine nähere Charakterisierung dieser 
Preisvektoren gegeben, die zugleich ein Kriterium zur Prüfung 
der Frage liefert, ob ein bestehendes Gleichgewicht auch das 
bestmögliche ist. Der besondere Wert diesas Kriteriums be- 
steht darin, daß es Informationen über die optimalen Schatten- 
preisvektoren vermittelt und finanzpolitische Handlungen er- 
möglicht, ohne daß das genaue Second-Best-Gleichgewicht be- 
kannt, d.h. das gesellschaftliche Maximierungsproblem (nume- 
risch) gelöst ist. An Hand vereinfachender Annahmen wird fer- 
ner das Verhalten der öffentlichen Unternehmen bezüglich der 
Festsetzung des Produktionsprogramms mit dem eines profitmaxi- 
mierenden privaten Monopolisten verglichen. Die vereinfachen- 
den Annahmen werden dabei so getroffen, daß sine graphische 
Darstellung möglich ist. 


Das tatsächliche Defizit (oder ggf. auch Gewinn) des k-ten 


öffentlichen Unternehmens ergibt sich aus der Bewertung der 


‘tn Second-Best-Modellen ist es generell nicht ausgeschlossen, 
daß z.B. die nicht allokationsneutrale indirekte Steuer der 
allokationsneutralen Pauschalsteuer vorzuziehen ist. 


Im privaten Produktionssektor werden in diesem Kapitel durch- 
weg abnehmende Skalenerträge unterstellt. 
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eingesetzten Faktor- und der hergestellten Gütermengen mit den 
auf den jeweiligen Märkten gezahlten bzw. erzielten Preisen; 


wegen (4-1) also aus p'z*. 


Zuerst soll nun der Fall behandelt werden, daß die Budget- 

oder Defizitbeschränkung nur für den öffentlichen Produktions- 

sektor insgesamt gilt. Definiert man zur Vereinfachung der 

Schreibweise Xm j} xi ‚Y=) yt Zm J z", ist als zu- 
ieM lEV kEW 


sätzliche Beschränkungsgleichung 
(4-2) p’Zzb 


zu berücksichtigen, wobei b das vorgegebene maximal zulässige 
Defizit ist (b<0). Der Betrag von b beeinflußt zwar den Wert 
der Gleichgewichtslösung, nicht aber ihre qualitative Struktur. 
Die Problemstellung umfaßt also durchaus auch den Fall, daß 
die öffentlichen Unternehmen gerade ihre Kosten decken (b»=0) 
oder sogar einen bestimmten Mindestgewinn erwirtschaften 
sollen (b>0). Da alle Märkte annahmegem&8 geräumt werden und 
die Budgets der privaten Wirtschaftssubjekte ausgeglichen sind, 
folgt aus dem WALRAS-Gesetz, daß auch im öffentlichen Sektor 
Einnahmen und Ausgaben übereinstimmen': Multiplikation der 
Marktgleichgewichtsbedingungen (2-13) mit p’ liefert nämlich 


p’x - p'Y - p'Z =O. 


Die Differenz der gesamten (Pauschal-) Haushaltsnettoeinkommen 
(p’X) und der gesamten an die privaten Haushalte ausgeschütte- 
ten Gewinne (p’Y) gibt gerade die zu zahlenden Pauschalsteuern 
an, die dem tatsächlich realisierten Defizit (p’Z) der öffent- 
lichen Unternehmen entsprechen. 


Da in diesem und den folgenden Kapiteln nur die Effizienz- 


aspekte betrachtet werden, wird eine Ein-Haushalt-Ökonomie 


zugrunde gelegt. Auf den ausschließlich heuristischen Charakter 


‘Vel. DIAMOND/MIRRLEES [23, 14]. 
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dieses Vorgehens soll noch einmal hingewiesen werden. 


Die Gleichungen (4-1), (4-2) stellen die spezielle Form der 
durch (3-2) allgemein angegebenen zusätzlichen Nebenbedingun- 
gen eines Second-Best-Modells dar. Dabei grenzt (4-1) das ver- 
fügbare Steuerinstrumentarium ein, (4-2) gibt die politisch 
begründete Budgetbeschränkung an. 

Die Preisvektoren in diesen Gleichungen sind eine Funktion der 
jeweiligen Mengen, also p,y=p,(x) und aurauly )=. i -"a,y(y”). 
Die Funktionalmatrizen der inversen Angebotsfunktion qa (y?) 
sind im allgemeinen zwar für jedes lEV unterschiedlich, man 
prüft aber leicht nach, daß es gleichgültig ist, mit welcher 
inversen Angebotsfunktion in (4-1) gearbeitet wird. Hier soll 
Qe"94 ly”) genommen werden. 

Gegen Ende des Kapitels wird gezeigt, daß es sinnvoll ist, 
genau das maximal zulässige Defizit (bzw. den vorgegebenen 
Mindestgewinn) zu realisieren, so daß in (4-2) nur das Gleich- 
heitszeichen relevant ist. 

Nebenbedingung des hier behandelten Problems des Zweitbesten 


ist dann das Gleichungssystem 


pylx) - agly”) 0 
Day u 12 ea = = e 
p(x)'Z-b 0 


Bildet man die relevanten Funktionalmatrizen und setzt diese 
in die Gleichungen (3-7), (3-8) und (3-10) ein, folgt nach den 
im Anhang A-4-I wiedergegebenen mathematischen Manipulationen 
die Gleichung 


ke öx, ðY -1 
(4-3) s =p’ + 0,Z? - V KEW, 
rer del Boy” Fae | 


wobei oj = Enti und u„,4 der der Nebenbedingung (4-2) 
aera] k 


zugeordnete LAGRANGE-Multiplikator ist. 
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Nach Eliminierung von o, verbleiben (wn-1) Gleichungen, die zu- 
sammen mit den (w+v+1)(n+1) Nachfrage- bzw. Angebotsfunktionen 
der einzelnen Wirtschaftssubjekte, den (n+1) Marktgleichge- 
wichtsbedingungen und den (n+1) "zusätzlichen' Nebenbedingun- 
gen die [1+n(2+w)+(w+v+1)(n+1)] Variablen py, ay, sk, 
ori zk des Systems bestimmen. | 


L, x, 


Dis rechte Seite von (4-3) ist von k unabhängig, so daß als 


erstes Ergebnis festgehalten werden kann: 


Theorem 4-1 
Die Schattenpreisvektoren stimmen für alle öffentlichen 
Unternehmen überein, wenn die Budgetbeschränkung für den 


gesamten öffentlichen Produktionssektor gilt. 


Das bedeutet in diesem Modellrahmen u.a., daß, wenn der Schat- 
tenpreis für den Verkauf einer Tonne Kohle in einem staatli- 
chen Bergwerk um einen bestimmten DM-Betrag unter dem tatsäch- 
lich zu zahlenden Marktpreis liegt, andere öffentliche Unter- 
nehmen, die Kohle z.B. zur Gewinnung von Energie einsetzen, 

die Tonne ebenfalls zu einem um diesen DM-Betrag unter dem 
Einkaufspreis liegenden Preis verrechnen sollten. Die genaue 
Kenntnis dieses einheitlichen Schattenpreisvektors sursh (v kEW) 
setzt allerdings die Lösung des allgemeinen Gleichgewichts- 
systems voraus. Der damit verbundene Informationsbedarf - u.a. 
müssen die einkommenskompensierten Nachfrage- und die Angebots- 
elastizitäten bekannt sein - ist allerdings beträchtlich und 
kann nicht unbedingt vorausgesetzt werden. Von besonderem fi- 
nanzpolitischem Interesse sind deshalb Aussagen oder Regeln, 
die eine nähere Charakterisierung des (bestmöglichen) Schat- 
tenpreisvektors erlauben, ohne die genaue Kenntnis der Gleich- 
gewichtslösung vorauszusetzen. So gibt das folgende Theorem 


1 : u 7 i 
Die Variable I wurde schon eliminiert. Sonst müßte noch die 


Gleichheit von I und den von den Unternehmen gezahlten 
(Pauschal-) Einkommenszahlungen berücksichtigt werden. 
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ein vergleichsweise einfaches Kriterium zur Prüfung der Frage 
an, ob der gewählte Schattenpreisvektor s, auch der bestmög- 
liche ist. Es gilt nämlich das 


Theorem 4-2 
Im Second-Best-Optimum bewirkt eine zur Differenz zwischen 
Markt- und Schattenpreisvektor proportionale Änderung des 
Marktpreisvektors (kompensierende Einkommenszahlungen voraus- 
gesetzt) eine entgegengerichtete, aber ebenfalls proportiona- 
le Änderung der von den öffentlichen Unternehmen (per saldo) 
produzierten und (abgesehen von Arbeit) eingesetzten Güter. 


Der Beweis dieses Theorems findet sich im Anhang A-4-II. 


Das Theorem wurde zuerst von BOITEUX! formuliert und bewiesen, 


ohne daß dieser allerdings angeben konnte, daß die unterstellte 
Änderung des Marktpreisvektors und die relative Änderung von 

Z, unterschiedliche Vorzeichen haben. Die von BOITEUX abgelei- 
tete Verhaltensregel besteht außerdem in der Maximierung der 
Profite bei dem gegebenen Schattenpreisvektor. Der Unterschied 
zu der in dieser Arbeit erhaltenen Vorschrift: Minimierung der 
(Schatten-) Profite ist wohl darauf zurückzuführen, daß BOI- 
TEUX nur die Bedingungen erster Ordnung für ein Unternehmens- 
gleichgewicht der öffentlichen Unternehmen betrachtet und 
ferner nicht explizit (vermutlich aber implizit?) von zunehmen- 
den Skalenerträgen im staatlichen Produktionssektor ausgeht. 


Theorem 4-2 liefert, wie erwähnt, prinzipiell ein Kriterium 
zur Prüfung der Frage, ob der aktuelle Gleichgewichtszustand 
bzw. der dieser Situation entsprechende Schattenpreisvektor 
auch der unter den gegebenen Umständen bestmögliche ist. Das 
ist offensichtlich dann der Fall, wenn die im Theorem konkre- 
tisierte Störung zu der angegebenen Änderung der von den 

Vgl. BOITEUX [10]. 


2 Zumindest wird das in der Sekundärliteratur angenommen; 
vgl. z.B. MARCHAND [67, 507 Fn. 5]. 
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öffentlichen Unternehmen (per saldo) produzierten und (bis auf 
Arbeit) eingesetzten Güter führt. Vom finanzpolitischen Stand- 
punkt kommt diesem Theorem aber so lange keine allzu große Be- 
deutung zu, als nicht angegeben werden kann, wie die verursachen- 
de relative Preisänderung durch eine Änderung der im staat- 
lichen Einflußbereich liegenden Variablen induziert werden 

kann. 

Die Lösung dieser für den Finanzpolitiker sicherlich interes- 
santeren Frage erhält man allerdings durch die Umkehrung des 
Theorems 4-2: 


Bei einer proportionalen Änderung des von den öffentlichen 
Unternehmen hergestellten (bzw. eingesetzten) Gütervektors 
Zą muß die zur Sicherung der Nebenbedingungen des Second- 
Best-Problems notwendige (und sich einstellende) Preisände- 
rung dp, der Differenz zwischen Markt und Schattenpreis- 
vektor proportional sein. | 


Der Beweis verläuft wie in A-4-II, nur daß jetzt eben dZ,"pZ, 
vorausgesetzt wird (wobei p konstant und aus R ist). 


Ein (fiktives) finanzpolitisches Realisationszentrum schreibt 
den Managern der öffentlichen Unternehmen also eine proportio- 
nale Änderung des Gütervektors vor. Der dem Ausgangsgleichge- 
wicht entsprechende Schattenpreisvektor ist dann optimal, wenn 
die auf diese Störung einsetzenden Anpassungsprozesse zu der 
angegebenen Änderung des Marktpreisvektors führen. Darauf hin- 
zuweisen ist, daß mit diesem Theorem der optimale Schatten- 
preisvektor nicht ermittelt werden kann. Der Finanzpolitiker 
kann lediglich überprüfen, ob ein die Nebenbedingungen (4-1) 
und (4-2) erfüllendes Gleichgewicht und der in diesem Gleich- 
gewicht realisierte Schattenpreisvektor den jeweils bestmögli- 
chen entsprechen. 


Anzumerken bleibt, daß die relative Änderung des in den öffent- 
lichen Unternehmen eingesetzten Faktors Arbeit in der Regel 


T; 

Die in den öffentlichen Unternehmen eingesetzte Menge des 
Faktors Arbeit ist dabei gerade so zu variieren, daB dZą auch 
realisiert werden kann. 
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von derjenigen der übrigen Güter (1,...,n) abweicht. Die pro- 
zentuale Änderung der eingesetzten Arbeitsstunden ergibt 

sich dabei aufgrund folgender Überlegungen: Berücksichtigung 
der Marktgleichgewichtsbedingungen (2-13) in (A-4-10) führt 
nach Multiplikation mit p, (von links) zu 


Totales Differential der Nutzen- bzw. Produktionsfunktionen 
liefert pydx, = -dx „ (da du=0, vgl. auch A-4-II) bzw. 

padYy= -dY (da py = -yfl v 1€V); aus der Budgetgleichung 
des Haushalts erhält man außerdem pyx, ° I-x, und aus den 
aggregierten Profitgleichungen der privaten Unternehmen 

PaYs ” I-Y, (wobei I ja der an die privaten Haushalte ausge- 
schüttete Gesamtgewinn ist). Damit wird die letzte Gleichung 
zu 


(dx, - dy) = “Ko, (x -¥ Lt) 


und man erhält wegen x -Y = Z 1 
o o o 
dZ dz dZ > 
O ala. = —l » -Kg 
a ad 


Auf diese von der der übrigen Güter abweichende Reaktion des 
Faktors Arbeit hat zuerst KOLM? hingewiesen, der an anderer 
Stelle auch eine Begründung mittels graphischer Darstellung 
versucht.” 


Weitere Ergebnisse erhält man, wenn spezielle Annahmen Über 
die dem Modell zugrundeliegenden Funktionen gemacht werden. 


gun 
Vgl. auch KOLM [51, 342]. 
Vgl. KOLM [51]. 

Jygl. KOLM [54, 429]. 
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Nimmt man zum Beispiel an, daB sich die Produktionsfunktionen 
im privaten Sektor durch 

i 


hey) = J fÎlgyl) 
ieN 


präsizieren lassen! und die Güter 1,...,n im Konsum voneinan- 
der unabhängig sind, nach der auf HICKS zurückgehenden Defi- 


bx, öx, Y, 
nition also a" 0 für i#j, i, jEN gilt, ist sx - 5p. 
j * * 


in Gleichung (4-3) eine Diagonalmatrix. Die Differenz zwischen 
Schatten- und Marktpreis eines Gutes ist dann 


i i 
S p = g,Z (17 = - 5) 2 
i i 1 5p, ap; 
2 5%, 3 ay 
Da o,>0 und — < 0 bzw. =— > 0, ist der Schattenpreis 
1 Sp, op, 


größer oder kleiner als der Marktpreis, je nachdem, ob Gut i 
per saldo im 6ffentlichen Produktionssektor als Faktor einge- 
setzt oder als Konsum- oder Produktionsgut hergestellt wird. 
Nun wird insbesondere die Annahme der Unabhängigkeit im Konsum 
realiter nicht oder günstigenfalls für bestimmte Gütergruppen 
(wie Nahrungsmittel, Kleidung, Energiebedarf usw.) gegeben 
sein. 

Allerdings scheint eine praktische Umsetzung der bisher abge- 
leiteten Regeln überhaupt erst nach Bildung solcher Güter- 
gruppen möglich zu sein, da die Zahl der Güter für eine numeri- 


i iJ e ® e 
Das impliziert, daß Arbeit im privaten Produktionssektor der 
einzige Faktor ist. 


Zygl. z.B. HENDERSON/QUANDT [43, 41/42]. 
Ida IY Pa hier eine positiv definite Diagonalmatrix ist, 
müssen alle Elemente auf der Hauptdiagonalen positiv sein. 
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sche Lösung sonst bei weitem zu groß ist. Vom theoretischen 
Standpunkt ist ein solches Vorgehen jedoch selbst dann nicht 
unproblematisch, wenn dem Vorschlag von BOITEUX! folgend nur 
"perfekte Substitute’ zusammengefaßt werden. BOITEUX selbst 
glaubt, daß dann bei genügender Aggregation die relevanten 
Elastizitäten ermittelt und die Systemgleichungen numerisch 
gelöst werden können. Um wirklich direkt anwendbare Preisbil- 
dungsregeln angeben zu können, müßte aber wohl auf einer ganz 
anderen, nachgelagerten Abstraktionsebene argumentiert werden. 
Daß dies auch in dem von BOITEUX skizzierten Rahmen möglich 
ist, zeigt u.a. die Arbeit von MARCHAND“. 


Eine interessante, wenn auch -aufgrund der zum Teil recht hero- 
ischen Vereinfachungen- mit einigen Vorbehalten aufzunehmende 
Interpretation der Ermittlung optimaler Produktionsprogramme 
und Preise in öffentlichen Unternehmen liefert der Vergleich 
von Gleichung (4-3) mit der Gleichgewichtsbedingung eines 
privaten gewinnmaximierenden Monopolisten. Alle hier wesentli- 
chen Merkmale bleiben erhalten, wenn zur Vereinfachung ange- 
nommen wird, daß der gesamte Produktionssektor aus nur einem 
Monopolisten besteht, der die Güter 1,...,n ausschließlich 
unter Einsatz des Faktors Arbeit produziert. Der private Mono- 
polist maximiert seinen Gewinn unter Zugrundelegung der sub- 
jektiv wahrgenommenen Nachfragefunktionen. Vorausgesetzt wird 
allerdings, daß diese zumindest im Unternehmensgleichgewicht 
mit den objektiven Nachfragefunktionen übereinstimmen.” Die 
notwendigen Bedingungen für ein Profitmax imum” eines privaten 


Vgl. BOITEUX (10, 233). 
Vgl. etwa SAMUELSON [89, 144 ff]. 
Vgl. MARCHAND [67]. 


Diese Annahme trifft auch NEGISHI [74], der die Existenz von 
Monopolen wohl erstmals in einem allgemeinen Gleichgewichts- 
system berücksichtigt hat, ebenso ARROW/HAHN [1, 152]. 

Neben den genannten Autoren entwickelt NIKAIDO [77] (mit 
linearen Produktionsfunktionen) ein allgemeines Gleichge- 
wichtsmodell unter Einbeziehung monopolistischer Konkurrenz. 


Während die Manager der öffentlichen Monopole die Profite bei 
gegebenem Schattenpreisvektor minimieren sollen, kann bei 
privaten Monopolen ein Profitmaximum dann realisiert werden, 
wenn die Steigung der Grenzertragsfunktion kleiner ist als 
die der Grenzkostenfunktion. 


a WN = 
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Monopolisten erhält man aus dem Maximierungsproblem (zu be- 
rücksichtigen ist, daß jetzt x=z gilt) 


max p,(x)*x, + glx.) > 


nämlich 


6 9 Pi d § 
pet zy ox, + Ve’ = 0 ° 


Unter Verwendung der Gleichung (2-10), die jetzt allerdings 
als Definitionsgleichung zu interpretieren ist, hat man als 
Gleichgewichtsbedingung des profitmaximierenden privaten Mono- 
polisten 


(4-4) S4 =" P + Za FC: 
* 


Gleichung (4-3), die unter den erwähnten Annahmen zu 


i] U ’ 6p, 
(4-5) s} = ph + ozi Bt 


wird, unterscheidet sich davon zum einen durch den Multiplika- 
tor Oj» zum anderen durch die Einführung der kompensierten 
inversen Nachfragefunktionen. Der zuletzt genannte Unterschied 
ist allein darauf zurückzuführen, daB (4-5) im Rahmen eines 
allgemeinen Gleichgewichtsmodells abgeleitet wurde, während 
(4-4) in dem Sinne partialanalytisch ist, daß der private 
Monopolist nur von den subjektiv wahrgenommenen Nachfrage- 
funktionen ausgeht und insbesondere nicht die aus der Wahl 
von bestimmten Preis- Mengen- Kombinationen resultierenden 
Einkommenseffekte berücksichtigt. 

Der Faktor 94 ist Ausdruck der das Second-Best-Problem dieses 
Kapitels charakterisierenden Nebenbedingung und gibt an, wie 
stark die öffentlichen Unternehmen ihre Monopolmacht ausnutzen 


sollten, um die auferlegte Budgetbeschränkung zu erfüllen. 
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Für Werte von 0,020) zwischen O und 1 liegt der Output des 
öffentlichen Unternehmens genau zwischen dem im Pareto-Opti- 
mum bzw. im Profitmaximum eines privaten Monopolisten reali- 
sierten Produktionsvektor. Das kann graphisch z.B. unter der 
Annahme verdeutlich werden, daß nur ein einziges Gut mit nur 
einem variablen Input (Arbeit) produziert wird. | 


Abbildung 4.1 gibt die graphische Ermittlung ee 
Outputs x wieder? (dabei ist MROx, ) = P4 + Z, ox, die Grenzer- 


trags-, 8,(x,) die Grenzkosten- und p, (x4) die MAL PAIN 
kurve). 


Abbildung 4.1 


X4 


xa 
ed 


oo 
(AC = durchschnittliche Kosten) 


Andernfalls müßten geeignete Annahmen bezüglich der Separa- 
bilität der Nachfrage- und Kostenfunktionen getroffen werden. 


2 ygl. etwa HENDERSON/QUANDT [43, 212]. 
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würde dem öffentlichen Monopol als Nebenbedingung gerade die 
Realisierung des vom privaten Monopolisten erzielten Gewinns 
b, vorgegeben, wäre oj 1. Man sieht, daB der entsprechende 
Output X4 sowohl dann produziert wird, wenn die Profite bei 
vorgegebener Preis-Absatz-Funktion maximiert werden, als auch 


Ipa S 
durch Profitminimierung beim vorgegebenen Preis CRE? =) 
1 
(die Grenzkostenkurve S4 schneidet diese Preisgerade von oben!). 
Der fiktive Verlust ist dann a4? der tatsächlich realisierte 


Gewinn natürlich b,- 


Der Pareto-optimale Output ist x und a, damit gleich Null, 

so daß sich Gleichung (4-5) auf s, = Ps reduziert. Ein Pareto- 
optimaler Output des öffentlichen Unternehmens wird also dann 
realisiert, wenn die Manager dieses Unternehmens die Profite 
bei vorgegebenem (p,)°* minimieren. 


Sollte nun z.B. ein Defizit in Höhe von b, realisiert werden 
(vgl. Abbildung 4.2), ist der dem entsprechenden Second-Best- 
Gleichgewicht entsprechende Output x, durch den Schnittpunkt 
von Grenzkostenkurve 84 und der gepunkteten Linie 


p 
MR 7 P4 + 042, = bestimmt (mit O<o<1). Diese Kurve kann als 
fiktive Nachfragekurve interpretiert werden. Gewinnmaximierung 
p » 
bei vorgegebenem Preis (P, + 012, =) führt dann gerade zur 
4 


Produktion von re 


Die graphische Analyse der Abbildung 2 verdeutlicht die Mög- 
lichkeit eines anderen, allerdings umständlicheren Vorgehens 
zur Bestimmung des optimalen Outputs in diesem Second-Best -Mo- 
dell. Grundsätzlich könnte man nämlich die gepunktete Linie 
auch als fiktive Grenzertragskurve interpretieren und aus ihr 
die zugehörige fiktive Nachfragefunktion ermitteln. Offen- 
sichtlich würde dann Gewinnmaximierung unter Zugrundelegung 
dieser fiktiven Preis-Absatz-Funktion ebenfalls zur Produktion 
von X4 führen. Das in dieser Arbeit gewählte Vorgehen ist 

aber sicherlich einfacher und nach dissen Bemerkungen vielleicht 
auch besser vorstellbar. 
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Abbildung 4.2 


Kt 


X4 


Zu zeigen bleibt noch die auf S.43 aufgestellte Behauptung, 


daß es sinnvoll ist, genau das maximal zulässige Defizit 
(bzw. genau den vorgegebenen Mindestgewinn) zu realisieren. 
Man kann zeigen, daß, wenn die Ungleichung (4-2), also 

p'Z - b20, als Nebenbedingung in das Maximierungsproblem ein- 
geht (und bestimmte Bedingungen erfüllt sind'), der zugehöri- 
ge LAGRANGE-Multiplikator größer oder gleich Null ist“, im 
oben konkretisierten Modellrahmen heißt das Cun41)?0- 


1 
Vgl. z.B. PANIK [7B, 248). 


2Vgl. z.B. Theorem 12.3 bei PANIK [78; 248]; oder TAKAYAMA 
(100; 93] für den Fall, daß bei einigen Nebenbedingungen das 
Gleichheitszeichen, bei anderen ein Ungleichheitszeichen gilt. 
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Nun gibt, wie schon auf S.24 erwähnt, der LAGRANGE-Multipli- 
kator ja gerade die Wirkung einer Änderung des zulässigen De- 
fizits auf den maximalen Wert der Zielfunktion,das Nutzenni- 
veau u*, an, d.h. es ist! 


Das Wohlfahrtsniveau kann also durch eine Senkung von b (d.h. 
Realisierung eines größeren Defizits oder niedrigeren Gewinns) 
sdlange erhöht werden, bis in der Nebenbedingung (4-2) das 


a Dep gilt. Im Pareto-Optimum ist Ugg = 0 und 


us 
damit auch = = 0. 


Dieses Ergebnis ist zwar schon intuitiv einlsuchtend; gerade 
in Second-Best-Modellen erwies sich die "ökonomische Intuition” 
allerdings schon oft als irreführend - und mußte nach Ablei- 
tung eines gesicherten Ergebnisses gedanklich neu erarbeitet 
werden. 


Zum Schluß dieses Kapitels soll noch kurz der Fall behandelt 
werden, daß jedem der öffentlichen Unternehmen eine unter- 
schiedliche Budgsetbeschränkung vorgegeben wird, dem k-ten 

k 
Unternehmen gerade b . 
Die Nebenbedingung des so modifizierten Second-Best-Problems 


P(x) - u ) 
p(x)’ z? - b! 
Sky cxceny UNI a = 


ist dann 


Oeseeee O oO 


p(x)'z 


Die vorzunehmenden mathematischen Manipulationen zur Ablei- 


tung der Schattenpreisvektoren sk 


„ Pleiben gegenüber oben in 


i . Ld 2 2 
Zu dieser Interpretation des LAGRANGE-Multiplikators vgl. 
z.B. PANIK (785 205 ff und 225]. 
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ihrer Struktur unverändert, so daß es legitim erscheint, sich 
auf die Wiedergabe des der Gleichung (4-3) entsprechenden 


Systems ! 
(4-6) = L ) 2’ oat |" V kEW 
4- Ss = Ps =æ u . Z Si 
> * Bek jew n+) i Qg 90% 


zu beschränken. 

Die Schattenpreisvektoren sind jetzt für jedes Unternehmen un- 
terschiedlich, die Produktion im öffentlichen Sektor also in- 
effizient. Das liegt natürlich daran, daß für jedes öffentli- 
che Unternehmen eine unterschiedliche Beschränkungsgleichung 
zugrunde gelegt wurde. Bezieht sich die zusätzliche Nebenbe- 
dingung auf den gesamten öffentlichen Produktionssektor, ist 
entsprechend zu erwarten, daß effizient produziert wird. 

Im zuerst genannten Fall gilt allerdings das 


Theorem 4-3 
Für je zwei Güter ist das Verhältnis der jeweiligen 
Differenz von Markt- und Schattenpreis in allen 
öffentlichen Unternehmen identisch. 


Betrachtet man nämlich jeweils zwei Komponenten aus (4-6), 
folgt 


Pi -~ A Pi - s} 

Te = ey y kew, k, wEW Vv i, jen. 
iJ 7 Ss s = 

Pj i Py 43 


BOITEUX [10] leitet zur Charakterisierung der bestmöglichen 
Schattenpreisvektoren für die einzelnen öffentlichen Unter- 
nehmen eine ähnliche Regel wie die auf S.45 angegebene ab. 
Auf deren Wiedergabe soll hier allerdings verzichtet werden, 
da der zusätzliche Erkenntnisgehalt gering erscheint. 


Ui ist wieder der der i-ten Nebenbedingung zugeordnete 
Multiplikator. 
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Kapitel 5: Deckung der Defizite der öffentlichen Unternehmen 
durch Verbrauchsteuer | 


Bei gegenüber dem vorigen Kapitel unveränderter Modellstruktur 
wird jetzt angenommen, daß der Staat keine Pauschalsteuern er- 
heben kann und Defizite der öffentlichen Unternehmen durch die 
Erhebung von indirekten Steuern auf die von den privaten Unter- 
nehmen angebotenen Konsumgüter gedeckt werden. 


Der Verzicht auf die Verwendung der in der realen Welt kaum 
praktikablen Pauschalsteuer ist vom finanzpolitischen Stand- 
punkt aus sicherlich sinnvoll - auch wenn in einer Ein-Haus- 
halt-Ökonomie einer solchen Besteuerung keine grundsätzlichen 
Schwierigkeiten entgegenstehen. 


Im ersten Abschnitt des Kapitels wird außerdem angenommen, daB 
Preisdifferenzierung zwischen den privaten Unternehmen und den 
privaten Haushalten für die öffentlichen Güter möglich ist. 


Bezeichnet man die von privaten bzw. öffentlichen Unternehmen 


angebotenen Konsumgüter mit a bzw. „et 
xe = [xẸF, xe" ] - und zerlegt alle anderen Preis- und Mengen- 


- es gilt also 


vektoren analog, ist das Defizit des gesamten öffentlichen Pro- 
duktionssektors gegeben durch 


6 5 9 
see zer 


, 
und das Aufkommen aus der Verbrauchsteuer durch to” “br, 
® 
In (5-1) bezeichnet pst „st die von den privaten Haushalten 


U 
und er vr die von den privaten Unternehmen bezogenen Er- 
N einige Theoreme und Interpretationen dieses Kapitels gehen 
auf Sätze zurück, die - entsprechend modifiziert - aus der 
Literatur über optimale indirekte Steuern übernommen wurden; 


vgl. vor allem GREEN [38] sowie WIEGARD [106] und die dort 
angegebene Literatur. 


Allerdings wird in diesem Kapitel explizit unterstellt, daß 


die Mengen der von den privaten bzw. öffentlichen Unternehmen 
angebotenen Güter disjunkt sind. 


Zu erinnern ist noch einmal an die Vorzeichenkonvention für 
Produktionsfaktoren. 
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löse der öffentlichen Unternehmen aus dem Verkauf der öffentli- 
chen Güter; Z, + ap® zee sind die (variablen) Produktionskosten, 
die sich aus der Entlohnung des Faktors Arbeit und dem Einkaufs- 
preis der von den privaten Unternehmen erworbenen Produktions- 
faktoren zusammensetzen. 

Es ist nun naheliegend und aus Vereinfachungsgründen sinnvoll, 
auch für die öffentlichen Güter die Differenz zwischen Konsu- 
menten- und (privatem) Produzentenpreis als indirekte Steuer 
pro Mengeneinheit zu interpretieren. Mit der Definition 


‚st = Peder bas wird Gleichung (5-1) unter Berücksichtigung der 
Marktgleichgewichtsbedingungen ze = ae = „yat zu 
(5-2) foe xo” ghz. 


Diese Defizite der öffentlichen Unternehmen sollen mit dem 

® 
Verbrauchsteusrauf kommen ter ger übereinstimmen, so daß die 
Nebenbedingung dieses Second-Best-Problems durch 


(5-3) OT EN z rera] = tyx, + GZ = 0 


bestimmt ist. Gleichung (5-3) präzisiert analog zur Gleichung 
(4-1) oben das den staatlichen Entscheidungsträgern zur Ver- 
fügung stehende Steuerinstrumentarium. 

Untersucht wird in diesem Kapitel vor allem, unter welchen 
Bedingungen Markt- und Schattenpreise einander proportional 
sein sollten. In diesen Fällen vereinfacht sich die Ermitt- 
lung der Werte der optimalen Schattenpreise außerordentlich. 


Im zweiten Abschnitt dieses Kapitels werden die optimalen 
Schattenpreise und Verbrauchsteuern dann unter der Annahme 
abgeleitet, daß Preisdifferenzierung für die in den öffent- 
lichen Unternehmen hergestellten Güter nicht möglich ist. 
Als zusätzliche Nebenbedingung ist in diesem Fall 


1 . ; : 
Gleichung (5-3) impliziert zusammen mit der Budgetgleichung 
des Staates, daß keine Pauschalsteuern erhoben werden. 
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+% * 0 

1 v _1 w $ 

(5-4) C(xsy peoesy ‚zZ EERE Y 4 ) = = - 
rd 0 


zu berücksichtigen. 


5.9 Preisdifferenzierung für die öffentlichen Endprodukte 
ist möglich 


Die Funktionalmatrizen der relevanten Gleichung (5-3) sind 


ap ap 
ot a [xs y Xa x, + ts b am = Q’ vief1,...,v-1} 
fe) y 
(5-5) 
aq 
a | P ee V kEW. 
y dy z 


Eingesetzt in die Gleichungen (3-7), (3-8) und (3-10) erhält 
man unter Berücksichtigung der Beziehungen (A-2-7) und (3-12) 
die Optimalbedingungen 


6x, -1 
(5-6) Pe = Yu + UXxy p + uty 
* 
av. -1 
(5-7) ß = 6 + y? | 
Ge Ve Hr Tas 
k’ i ky, 
(5-8) 8% = Ya a ulq,-s,] Vv kEW. 


Herauszuarbeiten ist der optimale Einsatz des finanzpolitischen 
Instrumentariums. In diesem Kapitel sind das einerseits die 
optimalen Verbrauchsteuern (pro Mengeneinheit), die man aus 
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der Kombination der Gleichungen (5-6) und (5-7) erhält: 


6x, -1 oY, -1 M 
- m ’ _ ’ = 
(5 9) ts 0, (x; Eos Ye Ex } mit 25 Ta » 


und andererseits die optimalen Schattenpreisvektoren für die 
öffentlichen Unternehmen. Je nachdem, ob sie auf den Konsumen- 
ten- oder den Produzentenpreisvektor bezogen werden, gelten 
die Beziehungen 


ôx 4-1 
k’ * 
Se " Pe ~ FX les” 
* 
= gi - 0Y? | | Y kEW. 
* 2's Ta, 
Da die rechte Seite von (5-10) vom Index k unabhängig ist, gilt 
auch in diesem Modellrahmen, daB innerhalb des öffentlichen 
Produktionssektors im Optimum effizient produziert wird. 


Theorem 5-1 
Die Schattenpreisvektoren für die einzelnen öffentlichen 
Unternehmen stimmen überein, wenn ihr aggregiertes Defi- 
zit durch Verbrauchsteuern gedeckt wird. 


Der Schattenpreisvektor s$ in (5-10) kann also für alle kEW 
durch s, ersetzt werden. 

Außerdem zeigt die letzte Gleichung von (5-10), daß die Allo- 
kation der Ressourcen zwischen privatem und öffentlichem 
Produktionssektor nicht effizient ist (da -5,*Vg"svft=-g, 

Y 1€V,V kEW). 


In einem Kommentar zu dem auf 5.36 erwähnten Artikel von 
HOTELLING versuchte FRISCH zu zeigen, daß in First-Best-Mo- 


oe ® e iJ a 

zu berücksichtigen ist, daß die Differenz zwischen Konsumen- 
ten- und Produzentenpreis für die öffentlichen Güter als 
Steuerbetrag pro Mengeneinheit interpretiert wurde. 


Vgl. FRISCH [34]. 


-60- 


dellen nicht die Gleichheit von Marktpreis und Grenzkosten, 
sondern lediglich ihre Proportionalität zu fordern sei. 
HOTELLING stimmte dem in seiner Antwort | fälschlicherweise? 

zu. Proportionalität von Marktpreis und Grenzkosten öffentli- 
cher Güter wurde auch von ALLAIS? postuliert, allerdings nicht 
aufgrund theoretischer Überlegungen, sondern mit dem Hauptargu- 
ment einer einfachen praktischen Anwendbarkeit. Tatsächlich 
vereinfacht sich die Bestimmung des optimalen Produktionspro- 
gramms des öffentlichen Sektors, wenn Marktpreise und Grenz- 
kosten bzw. Grenzraten der (technischen) Substitution einander 
proportional sind. Interessant sind nun natürlich die Bedingun- 
gen, die diese Proportionalität sichern. 

Im hier gewählten Modellrahmen kann unter der (hier erfüllten) 
Voraussetzung, daß die SLUTZKY-Matrix regulär ist, das folgen- 
de Theorem bewiesen werden. ” 


Theorem 5-2 
Die Grenzkosten bzw. Grenzraten der (technischen) Substi- 
tution in der Produktion der öffentlichen Güter sind im 
Optimum der oben beschriebenen Volkswirtschaft dann und 
nur dann proportional zu den jeweiligen Konsumentenpreisen, 
wenn die kompensierten Nachfrageelastizitäten aller Kon- 
sumgüter in bezug auf den Preis des Faktors Arbeit gleich 
sind. 


Der Beweis dieses Theorems ist im Anhang A-5-I wiedergegeben. 
Die Preisänderung des Numßraire-Gutes Arbeit ist dabei zu 
interpretieren als entgegengerichtete, gleiche relative Ände- 
rung der Preise aller anderen Güter. Entsprechend kann gezeigt 
werden (und auf diesen Zusammenhang wird im Beweis zurückge- 
griffen), daß die (kompensierte) Nachfrageelastizität eines 
Welz HOTELLING [46]. 

“Vel. die Richtigstellung durch z.B. SAMUELSON [89; 240]. 
Vgl. die Bemerkungen bei DREZE [26, 27/28]. 

Ein ähnlicher Beweis findet sich bei GREEN (38, 373]. 


-61 - 


Gutes i in bezug auf den Preis des Gutes Arbeit gleich der 
(negativen) Summe der (kompensierten) Nachfragselastizitäten 
in bezug auf die Preise aller anderen Güter ist: Die Nachfra- 
gefunktionen x=x(p,1) sind bekanntlich homogen vom Grade 
Null, so daß nach dem EULER-Theorem gilt 


Dividiert man die i-te Komponente dieses Vektors durch Xe 
folgt die Behauptung 


Öxi Po i Pk ; 
(5-11) Sp. a z -= J =. Y i€{0,1,...,n}. 
o i i 


p 
(5-12) é.. 2. 
XxX. 


Im folgenden wird statt mit den Grenzkosten/Grenzraten der 
(technischen) Substitution der öffentlichen Güter mit ihren 
Schattenpreisen argumentiert. Das ist möglich, da beide -wie 
erwähnt- im Unternehmensgleichgewicht übereinstimmen. 


Falls die kompensierten Nachfrageelastizitäten in bezug auf 
den Preis des Faktors Arbeit gleich sind, müssen Schatten- 
und Konsumentenpreise der öffentlichen Güter im Second-Best- 
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Optimum einander also proportional sein. Damit hat der Finanz- 
politiker auf alle Fälle schon einmal eine wertvolle Charakte- 
risierung des optimalen Schattenpreisvektors. Darüberhinaus 
ist es durch einen "trialand error” -Prozeß möglich, den Pro- 
portionalitätsfaktor und damit die genauen Werte der Schatten- 
preise zu bestimmen. Wenn das Second-Best-Optimum eindeutig 
ist, müßte sich die Wahl eines "'falschen' Proportionalitäts- 
faktors aufgrund der im Theorem 5-2 genannten notwendigen und 
hinreichenden Bedingung nämlich in einer Verletzung der Markt- 
gleichgewichtsbedingungen oder der Nichteinhaltung der Budget- 
gleichung des öffentlichen Produktionssektors niederschlagen. 


Bei der Beweisführung im Anhang A-5-I ist die Bedeutung der 
allgemeinen Voraussetzung: Regularität der SLUTZKY-Matrix 
deutlich geworden. Der dadurch bedingte Ausschluß der Möglich- 
keit, daß € 
Standpunkt aus natürlich nicht befriedigen. 


6x ôx 
Wegen 25 = 5p, bedeutet Eko”? vY kEWw im übrigen, daß das 


ko”? für alle kEW ist, kann vom ökonomischen 


(kompensierte) Arbeitsangebot konstant ist. In dem hier ge- 
wählten Optimierungsansatz kann dieser Fall allerdings nicht 
untersucht werden, da die SLUTZKY-Matrix aufgrund der in Ka- 
pitel 2, Abschnitt A getroffenen Annahmen regulär ist. In 
Kapitel 7 wird jedoch in einem geringfügig modifizierten Mo- 
dellrahmen das folgendende Theorem abgeleitet: 


Theorem 5-2a 
Gilt E10" e... Eno = 0 und sind die Produzentenpreise 

konstant, ist die Proportionalität von Schatten- und Kon- 

sumentenpreisvektor hinreichende Bedingung für ein Second- 


Best-Optimum der oben skizzierten Volkswirtschaft. 


Zum genauen Vorgehen vgl. Kapitel 7, S. 75/76 und 100. 
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Von einigem Interesse ist nun natürlich die Beantwortung der 
Frage, wann die im Theorem 5-2 genannten Voraussetzungen be- 
züglich der kompensierten Nachfrageelastizitäten gelten. Im 

Anhang A-5-II wird bewiesen das 


Theorem 5-3 
Hinreichende Bedingung für die Gleichheit der (kompensier- 
ten) Nachfragseelastizitäten aller Konsumgüter in bezug 
auf den Preis des Faktors Arbeit ist’, daB die Nutzen- 
funktion des privaten Haushalts schwach separabel? zwi- 
schen Arbeit und den Konsumgütern und die Präferenzord- 
nung bezüglich der letzteren homothetisch ist. 


Ein Beweis dieses Theorems findet sich (wenn auch nicht expli- 
zit und in anderem Zusammenhang) bei SANDMO”, der die Eigen- 
schaften der entsprechenden Nachfragefunktionen ausnutzt. Im 
Anhang A-5-II wird allerdings direkt von den Nutzenfunktionen 
ausgegangen, da so interessante zusätzliche Zusammenhänge deut- 
lich werden. 


Die folgenden Beispiele” verdeutlichen, daß schwache Separabi- 
lität zwischen Arbeit und den Konsumgütern und Homogenität in 
den letzteren bei einer größeren Klasse von Nutzenfunktionen 
anzutreffen sind, als zunächst zu vermuten ist. Zur Verein- 
fachung wird xER” vorausgesetzt. 


b s - LJ e - 

Da Arbeit als Num@raire-Gut gewählt wurde, ist die Preisände- 
rung dieses Gutes als entgegengerichtete, gleiche relative 
Änderung der Preise aller anderen Güter zu interpretieren. 


Nach GOLDMAN/UZAWA [35] ist eine Nutzenfunktion schwach sepa- 
rabel zwischen Arbeit und den Konsumgütern 1,...,n, wenn die 
Grenzrate der Substitution u,/u, (x) zwischen zwei Gütern i,jEN 

%lu,/u,) 
unabhängig von x, ist, also EI (x) = OV i, jEN gilt. 


We, SANDMO [95], die von SANDMO bei dieser Klasse von Nutzen- 
funktionen abgeleiteten Schlußfolgerungen bezüglich der opti- 
malen Steuersätze gelten in diesem Modellrahmen nicht, solan- 
ge abnehmende Skalenerträge unterstellt werden. 

Anm allen Beispielen gilt die Vorzeichenkonvention bezüglich 
der Produktionsfaktoren nicht, so daß z.B. x,>0 ist. 
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Die Nabzenfunktton’ 
u(x) = a x_+a,{b,x,+b_x_) + 1 [a x2+2a (b,x,+b-x-)x_+ 
oo 1 110,22 2 00 0 0o1I 171 "2720 
+ a,,(b,x,+b.x 7] 
11° 171 272 


erfüllt (bei geeigneter Wahl des Definitionsbereichs) alle der 
genannten Voraussetzungen. Nach Differentiation der aus dem Ma- 
ximierungsproblem des Haushalts abgeleiteten inversen Nachfrage- 
funktionen 


ajtrayj[bix,+b,x,)+a 


o1”o 
P4 = -b4 at 


4%4t 2*2 +a 


x 
01 00 0 


> i aqtaqq(b4x%4+b2x3) +a, 4X, 
= m 
2 2 aot? q (b,x, +b5x5)+a 


x 
Oo 00 0 


nach X4 und x, sieht man leicht, daß z.B. die 5. Zeile der Be- 
weiskette A-5-6 erfüllt ist: 


op, 9p, Ip, ap, 
Dun (5 P2 ° Ox Ps) d (52 P2 ` ox, p4) : 


Die anschließend vorgenommenen Manipulationen berücksichtigen 
nur noch definitorische Zusammenhänge, die generell, also auch 


hier gelten, so daß als Ergebnis? 
Nag #2" N94? N22 


1 R R ; 

u(x) ist eine modifizierte quadratische Nutzenfunktion. Faßt man 
nämlich z.B. Gut 3 als lineare Kombination der Güter 1 und 2 auf. 
also Xgebyx4+b5Xx5, erhält man gerade die quadratische Nutzenfunk- 


für den Zwei-Güter Fall. 


6p. x 
Wobei n., * Er, die kompensierte Preiselastizität in bezug 
ik 6x) Pi 


auf Gut k ist, vgl. Anhang A-5-I. 
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und nach dem im Anhang A-5-II angegebenen Lemma unter Berück- 
sichtigung der Gleichung (5-11) 


festgehalten werden kann. 


Die oben angegebene Nutzenfunktion mag ungewöhnlich, jeden- 
falls wenig gebräuchlich sein. Nicht unmittelbar klar ist aber 
vielleicht, daß auch die Nutzenfunktionen vom Typ COBB-DOUGLAS, 
also z.B. 


ulx) = x X4X%o 


o r 


die Voraussetzungen der erwähnten hinreichenden Bedingungen 
für die Gleichheit der (kompensierten) Nachfrageelastizitäten 
in bezug auf den Preis des Faktors Arbeit erfüllen: diese 
Funktionen sind sicherlich homothetisch, darüberhinaus additiv! 
und damit erst recht schwach separabel. Das gleiche gilt für 
alle anderen der sogenannten "BERGSON-Family”? angehörenden 
Funktionen 


u(x) = I axb +Y; 1>b+0 , | ba,>0 
i 


u(x) = ) a; (log x +1, a,>0 . 
i 


Die genannten Voraussetzungen implizieren im übrigen, daß die 
Elastizitäten der besteuerbaren Güter in bezug auf die Gesamt- 


| e eo iJ s 
Eine Präferenzordnung u(x) ist additiv, wenn eine differen- 
zierbare Funktion F (mit F'>0) und n Funktionen f,(x,) existie- 


ren, so daß 
Flu(x)] = fx). 
1 


Bei Nutzenfunktionen vom Typ COBB-DOUGLAS ist F die Loga- 
rithmus-Funktion. 


Vgl. KATZNER [495 32]. 
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ausgaben für diese Güter gleich Eins’, die entsprechenden 
ENGEL-Kurven also Geraden durch den Ursprung sind. 


Auch wenn hinreichende Bedingungen für die Gleichheit der 
(kompensierten) Nachfrageelastizitäten aller Konsumgüter in 
bezug auf den Preis des Faktors Arbeit formuliert und durch 
Beispiele verdeutlicht werden konnten, ist doch die Vermutung 
naheliegend, daß Proportionalität zwischen Grenzkosten und 
Marktpreisen in diesem Modellrahmen eher in Ausnahmefällen 


optimal sein wird. 


Stimmen die (kompensierten) Nachfrageelastizitäten in bezug 
auf den Preis von Arbeit nicht überein, können generell gül- 
tige und leicht interpretierbare Aussagen über den optimalen 
Schattenpreisvektor nicht mehr ohne weiteres abgeleitet wer- 
den. Regularität der SLUTZKY-Matrix vorausgesetzt, gilt im 
Drei-Güter-Fall allerdings das 


Theorem 5-4 
Hat Gut 1 eine niedrigere kompensierte Nachfrageelasti- 
zität in bezug auf den Preis von Arbeit als Gut 2, so 
ist das Verhältnis von Schatten- zu Marktpreis für Gut 1 
kleiner als für Gut 2. 


Zum Beweis des Theorems vgl. Anhang A-5-III, 


Bestehen zwischen einem Konsumgut und dem Faktor Arbeit Kom- 
plementaritätsbeziehungen, impliziert das Theorem 5-4, daß 
das Verhältnis von Schatten- zu Konsumentenpreis für das zur 


Freizeit? komplementäre Gut niedriger ist. 


Da diese Ergebnisse nur im Drei-Güter-, keineswegs aber im 
allgemeinen Fall gelten, kommt ihnen - abgesehen von einem 
möglichen didaktischen Wert - eine praktische Relevanz nur 
dann zu, wenn alle Güter in drei Gütergruppen zusammengefaßt 
werden können. Genau das wird zwar in einigen ökonometrischen 


Vel. LAU [57, 398]. 


Das Gut (-x,) kann ja gerade als Freizeit interpretiert wer- 
den. 
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Arbeiten gemacht ', auf die theoretischen Einwände gegen ein 


solches Vorgehen wurde allerdings schon oben hingewiesen (S.49 ). 


Unter Verwendung der weniger gebräuchlichen (kompensierten) 
Preiselastizitäten in bezug auf die Güter 1,...,n kann auch 
für den allgemeinen, d.h. n-Güter-Fall ein entsprechendes 
Theorem formuliert werden: 


Theorem 5-5 
Das Verhältnis von Schatten- und Konsumentenpreis für 
je zwei Konsumgüter ist für das Gut geringer, für das 
die Summe der (kompensierten) Preiselastizitäten in 
bezug auf alle Konsumgüter geringer ist. 


Der Beweis folgt sofort, wenn die k-te Komponente von (5-10) 
durch Pk dividiert wird. Es gilt 


S ôp x. 
(1- =) =o, J gt So V KEN 
Pk i€N i Pk 
und damit 
S Ss 
ole ak » wenn } nji z l Nas 
P; P i€N i€N 


Für die konkretere Preisgestaltung der öffentlichen Unter- 
nehmen hat dieses Theorem, ebenso wie das zuvor abgeleitete, 
allerdings nur beschränkten Wert. Selbst wenn Informationen 
über die relevanten Preiselastizitäten vorliegen, weiß man 
lediglich, wie die Rangfolge der in den öffentlichen Unter- 
nehmen eingesetzten bzw. hergestellten Güter bezüglich des 
Verhältnisses von Schatten- und Konsumentenpreisen ist. Den 


I 
Vgl. z.B. CONRAD, K., The Structure of Consumer Preferences, 
FRG, 1950-1973, unveröffentliches Manuskript (1976). 
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genauen Wert des Schattenpreisvektors kennt man damit noch 
nicht. Man kann günstigenfalls feststellen, daß die aktuellen 
Grenzkosten/Grenzraten der (technischen) Substitution nicht 
optimal sind und den Bereich angeben, in dem einzelne Schat- 
tenpreise im Second-Best-Optimum liegen. Zur genauen Festle- 
gung der Schattenpreise ist die Lösung der Optimierungsauf- 
gabe erforderlich. Allerdings bestünde dann kaum noch eine 
Notwendigkeit zur Ableitung der obigen Theoremes denn deren 
Bedeutung besteht ja gerade darin, daß sie dem Finanzpoliti- 
ker (ggf.) Entscheidungshilfen liefern, ohne daß die genauen 
Gleichgewichtswerte des Second-Best-Optimums bekannt sind. 
Andererseits sollte die Bedeutung der bisher abgeleiteten 
Theoreme nicht unterschätzt werden. Immerhin werden unter 
bestimmten Voraussetzungen zumindest einige Anhaltspunkte 

für ein optimales Verhalten der staatlichen Entscheidungs- 
träger angegeben. Und das ist sicher nicht gering einzuschät- 
zen angesichts der Tatsache, daß auf diesen und ähnlichen Ge- 
bieten (wie z.B. der Ausgestaltung eines rationalen Steuer- 
systems) finanzwissenschaftliche Empfehlungen - zumindest in 
der BRD - größtenteils spekulativen Charakter haben und gün- 
stigenfalls unter Zugrundelegung rudimentärer partialanaly- 
tischer Modelle abgeleitet wurden. Darauf wird im letzten 
Kapitel noch eingegangen. 


Der Vollständigkeit halber soll noch die "Inverse Elastizi- 
tätsregel” angegeben und bewiesen werden: 


Theorem 5-6 
Sind die Kreuzpreiselastizitäten der Konsumgüter gleich 
Null, variiert im Optimum der oben skizzierten Volks- 
wirtschaft die relative Differenz zwischen Schatten- und 
Konsumentenpreis für jedes der Güter 1,...,n proportional 
zur jeweiligen Preiselastizität der Nachfrage. 
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Dieser Satz findet sich (in ähnlicher Form) in nahezu allen 
neueren Literaturbeiträgen. ! Ausgangspunkt des Beweises ist 
die Gleichung (A-5-1). Berücksichtigung von (3-11) führt zu 


adei = ]° ee 
Xe °, Pe Sy ope = + > 


ÒX y 
wobei Ope nach Voraussetzung eine Diagonalmatrix ist. Die 
+ 


j-te Komponente ist 


ax. 1 ax 
j J (p,-s,) F + 5, E Pk S? ra ven, 


woraus nach einigen naheliegenden Manipulationen 


ax p.-S.\ 9X. pP; 
os = = (4) i v jen 
KEN at Pj ry] 


wird. Die linke Seite dieser Gleichung ist aber vom Index j 
unabhängig, womit alles bewiesen ist. 


Konstantes Grenzleid der Arbeit und uy S für i¢j, i,jeN 
sind hinreichende Annahmen über die Struktur der Nutzen- 
funktionen, die Kreuzpreiselastizitäten von Null bei den 
Gütern 1,...,n gewährleisten. Auf den allgemeinen Beweis 
wird hier verzichtet; als Beispiel sei lediglich die modi- 
fizierte quadratische Nutzenfunktion (x ER?) 

1 


2 2 2 2 
ulx) BX 9 144% 4 FAX, * 5 (a jo%ot811%1*222%2? 


angeführt. 


1 ; 
Z.B. bei BAUMOL/BRADFORD [5; 270], DIXIT [24, 297]. 
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Sind alle Kreuzpreiselastizitäten gleich Null, also auch die 


des Faktors Arbeit, erhält man aus der Budgetbeschränkung des 
Haushalts 


ox. p; 


CR = s -1 y i€{0,1,...,n} 


1 1 


und damit Proportionalität zwischen Schatten- und Konsumen- 
tenpreisvektor. Das ist gerade ein Spezialfall des Theorems 
5-3 auf S. 63, da nur bei COBB-DOUGLAS-Nutzenfunktionen alle 
Kreuzpreiselastizitäten gleich Null sind! und Nutzenfunktio- 
nen dieses Typs nach den Ausführungen auf S.65 hinreichen- 
de Bedingung für die Gültigkeit des genannten Theorems sind. 


In den bisher abgeleiteten Theoremen wurde der optimale 
Schattenpreisvektor für die öffentlichen Unternehmen auf den 
Konsumentenpreisvektor bezogen. Grundsätzlich ist über die 
zweite Gleichung von (5-10) auch der Bezug zum Produzenten- 
preisvektor möglich. Bei entsprechenden Annahmen über die 
Produktionsfunktionen der privaten Unternehmen könnten ähn- 
liche Theoreme abgeleitet werden. 


Wie in Kapitel 4 kann auch hier ein Kriterium angegeben wer- 
den, das den finanzpolitischen Entscheidungsträgern die Prü- 
fung der Frage gestattet, ob der aktuelle Gleichgewichtszu- 
stand auch der bestmögliche ist. Im Second-Best-Optimum gilt 
nämlich das 


Theorem 5-7 

Bei einer proportionalen Änderung der Differenz zwischen 
Markt- und Schattenpreisvektor und bei unveränderter 
Produktion der öffentlichen Unternehmen variieren der 
private Produktionsvektor Y, und der von den privaten 
Haushalten konsumierte Gütervektor x, dann um den glei- 
chen Prozentsatz, wenn beide auf den Konsumgütervektor x, 
des Ausgangsgleichgewichts bezogen und kompensierende 


Einkommenszahlungen vorausgesetzt werden. 


vgl. GREEN [38, 367 und 372/373]. 
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Der Beweis findet sich im Anhang A-5-IV. 


Die Interpretation des Theorems verläuft analog zu der des 
Theorems 4-2. Auf den beschränkten Wert für die aktuelle 
finanzpolitische Praxis soll allerdings noch einmal hinge- 
wiesen werden. 


Zum Schluß dieses Abschnitts soll noch kurz die Struktur 
des optimalen Verbrauchsteuersystems diskutiert werden. Da- 
zu ist auf Gleichung (5-9) zurückzugreifen, die die optima- 
len Steuerbeträge pro Mengeneinheit angibt. Bei abnehmenden 
Skalenertragen im privaten Produktionssektor wird das opti- 
male indirekte Steuersystem von der Nachfrage- und der 
(privaten) Angebotsseite beeinflußt. Einfache Aussagen über 
die Struktur dieses Steuersystems können dann aber kaum 
noch abgeleitet werden. Selbst in dem schon im vorigen Ka- 
pitel behandelten speziellen Fall, daß 


Bes 


ill.) und 2.0 v i#j, i,jen 
öp) À 


fley = JF 


i€N a 


gelten, ist es nicht mehr möglich, eine leicht interpretier- 
bare 'Elastizitäts-Regel’ anzugeben. Gleichung (5-9) wird un- 
ter diesen Annahmen zu 


6x,- -1 
le - vy (Gee) } - 


Nach Division durch 9; und Erweiterung des ersten Summanden 
mit P; erhält man 


t 
ads ay a) 
ca EEE BE 
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ðY. q 
wobei 955 s TA a die Angebotselastizität ist. 
j j 


Aufgelöst nach t,/q, folgt schließlich" 


t., @,.-€.. 
A- o A UH . 
ie ee 


Alles,was hier noch gesagt werden kann ist, daß der Steuer- 
satz proportional zu einer Kombination der (unterschiedlich 
gewichteten) Angebots- und Nachfrageelastizität ist. 


Lediglich unter der Annahme konstanter Skalenerträge im pri- 
vaten Produktionssektor sind genauere Aussagen möglich. Bei 
der Ableitung der optimalen Preissysteme müßte man statt 

von (3-7) von (3-8) ausgehen und würde statt 


9Y 7-1 
Ys [s] in den Gleichungen (5-9) und (5-10) den Ausdruck 
+% 


ðq ðq 
Ys Te = 3y. a; | erhalten. Da die “inversen” Angebotsfunkti- 


onen Qely os Ya) = q,(Fly,).y,) aber homogen vom Grade Null 
sind, folgt aus der EULERschen Homogenitätsrelation 


[ ðq 9, 


a a 
dY y ðY o * 


Die Gleichungen (5-9) und (5-10) vereinfachen sich dann zu 


6x, -1 
(5-13) ty s I,%% las” 


(5-14) si = aq} : 
T ..... otoeee ee 


Vgl. auch DIXIT [24, 301]. 


?Nach Voraussetzung ist ja y =Fly,) homogen vom Grade Eins, 


so daß der Gradient VFly,) = -q,lFly,).y,) homogen vom Gra- 
de Null ist. 
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Der Schattenpreisvektor für die öffentlichen Unternehmen 
stimmt im Second-Best-Optimum mit dem Produzentenpreisvek- 
tor überein. Gleichung (5-13) hat die gleiche Struktur wie 
die erste Gleichung von (5-10), so daß für die optimalen 
Steuerbetrage pro Mengeneinheit im Fall konstanter Skalen- 
erträge die oben abgeleiteten Thaoreme gelten [mit entspre- 
chend geänderter Interpretation). 


Aus Gründen der Vollständigkeit soll jetzt noch der Fall 
untersucht werden, daß Preisdifferenzierung für die 6ffent- 
lichen Endprodukte nicht möglich ist. 

Zur Vereinfachung wird in diesem Abschnitt unterstellt, daß 
nur ein privates und ein Öffentliches Unternehmen existieren. 
Die Nebenbedingung (5-4) ist entsprechend zu modifizieren. 
Aus den im Anhang A-5-V angegebenen Funktionalmatrizen der 
modifizierten Gleichung (5-4) und den Gleichungen für die 
optimalen Preisvektoren können der optimale Schattenpreis- 
vektor und die optimalen Steuerbeträge pro Mengeneinheit be- 
stimmt werden 


Ss.” Qe - Tu, Xe Tya ` T a3 ? 
(5-15) 
st st 
Tu, “|ay, ` dy, le Tu, 3y, oY, 
pr apr 
pr" k Uy aor’ {Pe are per ‘|- ca = abt" |} 
À Tr Uaypr io ayer : 


aq aq apst 
‘ * * pr 1 st’ * pr’ 
+ nz [—; - 3, 9% | +t Ta» {| g Pe IE 
17% ayer Yo 1-1, a,PT ax, 


pst ist der den Nebenbedingungen t st. O zugeordnete Vektor 
dar LAGRANGE-Multiplikatoren. 
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Auf den Versuch einer Interpretation dieser Gleichungen wird 
verzichtet. Dieser Entschluß fällt deswegen leicht, weil die 


6 
Untersuchung der mit dam Vektor ue 


multiplizierten Matri- 
zen Hauptgegenstand des folgenden Kapitels ist. BOADWAY | 

und LLOYD? leiten im übrigen unter stark vereinfachten (und 
leicht veränderten) Modellvoraussetzungen eine der Gleichung 
(5-16) entsprechende Formel ab. Ihre Interpretationen beruhen 
aber auf einem extensiven Gebrauch der ceteris-paribus-Klau- 
sel, was in allgemsinen Gleichgewichtsmodellen nicht allzu 
sinnvoll erscheint. 

Angesichts der Komplexität von (5-15) und (5-16) schließt 
man sich am besten der von DIAMOND“ in anderem Zusammenhang 
gemachten Äußerung an: "Whether anything useful can be done 
with this equation is not clear.” 


| — 
Vgl. BOADWAY [7]. 


Vgl. LLOYD [62]. 
gl. DIAMOND [20, 404]. 
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In dieser Arbeit stehen den staatlichen Entscheidungsträgern 
zwei Arten finanzpolitischer Instrumente zur Verfügung, die 
allerdings nicht unabhängig voneinander sind: die Entschei- 
dung über die Produktionsprogramme der öffentlichen Unter- 
nehmen durch Vorgabe geeigneter Schattenpreise und der Ein- 
satz eines Systems optimaler Steuern. Die Durchsetzung des 
optimalen Schattenpreis- und optimalen Steuer(betrag)vektors 
kann nun erhebliche Änderungen gegenüber dem aktuellen Aus- 
gangszustand erfordern. Da die ein Second-Best-Problem cha- 
rakterisierenden Nebenbedingungen "im Kern auf nichts ande- 
rem als Gruppenegoismen, menschlichem Unverständnis oder Träg- 
heit beruhen” „derartige Unzulänglichkeiten also geradezu 
konstitutiv für den Modellaufbau sind, kann nicht ohne wei- 
teres davon ausgegangen werden, daß die Realisierung eines 
Second-Best-Optimums ohne Schwierigkeiten möglich ist. 
Zumindest ebenso interessant wie die Ermittlung und Charakte- 
risierung bestmöglicher Steuersysteme und Schattenpreisvekto- 
ren - und für die finanzpolitische Praxis wohl relevanter - 
ist dann die Frage, wie durch eine "Finanzpolitik der klei- 
nen Schritte” eine Verbesserung des aktuellen (suboptimalen) 
Ausgangszustands erreicht werden kann. Um eine übersichtliche 
und zugleich interessante Darstellung zu ermöglichen, wird 
angenommen, daß zwar mit erheblichen Steuerwiderständen in 
bezug auf Änderungen in Struktur und Höhe des aktuellen 
Steuersystems zu rechnen ist, eine Variation des Produktions- 
vektors der öffentlichen Unternehmen und die damit verbundene 
Änderung des Konsumentenpreisvektors aber durchsetzbar sein 
soll. 

Berücksichtigt man dann noch, daß die Entscheidungen über 
eine Korrektur des Steuersystems und eine Änderung des 
Schattenpreisvektors für die öffentlichen Unternehmen in ver- 


nn — 
Vgl. SOHMEN [98, 436]. 
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schiedenen Referaten der (fiktiven) staatlichen Allokations- 
oder Kompositionsabteilung getroffen werden, kann die Mög- 
lichkeit eines unkoordinierten Vorgehens nicht ausgeschlossen 
werden. 

Vorstellbar ist dann der folgende finanzpolitische Entschei- 
dungsablauf: das für die öffentlichen Unternehmen zuständige 
Referat geht bei der Ermittlung des optimalen Schattenpreis- 
vektors von dem jeweiligen aktuellen Steuersystem aus, während 
die für die Ausgestaltung des Steuersystems zuständigen Finanz- 
politiker (gleichzeitig) versuchen, schrittweise Verbesserun- 
gen des Steuersystems durchzuführen. 

Zumindest auf analytischer Ebene kann ein solches Vorgehen 

in zwei Stufen untersucht werden. Dementsprechend beschäftigt 
sich Kapitel 6 mit der Ermittlung und Interpretation des best- 
möglichen Schattenpreisvektors für die öffentlichen Unter- 
nehmen bei einem gegebenen System indirekter Steuern. Im fol- 
genden siebten Kapitel wird dann untersucht, wie durch 
schrittweise Änderungen des Steuersystems eine Erhöhung der 
Wohlfahrt herbeigeführt werden kann. 

Die durch diese zweistufige Problembehandlung ermöglichte Über- 
sichtlichkeit und (vergleichsweise) Einfachheit der mathemati- 
schen Darstellung wiegt wohl die Vorteile der intellektuell 
befriedigenderen, aber erheblich schwierigeren Simultanlösung 
des oben skizzierten Problems auf. 

Nicht behandelt werden die durch das unkoordinierte Vorgehen 
bedingten Anpassungs- und Stabilitätsprobleme, da dazu dyna- 
mische Modellstrukturen notwendig sind. 
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Kapitel 6: (Schatten-) Preise für öffentliche Güter bei 
gegebenen Verbrauchsteuersätzen! 


Wie im vorigen Kapitel wird wieder explizit angenommen, daß 
die Mengen der von den öffentlichen bzw. privaten Unternehmen 
angebotenen Güter disjunkt sind, darüberhinaus -,und zwar 
ausschließlich aus Vereinfachungsgründen -,daB vom öffentli- 
chen Sektor nur ein Gut produziert wird, z.B. Gut n. In 
diesem Fall ist die Annahme naheliegend, jedenfalls nicht 
weiter einschränkendZ, daß nur ein öffentliches Monopol 
existiert. 


Besteuert werden nur die von den privaten Unternehmen angebo- 
tenen Konsumgüter. Die Steuersätze T, = = (v i€{1,...,n-1}) 


sind annahmegsemäß fest vorgegeben. Zwecks Vereinfachung wer- 
den als Nebenbedingung dieses Second-Best-Problems aller- 
dings die Gleichungen p; = c,q, genommen, mit c, = 1/01-7,) = 
konstant. Ein konstanter Steuersatz auf das Arbeitseinkommen 
kann im übrigen einfach dadurch berücksichtigt werden, daß 
die Preisvektoren p und q unterschiedlich normiert werden, 

so daß Po*9, gilt. 

Die konkrete Form der Nebenbedingung des allgemeinen Second- 
Best-Modells ist also 


P4781494 N 
(6-1) ORT N G2) S eeuseevouvneeeen tal : . 
Pn-1"n-1%n-1 j 


Die Differenz zwischen dem Defizit des öffentlichen Unter- 
nehmens und dem Aufkommen aus der Besteuerung der privaten 
Konsumgüter wird durch Pauschalsteuern (oder ggf. Transfers) 


tz diesem Kapitel vgl. vor allem GREEN [36], [38] und 
BERGSON [6]. 


Denn die Schattenpreise würden ansonsten übereinstimmen. 
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ausgeglichen. Über das WALRAS-Gesetz ist das Budget des 
Staates nämlich wieder ausgeglichen: Multipliziert man die 
Marktgleichgewichtsbedingungen (2-13) von links mit q’, 
folgt nach einigen Umformungen gerade 


L + tio + thažn +q’z= 0. 


Dabei ist t, = [t,,...,t _4] (mit analoger Definition für 
alle anderen Vektoren), so daß to x. das Verbrauchsteuerauf- 
kommen angibt. ' Die Differenz zwischen Konsumenten- und Pro- 
duzentenpreis für das öffentliche Gut n wird wie schon im 
vorigen Kapitel als indirekter Steuerbetrag auf eine Einheit 
dieses Gutes interpretiert. 

Der Ausgleich des staatlichen Budgets durch Pauschalsteuern 
ist insofern unglücklich, als die Existenz indirekter Steuern 
kaum zu rechtfertigen ist, wenn Pauschalsteuern in beliebiger 
Höhe erhoben werden können. Als Alternative würde sich anbie- 
ten, Pauschalsteuern explizit auszuschließen, als zusätzliche 
Nebenbedingung also die Beziehung L(x) = DO zu berücksichtigen. 
Sieht man von der Möglichkeit der Preisdifferenzierung für 
das öffentliche Gut einmal ab, müßte das Defizit des öffent- 
lichen Unternehmens dann gerade mit dem Verbrauchsteuerauf- 
kommen übereinstimmen. Dadurch würden die Modellstrukturen 
aber wesentlich komplizierter und die Ergebnisse unübersicht- 
licher, so daß es angebracht erscheint, die erwähnte Unsyste- 
matik in Kauf zu nehmen. 


Nach Bildung der. Funktionalmatrizen von (6-1) und den im An- 

hang A-6-I angegebenen mathematischen Manipulationen erhält 
A : 2 

man die optimalen Preissysteme durch 


0 =- ® s 
Wie oben ist t x,t z PAX InYn*9oZo*9nZu das Defizit 
des öffentlichen Unternehmens, wenn Preisdifferenzierung 
möglich ist. 


Bei Gleichung (6-3) ist gabet, an die Definition Y, = } yl 
9 lev 
zu erinnern. Entsprechend ees * hy 3a. nn 
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Sp, 
(6-2) Pa = Ya + Ing] BO 
* 


ay. -1 
I m 9 U 


(6-3) o 
mit Cjo tona : 
0 


Dass 


(6-4) si = y’ 


Durch einige (zum Teil erheblich) vereinfachende Annahmen 
auf der Produktionsseite der Modellökonomie sind Interpreta- 
tionen möglich, die einen ersten Einblick in den ökonomisch 
komplexeren allgemeinen Fall erlauben. Die im Abschnitt 
6.1.1 unter der Annahme abgeleiteten Theoreme, daB Arbeit 
der einzige (variable) Produktionsfaktor ist und die Grenz- 
kosten in den privaten Unternehmen konstant sind, finden sich 
in ähnlicher Form in der Literatur. Allerdings ist dieser 
Abschnitt hier eben nur Ausgangspunkt für die Behandlung des 
allgemeineren Falls (abnehmende Skalenerträge, Existenz von 
Produktionsgütern), der in dieser Form noch nicht behandelt 


wurde. 


6.1 Arbeit ist der einzige (variable) Produktionsfaktor 


Die wesentlichste Einschränkung besteht in der Annahme, daß 
Arbeit der einzige eingesetzte (variable) Produktionsfaktor 
ist. Es existieren also keine Produktionsgüter, sondern nur 
Konsumgüter. Da die privaten und das öffentliche Unternehmen 
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annahmegemäß verschiedene Güter produzieren und das öffent- 
liche Unternehmen darüberhinaus nur ein Gut anbieten soll, 
sind die Faktorfunktionen gegeben durch 


Er ee 
Ya F ty.) v lev 


Zo = glz,) n 


mit den entsprechenden Änderungen in den Angebotsfunktionen. 


Die Existenz nur eines Produktionsfaktors wird im übrigen in 
allen zu Beginn des Kapitels erwähnten Literaturbeiträgen 
vorausgesetzt. Für die vorliegende Arbeit hat das jedoch die 
unangenehme Konsequenz, daß streng genommen eine Neuformu- 
lierung des gesamten Modells notwendig ist. 

Die folgenden Gleichungen (6-5) - (6-7) sind also nicht bloß 
eine Modifikation der Bedingungen (6-2) - (6-4), sondern soll- 
ten als Ableitungen aus einem neuen Grundmodell interpretiert 
werden. Allerdings ist ihr Bezug zu den Gleichungen (6-2) - 
(6-4) derart naheliegend und einleuchtend, daß auf eine er- 
neute Formulierung des Modells verzichtet werden soll. Bei 
abnehmenden Skalenerträgen im privaten Produktionssektor 
treten 


5p, 
(6-5) pp = yy + Ing.,0) Ex, 


dY 7-1 
(6-6) s = 7,* Waln-1 lace 
a 
(6-7) 6 8 y 


an dis Stelle von (6-2) - (6-4). 


Werden in den privaten Unternehmen konstante Skalenerträge 
vorausgesetzt, ist die Beziehung (6-6) durch 
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[9a 99, 


“n-1 Ly, Dy, aa] 


(6-8) = 


o * H 


o 
41 

zu ersetzen. 

Der Ubersichtlichkeit halber werden die beiden Fälle ge- 

trennt behandelt. 


6.1.1 Konstante Skalenerträge im privaten Produktions- 
sektor 


Im Anhang A-6-II wird gezeigt, daß aus den Beziehungen (6-5), 
(6-7) und (6-8) das Gleichungssystem 


( ii ôx; ae bx. n 6x; 

1*c Fix Jesi cC. F u z Ie p: === u 
1124 1i öp, n 1.24 (n-1)i 5p, izo | 5P4 ö 
n-1 ôx. n-1 ôx. n-1 ôx. x 

Cc J F e 3 u. (t4e = J F = e we) J P: en -u 
er 2 Pn- a EFT (n-1)i SPn-4 iso 7 6Ph-1 
n-1 5x. n-1 ôx n-1 ôx. 3 
i i 
Cc IF ee. IF _ a Ip. = 
1,24 1i 6p, n 1.24 (n-1)i 6p. j=o Í 5P, 
n-1 6x. 
l a; TP 
i=o 1 
= o 6x. (6-9) 
Q: 
io = Spn-4 


1 ae i 
Das folgt nach entsprechender Modifikation von und Einsetzen 
der Funktionalmatrix 9C/d9y in Gleichung (3-9). 


— 


eee 
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abgeleitet werden kann, wobei F,, (k,i€{1,...,n-1}) die zwei- 
ten partiellen Ableitungen der aggregierten Faktorfunktion 
Yo"Fiy,) sind. 


Mit Hilfe der CRAMER-Regel kann der optimale Schattenpreis 
für das öffentliche Gut, bzw. das optimale Verhältnis a 

aus (6-9) ermittelt werden. | Allerdings ist es bei konstanten 
Skalenerträgen und variablen Grenzkosten kaum möglich (jeden- 
falls nicht gelungen), sinnvolle und ökonomisch einleuchtende 
Interpretationen abzuleiten. 

Schränkt man dagegen die konstanten Skalenerträge auf den 
Fall konstanter Grenzkosten ein, können einige interessante, 
aber eben nur beschränkt gültige Theoreme formuliert werden. 
Unterstellt wird also im folgenden eine lineare Produktions- 


funktion der Form 


n-1 
Fly.) = 2a mit a.< 0. 
18 


Die HESSEsche dieser Produktionsfunktion ist 


Fay ® s e e °. Fatn-1) 


H(F) = eee eee eee o òo o @ = 0 x 


Eine: ae Pintet 


so daß sich das Gleichungssystem (6-9) reduziert auf 


n-1 6x; n-1 ôx; 
EA 0 „Li Spy a, Qa 5p, 
0 e a. : i 
n- x ° 
(6-10) 1 3s i “Up 4 = : i 
n-1 ôx; Sh n-1 ôx; 
Qeeeee O lPi Sp, Pa 0 3p, 


1 ER ; ; 
Unter der Voraussetzung natürlich, daß die Systemmatrix re- 
gulär ist, dazu unten. 
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Die Systemmatrix ist sicherlich regulär. | Auflösung nach der 
CRAMER-Regel ergibt 


|> 
fete 
B 
0 


(6-11) 


Das Verhältnis von Schattenpreis oder Grenzkosten (sa? zu 

Marktpreis (Pha? ist hier dargestellt als gewogenes harmoni- 
sches Mittel der (transformierten) konstanten "Steuersätze 
Cy. Fir den Faktor Arbeit (io) ist cyl, wenn Konsumenten- 


und Produzentenpreisvektor durch Pomo] normiert wurden. 


Ökonomisch sofort einleuchtend und aus (6-11) unmittelbar er- 
sichtlich ist, daß der Marktpreis für das öffentliche Gut 
dann mit den Grenzkosten (bzw. dem Schattenpreis) Uberein- 
stimmt, wenn keine Verbrauchsteuern erhoben werden, also 

c,*1 gilt für alle i€{0,1,...,n-1}. In diesem Fall existieren 
ja keine 'zusätzlichen’ Beschränkungen, d.h. kein Second- 
Best-Problem, jedes Defizit der öffentlichen Unternehmen ist 
durch Pauschalsteuern auszugleichen. Die von GREEN? und 
SOHMEN? diskutierte Situation, daß die Steuersätze auf alle 
Konsumgüter gleich sind und Arbeit mit dem gleichen Satz 


besteuert wird (also csc für alle i€{0,1,...,n-1}) - nach 
Dre er n-1 ôx; 
Der Wert der Determinante ist ja gerade gleich Pi N = 
6x 


n 
-Ph SP, > 0. 


?ygl. GREEN [36, 246], SOHMEN [98, 429]. 
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p 

(6-11) ist dann auch = =a c - kann formal und in der öko- 
n 

nomischen Interpretation durch Umnormierung auf Po 7” % 


immer auf den soeben behandelten Fall zurückgeführt werden. 


Schatten- und Marktpreis stimmen auch dann Öberein, wenn die 
von den privaten Unternehmen hergestellten Güter im Konsum 
unabhängig sind vom öffentlichen Gut. Unter Zugrundelegung 
der auf HICKS zurückgehenden Definition von Substitutionali- 


tät, ia as und Unabhängigkeit im Konsum ist dann 
ja gerade s = 0 für alle i€{1,...,n-1}, so daß nach 
(6-11) Ph = Sh ist. Diese Schlußfolgerung ist ökonomisch 
plausibel. Bei Unabhängigkeit im Konsum (und in der Produk- 
tion) haben die durch die gegebenen (und unveränderlichen) 
Steuersätze auf die privaten Konsumgüter 1,...,n-1 bedingten 
Allokationsstörungen keinen Einfluß auf die Allokation der 
Ressourcen im öffentlichen Produktionssektor. 

Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, ist die Vermutung nahe- 
liegend, daß auch in der Produktion des öffentlichen Gutes n 
ein Abweichen von der im Pareto-Optimum geltenden Beziehung 


"Preis = Grenzkosten sinnvoll ist. Eine solche Abweichung 
kann z.B. durch das LERNERsche Monopolmaß 


Marktpreis - Grenzkosten (= Schattenpreis) 
Marktpreis 


konkretisiert werden, der Quotient (Pa En? Pa wird dabei hier 


1 du/ax, Pi gq, (148; ) 
Die Grenzraten der Substitution sind = — g 
YEEJ Po qaa 1+) 


Y i€N, wobei T = t/a; ist. Normiert wurden Konsumenten- und 
Produzentenpreissystem dabei auf den Nettolohnsatz Pa, (14t,) 


Die Grenzraten der Substitution bleiben aber unverändert, wenn 
keine Einkommensteuer erhoben wird und die Konsumgüter statt- 
dessen mit dem festen Satz T,/U+T,) besteuert werden. Dann 
gilt nämlich 2 " 

Pi q,11+7,)/U1+T,) 

Fe Tr 
was einer Normierung auf den Bruttolohnsatz q, entspricht, der 
jetzt mit dem Nettolohnsatz Po übereinstimmt. 
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als Monopolgrad bezeichnet. | 

Die im folgenden angegebenen Theoreme charakterisieren ein 
Second-Best-Gleichgewicht jeweils durch eine nähere Be- 
stimmung des Monopolgrades im öffentlichen Unternehmen , geben 
also an, inwieweit das öffentliche Unternehmen unter den ge- 
gebenen Umständen seine Monopolmacht ausnutzen sollte. Ist 

die Marktnachfragefunktion nach dem öffentlichen Gut bekannt, 
ist mit dem Monopolgrad im übrigen auch der optimale Schatten- 
preis bestimmt. Es gilt das 


Theorem 6-1 
Bestehen zwischen dem öffentlichen Gut und den übrigen 
Gütern Substitutionsbeziehungen im Konsum, dann liegt der 
Monopolgrad des öffentlichen Unternehmens im Second- 
Best-Optimum zwischen dem größten und kleinsten Wert 
der gegebenen Steuersätze. 


a 


Zum Beweis wird zuerst gezeigt, daB der Quotient — eine 


p 
konvexe Kombination der reziproken Werte von Cc; ist. Die 
-1 ôx. 


6x. n 
i i P á A 2 

Gewichte Pi s5 / RAS Bp müssen dann für alle i€{0,1,...,n-1} 
positiv sein und sich zu Eins addieren. Letzteres ist klar. 

ôx. 
Annahmegemäß ist TN > 0 für alle i#n, so daß Zähler und 

n 

Nenner (vgl. Fn. 1 auf S. 83) größer Null sind. 


sS 
Aus a! < < pcl 
p i 


folgt aber T. < 
max limin Ph 1| max 


da T, = 1-0," und O<c, <1 ist. Theorem 6-1 ist damit bewie- 


Sind die Steuersätze voneinander nicht allzu verschieden und 
sind die Voraussetzungen des Satzes erfüllt, können die staat- 
lichen Entscheidungsträger den optimalen Schattenpreis unge- 
fähr bestimmen, ohne das genaue Gleichgewicht zu kennen. 


‘ber Quotient (PaSa? Ph könnte natürlich auch als Steuersatz 
auf das öffentliche Gut interpretiert werden. 
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Werden die Konsumgüter 1,...,n-1 mit einem positiven Steuer- 
satz belegt, sind die cj <1. Bei Po o” 1 muB der optimale 
Schattenpreis (bzw. die Grenzkosten) des öffentlichen Gutes 


kleiner als der Marktpreis sein. 


Eine additive Nutzenfunktion mit abnehmenden Grenznutzen 
aller Güter ist nun hinreichende Bedingung dafür, daß alle 
Güter untereinander Substitute sind. Der allgemeine Beweis 
dieser Behauptung findet sich bei KATZNER. | Als Beispiel? sei 
die quadratische Nutzenfunktion 


u(x) = a'x + 5 x Ax 


angeführt mit den Konstanten a’ = lager. a.) und 


As Ta » wobei a, ,<0 vien. 
0 ‘a 
nn 
Ausschließlich Substitutionsbeziehungen liegen auch dann vor, 
wenn die Präferenzordnung additiv und homothetisch ist, d.h. ? 
durch eine Nutzenfunktion der schon oben angegebenen "BERGSON 
family" 


b 
u(x) Fas tY; 1>b40 , ba,>0 
bzw. 
ulx) = ja, Cog x,) tY a,>0 


dargestellt werden kann. 
m 
vgl. KATZNER [49, 92]. 


2zu erinnern ist daran, daß bei den Beispielen die Vorzeichen- 
konvention bezüglich der Produktionsfaktoren nicht gilt. 


gl. Theorem 2.4-4 bei KATZNER [49, 31]. 


-87- 


Zwar werden diese Nutzenfunktionen - zumindest in der mikro- 
ökonomischen Lehrbuchliteratur - häufig verwendet, ihr Ge- 
brauchswert ist aber u.a. dadurch stark eingeschränkt, daß 
keine Komplementaritätsbeziehungen vorkommen können. Berück- 
sichtigt man die Existenz von Komplementärgütern, gilt das 
folgende 


Theorem 6-2 
Sind alle Steuersätze der zum öffentlichen Gut komplemen- 
tären Güter größer, diejenigen der Substitute des öffent- 
lichen Gutes aber nicht größer als ein vorgegebener Wert T, 
dann ist der Monopolgrad des öffentlichen Unternehmens im 
Second-Best-Optimum kleiner als das Maximum der zu den 
Substitutionsgütern gehörenden Steuersätze. 


Beweis: Nach Voraussetzung existieren also zwei Mengen 


6x, on 
M, a filat <0 und 1, > 7} 


und 
bx, z 
mit M4 U Mo a lxo eee eX, igh e 


Zu zeigen ist, daß dann! (p)-3,)/p„<maxtt, |kEIM,} gilt. 
Ausgangspunkt ist Gleichung (6-11). Da der Nenner des Bruchs 
auf der rechten Seite positiv ist, erhält man nach Subtrak- 
tion von T auf beiden Seiten die Beziehung 


p _ 
(6-12) 5 n_ı2%0 


I 
Dabei ist IM, die Indexmenge von M,, d.h. IM, = tilx,em,}s 
analog ist IM, = {k|x,€M,}. 
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genau dann, wenn 


"5 _ 6x; 5 _ bx, i _ bx, 5 
(T,-T)p a (T.-T)p. + (t,-t)p < 0. 
ito i i Sp, iein, Í i ÖP n kein, “ K Sp, 


Die Charakteristika der Giter aus M4 bzw. Mo garantieren aber, 


daB der letzte Ausdruck kleiner Null ist, so daß auch 
p_-s 
n 

Ph 


nur noch T = max{t,|kEIM,} gesetzt werden. 


2 - 7T<0 gilt. Zur Vervollständigung des Beweises muß 


Auf die gleiche Weise kann gezeigt werden: 


Theorem 6-2 a 
Sind alle Steuersätze der Substitute des öffentlichen 
Gutes größer (oder gleich), diejenigen der zum öffent- 
lichen Gut komplementären Güter aber kleiner als ein 
vorgegebener Wert T”, so ist der optimale Monopolgrad 
(Pan? Pn größer als der kleinste der Steuersätze auf 
die Substitutionsgüter. 


Mit diesen Theoremen ist die ökonomisch plausible Überlegung 
konkretisiert, daß die relative Abweichung von Preis und 
Grenzkosten für das öffentliche Gut derjenigen der Substitu- 
tionsgüter angepaßt werden sollte. 


Sollten die strengen Voraussetzungen der Theoreme erfüllt 
sein, kennt der Finanzpolitiker zumindest den Bereich, in 
dem der optimale Monopolgrad liegen muß. Die Ergebnisse sind 
aber auch dann nicht ganz wertlos, wenn die Voraussetzungen 
nicht zutreffen: "Such results are useful not because we 
expect to find just the right combination of complementarity 
and substitution in reality, but because they narrow down 
our zone of ignorance.” 


Vel. DIXIT (25, 118]. 
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Konkretere Aussagen sind im allgemeinen, d.h. im n-Giter-Fall 
nicht ohne weiteres abzuleiten. Lediglich in einer Drei-Gü- 
ter-Ökonomie kann vollständig aufgezeigt werden, in welcher 
Relation der optimale Monopolgrad des öffentlichen Unter- 
nehmens (jetzt gleich (p,-8,)/p,) zu den Steuersätzen T; 
(1-0,1) steht. ' 

Ohne Einschränkung der Allgemeinheit kann vorausgesetzt wer- 
den, daB Po” 95 * 1 ist und Gut 1 mit einem positiven 
Steuersatz belegt wird. Dann gilt im Optimum 


Sind Arbeit und das privat hergestellte Konsumgut 1 


p_-s 
Substitute des öffentlichen Gutes, ist 0 < -——— 


< Ti: 
n 

Das wurde oben schon für den n-Güter-Fall bewiesen. 
p,-8s 
272 < 0. 
P2 


Sind die Konsumgüter komplementär, gilt 


Io 


Der Schattenpreis des öffentlichen Gutes ist in diesem 
Fall also größer als sein Marktpreis. 


Bestehen zwischen dem öffentlichen Gut und dem Faktor 
P2782 


lo 


Arbeit Komplementaritätsbeziehungen, ist > Tye 
Das entspricht dem schon im vorigen Kapitel (S. 66) 
in etwas anderer Form abgeleiteten Ergebnis, daß der 
Steuersatz für das zur Freizeit komplementäre Gut 


größer ist.“ 


Die Behauptungen unter und c beweist man analog zum 


ails 


Theorem 6-2, indem man einmal den Wert 0, das andere Mal 


den Wert T4 zuordnet. 


Durch einfache Umformungen erhält man aus Gleichung (6-11) 
die Beziehung 


ng 6x; Ôx n 
(6-13) Fe ee 0. 
i=o i Ph n Ph 


LJ eo 
lin einer Drei-Güter-Ökonomie können Komplementaritätsbezie- 
hungen höchstens zwischen zwei Gütern vorkommen. 


Dabei wurde (pn Sn? Pn als Steuersatz auf das öffentliche Gut 
interpretiert. 
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Sie entspricht der von GREEN! unter leicht veränderten Modell- 
voraussetzungen, allerdings auf etwas unbefriedigende Weise 
abgeleiteten Optimalbedingung, wenn berücksichtigt wird, daß 
dort alle Produzentenpreise auf 1 normiert wurden. Von den 
gleichen Annahmen wie GREEN geht auch SOHMEN? aus. Allerdings 
unterscheiden sich seine Optimalbedingung und die daraus ab- 
geleitete Interpretation von denen GREENS bzw. den in 
dieser Arbeit angegebenen. Durch Erweiterung mit Xs im Zähler 
und Nenner von (6-11) erhält man die zu SOHMENs Gleichung 
(12-16) vergleichbare Beziehung 


n-1 4 
Sn R: c; (Pixa Ein bx, Ph 
(6-14) = i? ‚mit €, = 2. 
p n-1 in Sp, Xs 


Der wesentliche Unterschied gegenüber der entsprechenden Glei- 
chung bei SOHMEN liegt darin, daß hier die einkommenskompen- 
sierten Kreuzpreiselastizitäten der Nachfrage relevant sind, 
während SOHMEN mit den "normalen’ Elastizitäten 


ax p 
Fe Ge! 
ein Sp, x; arbeitet. Unbefriedigend ist dabei sowohl der 


bei der Interpretation seiner Gleichung (12-16) verwendete 
Substitutionsbegriff, als auch die Herleitung der entsprechen- 
den Optimalbedingung (12-13). So schreibt SOHMEN auf S. 428: 
"Sind alle Güter gegenseitig Substitute im Konsum, so sind 
alle Kreuzpreiselastizitäten ...(e,,) positiv.” 

Diese Aussage wäre falsch, wenn ihr die übliche, auf HICKS 
zurickgehende Definition von Substitutionsgütern zugrunde- 
liegen würde - und die Fußnote 7 auf S. 428 legt diese Inter- 
pretation eigentlich nahe - „ wie das folgende Beispiel zeigt: 
Oben wurde schon darauf hingewiesen, daß bei einer Nutzen- 
funktion vom Typ COBB-DOUGLAS alle Güter Substitute sind, die 
Vel. GREEN (365 Gleichung 111.2]. 

2Ve1. SOHMEN (98, Kap. 12.2]. 
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Kreuzpreiselastizitäten sind aber Null, da die nachgefragten 
Mengen x, bloß eine Funktion von Pi und vom Einkommen sind. 


Nimmt man dagegen an, daß durch den zitierten Satz Substitu- 
tionalität erst definiert wird, ist auch das nicht überzeu- 


gend. Zwei Güter i und j wären demnach Substitute, wenn 

ax 

= > 0 gilt. In der Literatur wird hier gelegentlich von 
j 


“gross substitutes” gesprochen. ! Da unterschiedliche Vorzei- 
ax, ax 

chen von In; und T aber nicht auszuschließen sind, ist 

diese Definition - wenn auch intuitiv einleuchtend - wegen 

der fehlenden Symmetrie nicht allzu sinnvoll. Unter Zugrunde- 


legung der Nutzenfunktion~ 


u(x) = log x, + Ix. 


ax 9x 
erhält man z.B. 55° = 0 , aber s5 < 0. Gut 2 wäre also von 
1 2 


Gut 1 im Konsum unabhängig, während zwischen Gut 1 und Gut 2 
Komplementaritätsbeziehungen bestehen würden. 


Daß SOHMEN mit den ‘normalen’ und nicht wie in dieser Arbeit 
(und wie GREEN) mit den kompensierten Kreuzpreiselastizitäten 
arbeitet, liegt darin begründet, daß er bei der Ableitung 
seiner Optimalbedingung (12-13) die Einkommenseffekte außer 
acht läßt, letztlich im Rahmen eines allgemeinen Gleichge- 
wichtsmodells also partialanalytisch argumentiert: In der 
hier verwendeten Symbolik wird SDHMENs Gleichung (12-13) zu” 


n 
(6-15) J ti am 0, 
i=o 


"Wel. z.B. MOSAK [72) 33]. 

2]u diesem Beispiel vgl. SAMUELSON [94, 268). 

Izy beachten ist, daB ti bei SOHMEN den Steuersatz bezeichnet 
(unser t,). während t, in dieser Arbeit den Steuerbetrag pro 
Mengeneinheit angibt. 
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wobei a der (auf den Produzentenpreis bezogene) Steuersatz 
ist, d.h. Pa = talan (und analog îi = t,/a,). Allerdings 
hätte SOHMEN diese Optimalbedingung noch weiter ausarbeiten 
können. Bewertung von ax, /at, führt nämlich bei Einbeziehung 
der Einkommenseffekte zu 


ð ~ t] A A as 
aT, x, (Dy P4 ee PLT) TA x(q 6a, (14t,),-6-,q,(1+t),T) 


da = 57 PE 91%, ist. 


Berücksichtigt man diese Beziehung aber in der Gleichung 


n x, n ôx; 
(6-15), erhält man J ti Bp. = 0, und wegen } P; ba. = 0 
i=o n iso n 


gerade die oben abgeleitete Optimalbedingung (6-13) °: 


f 5x, 
a3” 0. 
iso i Ph 


Zu erinnern ist daran, daB die oben formulierten Theoreme auf 
der generellen Annahme konstanter Grenzkosten beruhen. Bei 
variablen Grenzkosten und konstanten Skalenerträgen konnten 
keine vergleichbaren Schlußfolgerungen abgeleitet werden. Im 
nächsten Abschnitt wird nun untersucht, ob bei abnehmenden 
Skalenerträgen im privaten Produktionssektor ökonomisch sinn- 
volle Aussagen möglich sind. 


q 
Mit Qn 7 Bn’ 
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6.1.2 Abnehmende Skalenerträge im privaten Produktions- 


sektor 


Ausgangspunkt dieses Abschnitts ist das Gleichungssystem 
(6-5) - (6-7). Entsprechend den im Anhang A-6-III angege- 
benen mathematischen Umformungen ist das Verhältnis von 
Schatten- zu Marktpreis im Second-Best-Optimum jetzt durch 
die Beziehung 


f 5x, n-1 5 -4 9Y 
Bp, Pin * aij Ja, Pin 
6-16 en „ Ja =1 4-1 
( ) Pr n "i 5 Xi 
j“1 iso 4 Spy In 


gegeben. Dabei ist Bij der Kofaktor des (ij)-ten Elements der 
Systemmatrix von (A-6-6). 


Einige der im vorigen Abschnitt formulierten Theoreme werden 
hier zuerst unter der Annahme abgeleitet, daB die Faktorfunk- 
tionen f? die spezielle Form 


n-1 
c6-17) # yh) =F #8 cys) v lev 
i=1 


annehmen, verbundene Produktion also ausgeschlossen ist. Da- 
durch vereinfachen sich die Beweise der folgenden Sätze, die 
Ergebnisse können aber (unter bestimmten Annahmen) verallge- 
meinert werden (vgl. S. 95ff). 


Die HESSEsche ocr Produktionsfunktionen (6-17) und wegen 
ð ð 


y Y 
(A-2-8) auch s bzw. — sind dann Diagonalmatrizen, so 
aa 9a 


daß die Systemmatrix von (A-6-6) sich zu 
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5x dy 6x n-1 5x 
( ng 1) n-1 = i 
bp, 1 Bay bp, ifo i dr, 
ôx, rn (=! oo nA) n? bx, 
BP 4 BP 4 nes An-1 iso i BPn-1 
za ® e e e e e e e et "FS at 
Ph Ph iso i Ph 


vereinfacht. 
Entwicklung nach spaltenfremden Kofaktoren führt zu 


n 
z i oe i 2 
(6-18) R? Bp, Bin Cy Ta, Bin vV 1€({1,...,n-1}. 


Gleichung (6-16) reduziert sich damit auf 


5 1 i 
1 =p B 
y adaa 1 Fey dr 
Pn n n- x; i ° 
sh eo bp; jn 


Ähnlich wie im Fall konstanter Grenzkosten gilt auch hier: 
Sind die von den privaten und dem öffentlichen Unter- 
nehmen hergestellten Güter im Konsum unabhängig, stimmen 
Marktpreis und Grenzkosten für das öffentliche Gut im 
Second-Best-Optimum überein. 


6x 
Beweis: Annahmegemäß ist ja = = 0 für alle i€N. Da dann 


fir j=1,...,n-1 auch die Kofaktoren Bin verschwinden wird 
Gleichung (6-19) zu 
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Auf die Plausibilität dieser Schlußfolgerung wurde schon auf 
S. 84 hingewiesen. 


Analog zum Theorem 6-1 gilt auch in diesem Modellrahmen: 


Theorem 6-3 
Bestehen zwischen allen Gütern Substitutionsbeziehungen, 
dann liegt der Monopolgrad für das öffentliche Unternehmen 
im Second-Best-Optimum zwischen dem größten und kleinsten 
Wert der gegebenen Steuersätze. 


Zum Beweis des Theorems vgl. Anhang A-6-IV. 


Die Voraussetzungen des Theorems, Substitutionsbeziehungen 
zwischen allen Gütern,gelten natürlich wieder für die gleiche 
Klasse von Nutzenfunktionen wie auf S. 86. 


Das letzte Theorem kann unter bestimmten Annahmen auch für 

den Fall bewiesen werden, daß verbundene Produktion zugelas- 
sen ist. 

Ausgangspunkt ist dann das Gleichungssystem (A-6-6). Entwickelt 
man die Systemmatrix jetzt nach spaltenfremden Kofaktoren, er- 
hält man statt (6-18) die Beziehung 


n 6x; n-1 -4 ay, ; 
(6-20) R? Bp, Bin = po Ta; Bin Y 1€{1,...,n-1}. 


Eingesetzt in (6-16) folgt die formal mit Gleichung (6-19) 
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völlig übereinstimmende Beziehung 


n n-1 4 6x; 
s I ) c, "i dp Bin 
(6-21) a La 
p n n- x À 
n l p ~ B 
j-1 iso i Pj Jn 


Zu berücksichtigen ist allerdings, daß die Kofaktoren Bin 
in (6-21) und (6-19) unterschiedlich sind. 
Wesentlich für den Beweisgang des Theorems 6-3 war, daß die 
Nicht-Diagonalelemente der Systemmatrix positiv sind. | Im 
Fall verbundener Produktion im privaten Produktionssektor 

B al (a oe‘ =) = wm ec.” 5 ) > 0 sein 
muß also öp; c} Ta; Bp; j y 13 . 
Hinreichende Bedingung dafür ist, daß, wie oben, alle Güter 
untereinander Substitute im Konsum und außerdem alle re > 0 
sind. In der Literatur wird in diesem Fall gelegentlich von 
"verallgemeinerten Substitutionsbeziehungen” gesprochen. 
Jedenfalls gilt das Theorem 6-4 unter diesen Voraussetzungen 
mit unveränderter Beweisführung. 


Eine konsequente Ausdehnung der partialanalytischen HICKSschen 
Definition von Substitutions- und Komplemantärgütern auf all- 
gemeine Gleichgswichtsmodelle wurde wohl zum ersten Mal und 

in beeindruckender Weise von BERGSON? vorgenommen. Es kann 

nun gezeigt werden, daß das öffentliche Gut n und ein Gut i 
genau dann "aggregate net substitutes” bzw. "aggregate net 


n ôx, 
complements” (BERGSON) sind, wenn die Summe |) z— 8B, in 
j=1 6p jn 


den Gleichungen (6-19) bzw. (6-21) größer bzw. kleiner Null 
ist. 


q 
Alle anderen Voraussetzungen des Theorems 6-3 sind erfüllt. 
2 Zum Beispiel von DIXIT [25, 111]. 

3¥e1. BERGSON [6]. 
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Wenn man dann, analog zum Vorgehen auf S. 97 fir ein gegebe- 
nes T wieder zwei Teilmengen M, und M, derart bilden kann, 

daß die Steuersätze aller zum öffentlichen Gut in aggregier- 
ter Substitutionsbeziehung stehenden Güter nicht größer als 
das t „ für alle zum Gut n in aggregierter Komplementärbe- 
ziehung stehenden Güter aber größer als dieser Wert sind, 
können bezüglich des optimalen Quotienten (Phn? Ph die 
gleichen Schlußfolgerungen gezogen werden wie oben. Ökonomisch 
gehaltvoll werden solche Aussagen jedoch erst dann, wenn hin- 
reichende Bedingungen angegeben werden können, die gewähr- 
leisten, daß tatsächlich aggregierte Substitutions- bzw. Kom- 
plementaritätsbeziehungen vorliegen. Das ist aber zumindest 
für aggregierte Komplementaritätsbeziehungen zwischen Gut i 
und Gut n nicht einfach, 


6.2 Berücksichtigung von Produktionsgütern 


Produktionsgüter können nach diesen Vorarbeiten recht einfach 
unter der Voraussetzung berücksichtigt werden, daß das öffent- 
liche Gut n nur als Konsumgut verwendet wird. 

Ausgangspunkt der Ermittlung des optimalen Preis-Grenzkosten- 
Verhältnisses für das öffentliche Gut sind dann die Gleichun- 
gen (6-5), (6-6) und die zu 


In D 
5. ve 


erweiterte Gleichung (6-7). 


Die Überlegungen und Ableitungen im Anhang A-6-III bleiben 
bis auf die Tatsache unverändert, daß y} durch sj zu er- 
setzen ist. Das Gleichungssystem (A-6-6) wird nach einer 
aus Symmetriegründen vorgenommenen Modifikation zu 
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ôx ' aY_' 
o -1 a 
eB > ee V x -s 
Pa n-1 ü Pa al a 
6x,’ 6x 
-S 
Pn Pn n 
IY’ 
-1 o 
Ypo + [6.4] 90, 90 
5x 
o 
Sp, 


Das Verhältnis von optimalen Grenzkosten (bzw. Schattenpreis) 
und Marktpreis für das in den öffentlichen Unternehmen produ- 
zierte Konsumgut ist weiterhin durch die Gleichung (6-21) ge- 
geben. 

Mit Hilfe der CRAMER-Regel können aus dem obigen Gleichungs- 
system jetzt auch die optimalen Schattenpreise für die Pro- 
duktionsfaktoren 1,...,n-1 bestimmt werden. | 

Auf eine Wiedergabe der entsprechenden Gleichungen wird ver- 
zichtet, da es nicht gelungen ist, ökonomisch sinnvolle und 
einleuchtende Interpretationen abzuleiten. 

Das Gleiche gilt für den Fall, daß das von den öffentlichen 
Unternehmen hergestellte Gut nicht nur von den privaten Haus- 
halten, sondern auch von den privaten Unternehmen erworben 
wird. l 

Aus den Gleichungen (6-2) - (6-4) erhält man den optimalen 
Schattenpreisvektor dann durch" 


T 
Dabei wurde die Beziehung a = 0 berücksichtigt. 
+ 
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9Y 4-1 


5x 
ae i _ i * S + 
s: (Vx. 4 Ch vy [35 Ca Ta, A 


Aus den Gleichungen (6-2) und (6-3) ist im übrigen ersicht- 
lich, daß die Differenz zwischen Konsumenten- und Produzenten- 
preis für das öffentliche Gut im allgemeinen Fall ungleich 
Null ist. Auch in diesem Modellrahmen sollten die Käufer des 
öffentlichen Endprodukts, die privaten Haushalte und die pri- 
vaten Unternehmen, in der Regel unterschiedliche Preise 
zahlen. 


Soviel zur Bestimmung der optimalen Schattenpreise für die 
öffentlichen Güter bei gegebenen Steuersätzen. Welche steuer- 
politischen Maßnahmen zu einer Verbesserung des jeweiligen 
aktuellen Steuersystems führen, wird im nächsten Kapitel un- 
tersucht. 
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Kapitel 7: Schrittweise Verbesserungen des Steuersystems! 


In den Vorbemerkungen zu den Kapiteln 6 und 7 wurde die jetzt 
zu behandelnde Problemstellung schon skizziert. Ausgangs- 
punkt ist demnach das aktuelle Gleichgewicht, das durch gege- 
bene Steuersätze und ein daran angepaßtes optimales Produk- 
tionsprogramm des öffentlichen Unternehmens charakterisiert 
ist. Das für die Ausgestaltung des Steuersystems zuständige 
Referat der Allokations- oder Kompositionsabteilung (betrach- 
tet werden weiterhin nur Effizienzaspekte) versucht, durch 
schrittweise Änderung einzelner oder auch aller Steuerbeträge 
pro Mengeneinheit (bzw. der Steuersätze) seine Verbesserung 
herbeizuführen. Maximand des gesellschaftlichen Optimierungs- 
problems war die Nutzenfunktion des einzigen Haushalts dieser 
Modellökonomie, so daß die konkrete Fragestellung lautet: 
welche (marginalen) Änderungen des aktuellen Steuersystems 
führen zu einer nutzenmäßigen Besserstellung des Haushalts? 
Annahmegemäß sollen diese Entscheidungen unkoordiniert mit 
der für das Produktionsprogramm des öffentlichen Unternehmens 
zuständigen Stelle erfolgen. Nimmt man überdies an, daß die 
Reaktionszeit dieser Stelle auf die durch die Steueränderun- 
gen induzierten Variationen des Konsumenten- und Produzenten- 
preissystems hinreichend lang ist, kann im folgenden von dem 
durch das Ausgangsgleichgewicht gegebenen Produkt ionsprogramm 
des öffentlichen Unternehmens ausgegangen werden. 


Die durch die Änderungen des Steuersystems verursachte Änderung 
des Nutzenniveaus des Haushalts kann am einfachsten und zu- 
gleich am elegantesten durch Verwendung der sogenannten Aus- 
gabenfunktion (expenditure function) ermittelt werden. Das 
Konzept der Ausgabenfunktion wurde zuerst von DIAMOND/Mc FADDEN? 


Ts : $ 
Dieses Kapitel lehnt sich eng an die Arbeit von DIXIT [25] ans 
vgl. ferner GREEN [38] und LLOYD [61]. 


ZVgl. DIAMOND/Mc FADDEN [22]. 


(7-2) 
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in die theoretische Finanzwissenschaft eingeführt und erweist 
sich in vialen Bereichen als überaus nützlich. ' Die Ableitung 
und die wichtigsten Eigenschaften der Ausgabenfunktion sollen 
im folgenden kurz angegeben werden. Auf eine Wiedergabe der 
Beweise wird allerdings verzichtet und stattdessen auf die 


einschlägige Literatur verwiesen.” 


An Stelle der üblichen Maximierungsaufgabe des Haushalts 


max u(x) 


u.d. N. p'x = I = 0 


geht man zur Ableitung der Ausgabenfunktion von dem dualen 


Optimierungsproblem 
min p'x 
u.d.N. u(x) - u = 0 


aus. 
Der Lösungsvektor x dieses Minimierungsproblems ist im all- 

gemeinen eine Funktion des Preisvektors p und des vorgegebenen 
Nutzenniveaus u. Die Ausgabenfunktion ist dann definiert durch 


(7-1) E(p,u) = p’x(p,u) 
und ist 
a in den (positiven) Preisen Portes oP, homogen vom Grade 


Eins, stetig differenzierbar und konkav; 


b streng wachsend und stetig in u. 


~~ 
Zur Ermittlung des optimalen Steuersystems mit Hilfe der 
Ausgabenfunktion vgl. DIAMOND/Mc FADDEN [22], MIRRLEES [71], 
WIEGARD [105]. 


Vgl. etwa DIAMOND/Mc FADDEN [22] und MALER [64, 113-116] 
sowie die dort angegebene Literatur. 
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Ferner gilt 

c Die ersten partiellen Ableitungen der Ausgabenfunktion 
bezüglich der Preise sind gleich den im Haushalts- 
gleichgewicht nachgefragten Mengen, also ve = x(p,u)s 


ja 


die Matrix der zweiten partiellen Ableitungen der Aus- 
gabenfunktion beziiglich des Preisvektors p, die mit 
H(E) bezeichnet werden soll, ist gerade gleich der 
(erweiterten) SLUTZKY-Matrix, d.h. H(E) a es i 


Die folgenden Annahmen sind in diesem Kapitel zu berücksichti- 
gen: 

Wie schon bisher wird unterstellt, daß die Mengen der von dem 
öffentlichen bzw. den privaten Unternehmen angebotenen Güter 
disjunkt sind und im öffentlichen Unternehmen nur ein Endpro- 
dukt hergestellt wird, das ausschließlich von den privaten 
Haushalten nachgefragt wird. Einschränkend, aber unter dem 
Gesichtspunkt einer einfacheren Problemanalyse äußerst hilf- 
reich ist die Annahme, daß die Nachfrage nach dem öffentlichen 
Konsumgut n nur vom eigenen Preis abhängig ist, die nachge- 
fragten Mengen aller anderen Güter aber von Ph unabhängig sind. 
Die Änderungen des Steuersystems lassen dann die durch das 
Ausgangsgleichgewicht gegebene Menge und den Preis des öffent- 
lichen Konsumgutes unverändert. 

Unter Berücksichtigung dieser speziellen Annahmen ist das 
diesem Kapitel zugrundeliegende Modell durch folgende Glei- 
chungen charakterisiert: 

Im privaten Haushaltsbereich erhält man die (kompensierten) 
Nachfragefunktionen nach (7-2-c) aus den ersten partiellen 
Ableitungen der Ausgabenfunktion. Mit Gut O als Numéraire 

ist also 


(7-3-a) = = Xo (1 Pott) 
o 
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(7-3-b) ‚8 = x (1,piiu). 


Die Nachfrage nach Gut n ändert sich annahmegemäß nicht und 
kann unberücksichtigt bleiben. 

Bis auf eine Ausnahme setzen alle Theoreme dieses Kapitels 
konstante Skalenerträge voraus. Es erscheint deshalb sinn- 
voll,gleich von der linear homogenen (aggregierten) Produk- 
tionsfunktion 


(7-4) Ye Fly.) 


und der Gewinnmaximierungsbedingung 
(7-5) "Qu ° Fly.) 
auszugshen. 


Zu berücksichtigen sind schließlich noch die relevanten Markt- 
gleichgewichtsbedingungen 


(7-6) (x era)" Cy yg] + [zeza , 
die Definitionsgleichungen 


(7-7) pe ee 


und die Budgetgleichung des Staates 
(7-8) toxptltp x +z +qiz, 7 0 . 
Daß in den Gleichungen (7-7) und (7-8) die Steuerbeträge pro 


Mengeneinheit, und nicht wie im vorigen Kapitel die Steuer- 


sätze vorkommen, ist bedeutungslos. Da von einem bestimmten 
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Gleichgewichtszustand ausgegangen wird, können die Steuerbe- 
träge pro Mengeneinheit ohne Schwierigkeiten aus den gegebe- 
nen Steuersätzen des letzten Kapitels abgeleitet werden. 

Zu unterscheiden sind zwei Arten von Variationen der durch- 
schnittlichen Steuerbeträgse. Untersucht werden kann zum 
einen eine Änderung des Steuerbetragsvektors t, derart, daß 
das Verbrauchsteueraufkommen unverändert bleibt, also 

dlt x) = Q gilt. Bei konstanten Produzentenpreisen ist dann 
das Defizit des öffentlichen Unternehmens und damit nach 
(7-8) auch die Pauschalsteuer konstant, die zur Deckung des 
über das Verbrauchsteueraufkommen hinausgehenden Defizits 
erhoben wurde. Bei konstanten Skalenerträgen, aber variablen 
Produzentenpreisen ändert sich das Defizit auf alle Fälle, 
so daß kompensierende Pauschalsteuern oder -transfers er- 
hoben werden müssen. Das ist auch dann der Fall, wenn die 
Variation des Steuerbetragsvektors zu einer Änderung des 


Verbrauchsteusraufkommens führt. 


Werden die Gleichungen (7-3) - (7-8) in geeigneter Weise zu- 
sammengefaßt, erhält man das reduzierte Gleichungssystem 


x spare) = Filip ee Zg = 0 
(7-9) to, ~Y F(x (1,p,su)-z,) = 0 
tix (1 Pasu) +L + PAX, + IR Zu 0 
Nach Bildung des (ersten) totalen Differentials stehen diesen 


(n+1) Gleichungen die 2n Variablen dp,, dt,» 
über. Für jeweils gegebene dt, können die anderen Variablen 


du, dL gegen- 


ermittelt werden - vorausgesetzt das System hat eine Lösung. 


Da die Pauschalsteuern L nur in der letzten Gleichung des 
Systems (7-9) vorkommen, kann diese Gleichung zur Bestimmung 
der notwendigen Variation der Pauschalsteuern herangezogen 
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werden. Allerdings interessiert diese Variation im folgenden 
nicht weiter, so daß diese Gleichung auch außer acht gelassen 
werden kann, 

Über das totale Differential der ersten n Gleichungen von 
(7-9) kann eine Beziehung zwischen der Änderung des Nutzen- 
niveaus (du) und der Variation des Vektors der durchschnitt- 
lichen Steuerbeträge (dt „) hergestellt werden. Im Anhang 
A-7-I wird gezeigt, daß eine Änderung des Vektors ty genau 
dann zu einer Erhöhung des Nutzenniveaus führt, wenn das 
"Wohlfahrtskriterium” 


(7-10) t’ bx 2 


erfüllt ist. 


Auf der Grundlage dieses Kriteriums sollen jetzt einige 
Theoreme formuliert und bewiesen werden, die angeben, welche 
Änderungen der Steuerbeträge pro Mengeneinheit unter welchen 
Bedingungen eine (nutzenmäßige) Besserstellung des Haushalts 
zur Folge haben. Bei allen Theoremen wird dabei (falls er- 
forderlich) eine Variation der Pauschalsteuern bzw. -transfers 
derart unterstellt, daß der konstante Vektor z realisiert 
werden kann, Gleichung (7-8) also erfüllt ist. Darauf wird 


nicht mehr einzeln hingewiesen. 


Generell anzumerken ist, daß einige Theoreme zwar im nach- 
hinein, d.h. nach ihrem streng mathematischen Beweis, auch 
ökonomisch einleuchteten, aber doch nicht so plausibel sind, 
daß ihre Richtigkeit durch ausschließlich ökonomische Überle- 
gungen begründet werden konnte. 


Einfach abzuleiten ist dan! 


Theorem 7-1 


Eine gleiche relative Senkung aller Steuerbeträge pro Men- 
geneinheit führt zu einer Erhöhung der Wohlfahrt. 


m 
Vgl. z.B. GREEN [38, 363]. 


-106- 


Beweis: Nach Voraussetzung ist dt, = -at,, wobei a ein po- 
sitiver Skalar ist. Damit gilt aber 


ehe - ajeta = -ata [ae - ze. >0, 


da die Matrix [ -] negativ definit ist. Das Wohlfahrtskrite- 
rium (7-10) ist also erfüllt. 


Dieses Theorem gilt generell: bei konstanten Skalenerträgen 
und variablen Grenzkosten ist die Matrix [-] negativ definit; 
ebenso bei abnehmenden Skalenerträgen. In diesem Fall müßte 
der Modellansatz zwar modifiziert werden, im Ergebnis wäre 


ðq dda 

o 

allerdings lediglich Iy, durch J — zu ersetzen. Bei 
lEV dYa 

konstanten Skalenerträgen und konstanten Grenzkosten ist 


ðq 
TH = 0 , so daß sich [-] auf die (negativ definite) Matrix 


[éa] reduziert. Das "Wohlfahrtskriterium” (7-10) wird 


bei konstanten Grenzkosten also zu 


6p, -1 6x, 
(7-11) tala dt, = tò bp, dt, >00. 


An dieser Stelle sollen kurz die Bedingungen dafür angegeben 
werden, daß das Ausgangsgleichgewicht mit den gegebenen 
Steuersätzen und dem daran angepaßten Produktionsvektor z 

ein Second-Best-Optimum darstellt. Eine (marginale) Variation 
des Vektors der durchschnittlichen Steuerbeträge to läßt das 
Nutzenniveau im Optimum unverändert (da nur das Differential 
erster Ordnung betrachtet wurde). Im Fall konstanter Grenz- 
kosten bedeutet das, daß die Koeffizienten von dt, 
(i1€{1,...,n-1}) in (7-11) gleich Null sein müssen, also 


-107- 


7 6x; ( ; 
(p.-q,) —— = 0 v jé{i,...,n-1 
i=4 i 'i SP, 


n-1 8x; 6x, 
gelten muß.Wegen ‚Pi Bp, = - Bp, folgt daraus (fir q, = 1) 


n-1 5x, 
I oi Bp, ° 0 Vv jE{1,...,n-1}. 


i 


Der Ausgangszustand kann unter diesen Bedingungen durch eine 
Änderung der Steuerbeträge nicht weiter verbessert werden. 
Die Obereinstimmung dieser Gleichung mit der im letzten Kapi- 
tel abgeleiteten Optimalbedingung (6-13) ist offensichtlich, 
wenn die leicht veränderten Modellvoraussetzungen berücksich- 
tigt werden. 


Bedingungen zur Verbesserung des Ausgangsgleichgewichts bei 
konstanten Grenzkosten gibt das 


Theorem 7-2 
Gibt es ein Gut j (jeé{1,...,n-1}) derart, daß im Aus- 
gangsgleichgewicht die Steuersätze der zu Gut j kom- 
plementären Güter nicht größer, die Steuersätze der 
zu Gut j in Substitutionsbeziehung stehenden Güter 
aber größer sind als der Steuersatz auf Gut j, führt 
eine Erhöhung des Steuerbetrages pro Mengeneinheit 
auf Gut j (oder des Steuersatzes) bei konstanten Grenz- 
kosten zu einer Wohlfahrtserhöhung. 


Beweis: Voraussetzungsgemäß gibt es zwei Teilmengen 


ôx, 
= — 
M, Palen, <0 und t, ¢ r} und 
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bx, 
MM. {klapt > 0 und 1, > r} mit 


p'a 


M UM” EEE SEP EEE TEE Rue 


Wegen dt; > GO gilt aufgrund dieser Voraussetzungen” 


6x 6x 


i k 
(T,-tT,)p + J (t,-t.)p Jat >o. 
Lich, i J'i öp; keim, K J k ps] J 


n-1 ôx., 
Berücksichtigt man, daß 2.0 ‚ folgt aus dieser 
g lPi 5p; g 


ôx 
Ungleichung nach Erweiterung mit T,p a die Beziehung 
jj P; 


Pi 5x, "5 ôx; 
T P: =| dt = t Sp. dt > 0 e 
i=1 ivi SP; J i=4 i Pj J 


Da nur der durchschnittliche Steuerbetrag (bei konstanten 
Grenzkosten äquivalent damit: der Steuersatz) auf Gut j 
erhöht wird, stimmt die letzte Ungleichung mit dem "Wohlfahrts- 


kriterium” (7-11) überein. 


Die Voraussetzungen des Theorems 7-2 und die Beweisidee 
erinnern an die entsprechenden Punkte beim Theorem 6-2 a. 
Berücksichtigt man die geringfügig voneinander abweichenden 
Modellannahmen und interpretiert den Quotienten (p,-8,)/p,, 
in Theorem 6-2 a als Steuersatz auf das öffentliche Konsum- 


1 ‘ ; ‘ 
Dem liegt die Annahme zugrunde, daß kein Gut von Gut j im 
Konsum unabhängig ist. Dieser Fall kann allerdings leicht 
in den Beweis einbezogen werden. 


Dabei ist wieder IM. tilx,em,} usw. à 
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gut, besteht der folgende Zusammenhang zwischen den Theoremen 
7-2 und 6-2 a: Unter den Voraussetzungen des Theorems 6-2 a 
gilt, daß der variable Steuersatz im Second-Best-Optimum 
größer ist, als der kleinste der Steuersätze auf die Substi- 
tute des öffentlichen Gutes. Über das Ausgangsniveau des 
variablen Steuersatzes wird dabei nichts ausgesagt. Finanzpo- 
litisch relevant ist das Theorem nur dann, wenn eine Naufest- 
setzung dieses Steuersatzes ohne Beschränkung bezüglich des 
Ausmaßes der vorzunshmenden Änderung möglich ist. Sind finanz- 
politische Maßnahmen dagegen auf marginale Änderungen der 
Instrumente beschränkt, kann aus Theorem 6-2 a keine Handlungs- 
anweisung für den Finanzpolitiker abgeleitet werden. Theorem 
7-2 gibt dagegen hinreichende Bedingungen dafür an, daß eine 
Änderung des variablen Steuersatzes (oder durchschnittlichen 
Steuerbetrages) zu einer (nutzenmäßigen) Besserstellung des 
Haushalts führt. Allerdings ist auch hier der Informations- 
gehalt nicht allzu groß. Ist der variable Steuersatz im Aus- 
gangsgleichgewicht z.B. kleiner (größer) als der Steuersatz 
irgendeines Komplementärgutes (Substitutionsgutes), können 

mit Hilfe von Theorem 7-2 schon keine Aussagen mehr über wohl- 
fahrtserhöhende Änderungen des variablen Steuersatzes abgelei- 
tet werden. 


Wie bei Theorem 7-2 beweist man das 


Theorem 7-2 a 
Eine Senkung des durchschnittlichen Steuerbetrages (oder 
des Steuersatzes) eines Gutes k führt dann zu einer 
nutzenmäßigen Besserstellung des Haushalts, wenn die 
übrigen Güter in zwei disjunkte Mengen 
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mit 


Mo Y Ma” (x or rer gr Kg ren } 


n-1 
aufgeteilt werden können (und die Grenzkosten konstant 
sind). 


Damit erhält man die 


Folgerung 


Eine Senkung des größten Steuersatzes führt bei konstanten 
Grenzkosten dann zu einer Wohlfahrtserhöhung, wenn alle 
Güter untereinander Substitute sind. 


In diesem Fall ist die in Theorem 7-2 a definierte Menge Mo 
leer. Zum Beweis des Satzes braucht dann lediglich noch eine 
Umbenennung der Güter derart vorgenommen werden, daB das Gut 
mit dem größten Steuersatz als Gut k bezeichnet wird. 

Eine graphische Verdeutlichung ist für den Fall möglich, daß 
nur zwei Konsumgüter existieren und das Arbeitsangebot 
konstant ist. Da im Zwei-Güter-Fall nur Substitutionsbeziehun- 
gen vorkommen, muß, der obigen Folgerung entsprechend, eine 
Senkung des größten Steuersatzes (oder Steuerbetrages pro 
Mengeneinheit) zu einer Wohlfahrtserhöhung führen. Und zwar 
kann der Haushalt so lange bessergestellt werden, bis beide 
Steuersätze gleich sind. Die Wirkung der Verbrauchsteuern ent- 
spricht dann der einer Pauschalsteuer und die Allokation der 
Ressourcen ist Pareto-optimal. 

Zur Interpretation der folgenden graphischen Darstellung ist 
es sinnvoll, die durch die Gleichung (A-7-4)' gegebene Ande- 
rung des Nutzenniveaus explizit zu bewerten. Wenn t, der 
variable Steuerbetrag pro Mengeneinheit ist (nach Voraussetzung 
ist also t,>t,),und da bei konstanten Grenzkosten Q,, = 0 
gilt, erhält man aus (A-7-4) die Gleichung 


I nn 
Vgl. Anhang A, 5.190 
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6x 6x 
t —ı +t —2 
du 1 6P, 2 6P2 
(7-12) o menge 
2 5x4 6%, 


94 6u m 6u 


Zur Vereinfachung sollen die Mengeneinheiten der Güter 1 und 
2 so gewählt werden, daß die (konstanten) Produzentenpreise 
gleich Eins sind. Die Transformationsfunktion verläuft unter 
diesen Annahmen linear und hat die Steigung -1. Das Konsumen- 
tenpreisverhältnis ist gegeben durch (1+t,)/(1+t,) und ist 

im Ausgangsgleichgewicht annahmegemäß kleiner als das Produ- 
zentenpreisverhältnis. Da effizient produziert wird, soll x? 
in Abbildung 7.1 der im Ausgangsgleichgewicht realisierte Kon- 
sumgütervektor sein. 

u 


u 


Abbildung 7.1 


F(x,.x5)=0 


ENGEL-Kurve 


— 


.-- -------- - = =--- - - - ---- --- An 


1 


Zu erinnern ist daran, daB nur ein Haushalt existiert, so 
daß Transformations- und Indifferenzkurven in ein Diagramm 
gezeichnet werden können. 
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Eine Senkung von t, führt zu einem größeren Konsumentenpreis- 
verhältnis. Die dadurch bewirkte Nutzenänderung kann ent- 
sprechend der Gleichung (7-12) in zwei Effekte zerlegt werden. 
Im Zähler steht die durch die Steuerbetragsänderung verursach- 
te (gewichtete) Variation der nachgefragten Mengen bel kon- 
stantem Nutzenniveau. Graphisch entspricht dem der Übergang 
von x° zu x), Der Nenner von (7-12) gibt die durch eine Ände- 
rung des Nutzenniveaus bewirkte Variation der nachgefragten 
Mengen bei konstantem Konsumentenpreisverhältnis an. In der 
Abbildung 7.1 wird dies durch die Bewegung von x! nach x? ver- 
deutlicht. Der Vektor x? liegt aber auf einem hdheren Nutzen- 
niveau. Durch sukzessive Senkung des Steuerbetrages t, kann 
das Nutzenniveau des Haushalts weiter erhöht werden, bis 
schließlich bei t, = t, 


verhältnisse übereinstimmen und mit x? ein Pareto-Optimum 


Konsumenten- und Produzentenpreis- 


realisiert ist. 
6x 6x 


Die Bedeutung der im Anhang getroffenen Annahme run +9. a >0 
(vgl. S. 189 ) soll an Hand der obigen Graphik im Zusammen- 
hang mit Gleichung (7-12) noch einmal dargestellt werden. Der 
Zähler in (7-12) ist im Zwei-Güter-Fall negativ. Damit 

eine Senkung von t, eine Nutzenerhöhung bewirkt, muß der 
Nenner größer Null sein. Wie im Anhang erläutert, ist das auf 
alle Fälle dann gesichert, wenn kein Gut inferior ist. Diese 
Situation ist in Abbildung 7.1 dargestellt. Solange die ENGEL- 
Kurve die Transformationsfunktion "von innen nach außen” 
schneidet, ist der Nenner aber auch dann positiv, wenn ein 

Gut inferior ist.? 


Weitere Möglichkeiten der Verbesserung des Ausgangsgleichge- 
wichts durch eine (marginale) Änderung des Vektors t, sollen 


Das wurde für den n-Güter-Fall schon mit Theorem 7-2 a bzw. 
der sich anschließenden Folgerung bewiesen. 


Vgl. dazu auch HATTA [42, 8/9) . Diese Veröffentlichung er- 
schien ebenso wie die von KAWAMATA [50] erst nach Fertig- 
stellung der vorliegenden Arbeit. 


2 
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jetzt unter der Voraussetzung angegeben werden, daß alle 
Steuersätze im Ausgangsgleichgewicht übereinstimmen, also 
ta 7 Bp, gilt. Wenn weiterhin konstante Produzentenpreise 
angenommen werden, ist das "Wohlfahrtskriterium” durch die 
Gleichung (7-11) bzw. wegen der Übereinstimmung der Steuer- 


sätze durch 


6x, 
(7-13) BP, bp. dt, > 0 
oO 


gegeben. Äquivalent damit ist wegen (A-7-2) (vgl. Anhang A, 
S. 189 ) die Ungleichung 


7-14 v "dt <0. 
IN Ro Pi 


Damit kann das folgende Theorem bewiesen werden. 


Theorem 7-3 
Stimmen alle Steuersätze im Ausgangsgleichgewicht überein 
(und sind die Produzentenpreise konstant), kann der Haus- 
halt (nutzenmäßig) dadurch besser gestellt werden, daß 
die Steuerbeträge pro Mengeneinheit für die zum unbesteuer- 
ten Gut komplementären Güter erhöht und für die zu diesem 
Gut in Substitutionsbsziehungen stehenden Güter gesenkt 
werden. 


Der Beweis folgt sofort aus (7-14), da nach Voraussetzung 


5x 
jeder Summand or dt (jet1,...,n-1}) negativ ist. 
j 


Da in diesem Modellrahmen Gut O (Arbeit) unbesteuert bleibt, 
konkretisiert Theorem 7-3 die ökonomisch durchaus einleuchten- 
de Empfehlung, die zur Freizeit komplementdren Güter dann 
stärker zu besteuern, wenn sine Besteuerung des Arbeitsein- 
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kommens nicht möglich ist. Generell kann die Besteuerung der 
Komplementärgüter eines unbssteuerbaren Gutes ja als indirek- 
ter Weg interpretiert werden, auch dieses Gut zu besteuern. 


Sind die von den privaten Unternehmen hergestellten Güter 

im Konsum vom Gut Freizeit (oder Arbeit) unabhängig oder in 
anderer Interpretation: ist das kompensierte Arbeitsangebot 
konstant, kann das Nutzenniveau durch Änderungen des Steuer- 


systems nicht mehr erhöht werden. Denn mit V = 0 


ol, 
ist nach (7-14) auch du = 0. Das Ausgangsgleichgewicht ent- 
spricht unter diesen Bedingungen also einem Second-Best- 
Optimum. An dieser Stelle ist an das Theorem 5-2 a auf S. 62 


zu erinnern. Dort wurde behauptet, daß bei konstanten Pro- 
5x Po 
duzentenpreisen und a Bx, = Ejo » 0 für alle jEN Pro- 


portionalität von Schatten- und Konsumentenpreisvektor hin- 
reichende Bedingung für ein Second-Best-Optimum ist. Da 
Schattenpreis- und Produzentenpreisvektor bei konstanten 
Grenzkosten aber übereinstimmen und ferner 
6x x 

o 1 5 ; 
= Tr ist „ kann Theorem 5-2 a (unter Berücksichtigung 


o 
der unterschiedlichen Modellstruktur) als bewiesen gelten. 


Einheitliche Steuersätze auf alle Konsumgüter sind nun öko- 
nomisch äquivalent mit der alleinigen Besteuerung des Arbeits- 
einkommens. Theorem 7-3 kann dann auch dahingehend interpre- 
tiert werden, daB die zur Durchsetzung eines gegebenen öffent- 
lichen Produzentenvektors z notwendige Besteuerung aus 
Effizienzgründen mittels indirekter Steuern und nicht durch 
Einkommensteuern erfolgen sollte. Zu beachten ist allerdings, 
daß der unter den angegebenen Bedingungen sinnvolle Übergang 
von einer Besteuerung des Arbeitseinkommens zu einem indi- 
rekten Steuersystem in der Regel mit einer Änderung des Steuer- 
aufkommens verbunden sein wird. Annahmsgemäß wird die Differenz 


1 
Wegen der Symmetrie der Matrix z ° 
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zum Aufkommen des Ausgangsgleichgewichts durch Pauschal- 
steuern bzw. -transfers ausgeglichen (vgl. oben S.7B ). 

Das "Wohlfahrtskriterium” und das Ergebnis der Modellanalyse 
ändern sich, wenn explizit gefordert wird, daß das Aufkommen 
aus Einkommensteuer und indirekter Steuer übereinstimmt. Die 
Untersuchung von Wohlfahrtsänderungen unter dieser Annahme 
geht zurück auf CORLETT/HAGUE |, Ihre im Rahmen eines Drei- 
Güter-Modells abgeleiteten Ergebnisse werden im folgenden 
für (n-1) Güter abgeleitet.” Und zwar gilt das 


Theorem 7-4 
Bei konstanten Grenzkosten und einheitlichen Steuersätzen 
im Ausgangsgleichgewicht gilt: eine das Steueraufkommen 
nicht verändernde Variation der Steuerbeträge pro Mengen- 
einheit führt dann zu einer Erhöhung der Wohlfahrt, wenn 
die privaten Konsumgüter, deren durchschnittliche Steuer- 
beträge gesenkt werden,eine größere (kompensierte) Nach- 
frageelastizitdt in bezug auf den Preis des Faktors Ar- 
beit haben, als diejenigen Konsumgüter, deren durchschnitt- 
liche Steuerbeträge erhöht werden. 


Zum Beweis vgl. Anhang A-7-II. 


Die einheitlichen Steuersätze des Ausgangsgleichgewichts sind 
dann optimal, wenn die (kompensierten) Nachfrageelastizitdten 
Eio (ie{1,...,n-1}) übereinstimmen. Anders ausgedrückt: in 
diesem Fall ist die alleinige Besteuerung des Arbeitseinkommens 
einem System indirekter Steuern vorzuziehen. 


Eine zusammenfassende Interpretation der beiden letzten Theo- 
reme könnte wie folgt lauten: bei konstantem Steusraufkommen 
führt der Übergang von seiner Einkommensteuer zu indirekten 
Steuern dann nicht zu einer Besserstellung des Haushalts, wenn 
Wes CORLETT/HAGUE [14]. 

Vgl. auch DIXIT (25) 116/117). 
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alle (kompensierten) Nachfrageelastizitäten gleich sind. 
Theorem 7-3 impliziert darüberhinaus: ist der gemeinsame 
Wert der (kompensierten) Nachfrageelastizitäten gleich Null, 
kann die Wohlfahrt selbst dann nicht erhöht werden, wenn un- 
terschiedliche Steueraufkommen mit ausgleichenden Pauschal- 


steuern bzw. -transfers zugelassen werden. 


Bei den bisher abgeleiteten Schlußfolgerungen wurde implizit 
unterstellt, daß nur ein (globales) Optimum existiert. Andern- 
falls ist es durchaus möglich, daß die auf eine partielle 
Wohlfahrtssteigerung ausgerichteten Änderungen der durch- 
schnittlichen Steuerbeträge lediglich zu einem lokalen Optimum 
führen. 


während bisher ausschließlich Effizienzgesichtspunkte betrach- 
tet wurden, sind Verteilungsüberlegungen integraler Bestand- 
teil des nächsten Kapitels. 
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Kapitel 8: Zwei-Stufen-Tarife und Verteilungseffekte' 


In diesem Kapitel werden die sogenannten Zwei-Stufen-Tarife 
behandelt. Darunter wird eine Preisgestaltung für die öffent- 
lichen Güter derart verstanden, daß neben einem (fixen) Preis 
pro Mengeneinheit von allen (dieses Gut konsumisrenden) Haus- 
halten eine einheitliche, mengenunabhängige Grundgebühr zu 
zahlen ist. In einer Ein-Haushalt-Ökonomie kann eine Pareto- 
optimale Allokation der Ressourcen dann dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Schattenpreise (bzw. Grenzkosten) der öffent- 
lichen Güter den Marktpreisen angeglichen werden und die wie 
eine Pauschalsteuer wirkende Grundgebühr so bestimmt wird, 
daß sie gerade den fixen Kosten entspricht, die durch die - 
die zunehmenden Skalenerträge in den öffentlichen Unternehmen 
verursachenden - unteilbaren Produktionsanlagen entstehen. 
Auch wenn m Haushalte existieren, die sich bezüglich ihrer 
Präferenzen und/oder Einkommen unterscheiden, kann ein Pareto- 
Optimum unter der Annahme realisiert werden, daß Verteilungs- 
überlegungen irrelevant sind: Schattenpreise (bzw. Grenzkosten) 
und Marktpreise der öffentlichen Güter müssen übereinstimmen, 
jeder Haushalt hat ein m-tel des Defizits der öffentlichen 
Unternehmen als Grundgebühr zu zahlen. Setzt man allerdings, 
wie im dritten Kapitel dieser Arbeit, die Existenz einer 
sozialen Wohlfahrtsfunktion voraus, ist die Lösung des Allo- 
kationsproblems keineswegs so einfach wie oben skizziert. Die 
Realisierung des dem Maximum der sozialen Wohlfahrtsfunktion 
entsprechenden Pareto-Optimums impliziert ja dann eine be- 
stimmte allokationsneutrale Umverteilung (mittels Pauschal- 
steuern), wenn es sich von dem Pareto-Optimum unterscheidet, 


nn 
Zu diesem Kapitel vgl. vor allem FELDSTEIN [30], [31], 
MIRRLEES [70], DIAMOND [21]. Zwei-Stufen-Tarife und eine 
Budgetbeschränkung für öffentliche Unternehmen behandeln 
in einem Zwei-Güter-Modell NG/WEISSER [75]. 


Die privaten Unternehmen sollen annahmegemäß keine Grundge- 
bühr für die Inanspruchnahme der öffentlichen Güter zahlen 
müssen. 

Außerdem wird zur Vereinfachung angenommen, daß die Grundge- 
bühr für die Bereitstellung aller öffentlichen Güter erhoben 
wird oder aber: daß das öffentliche Unternehmen den Haushal- 
ten nur ein Gut anbietet. 


2 
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das bei einheitlicher Grundgebühr erreicht werden könnte. 
Werden nun, wie hier, allokationsneutrale Umverteilungsmaß- 
nahmen bzw. äquivalent damit: eine nach Haushalten differen- 
zierte Grundgebühr ausgeschlossen, kann unter Zugrundelegung 
der in der sozialen Wohlfahrtsfunktion zusammengefaßten Wert- 
urteile eine nicht Pareto-optimale Allokation der Ressourcen 
durchaus einer Pareto-optimalen vorzuziehen sein. Schatten- 
und Marktpreisvektor werden in sinem solchen Fall natürlich 
nicht mehr übereinstimmen. 


Gegenstand auch dieses Kapitels ist also ein Second-Best- 
Problem, dessen charakteristische Nebenbedingung darin be- 
steht, daß keine Pauschalsteuern, wohl aber eine für alle Kon- 
sumenten einheitliche Grundgebühr zugelassen ist. Um die 
Symbolik nicht noch mehr zu überlasten, kann formal dabei so 
vorgegangen werden, daß man einfach die Gleichheit der von 

den Haushalten zu zahlenden Pauschalsteuern ui (für alle i€M) 
fordert. In der Literatur wird eine solche Steuer auch als 
‘poll tax’ bezeichnet. | In der ökonomischen Wirkung entspricht 
sie der zu zahlenden Grundgebühr. Nebenbedingung des Second- 
Best-Problems ist also die Gleichung? 


Lee L(x) 
Clx ccc ex ay pee sy sz) m ............. = 


‚mi. „mi, _ m. | 


Oeeeee 
e 


Die Problemstellung besteht dann zum einen in der Ermittlung 
des optimalen Schattenpreisvektors für die öffentlichen Unter- 
nehmen, zum anderen in der Beantwortung der Frage, ob das De- 
fizit des öffentlichen Unternehmens im Second-Best -Opt imum 
IT 

Vgl. DIAMOND/MIRRLEES [23, 8, Fn. 3]. 


20a sich zeigen läßt, daß die Schattenpreise für alle 
öffentlichen Unternehmen übereinstimmen, kann ohne wesent- 
liche Einschränkung der Allgemeinheit die Existenz nur 
eines Öffentlichen Unternehmens unterstellt werden. 
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nur durch die Grundgebühren zu decken ist oder ob zusätzlich 
noch indirekte Steuern auf die privaten Konsumgüter zu erhe- 
ben bzw. die Preise der öffentlichen Güter nach privaten Haus- 
halten und privaten Unternehmen zu differenzieren sind. Diese 
Möglichkeiten wurden durch die Beschränkungsgleichungen (8-1) 
nicht explizit ausgeschlossen, müssen also durchaus in Be- 
tracht gezogen werden. | Ober die Höhe der (einheitlichen) 
Grundgebühr ist dann im allgemeinen Fall keine genaue Aussage 
mehr möglich. 

Da die soziale Wohlfahrtsfunktion W = lu iu) Maximand 
des gesellschaftlichen Optimierungsproblems ist, sind Ver- 
teilungsfragen integraler Bestandteil der Problemanalyse und 
-lösung. Neben den genannten Fragestellungen wird außerdem 
untersucht, welche Haushalte oder soziale Klassen stärker zur 
Deckung des Defizits des Öffentlichen Produktionssektors 
herangezogen werden; ferner, für welche Güter die Differenz 
zwischen Konsumenten- und Schattenpreis bzw. zwischen Konsu- 
menten- und Produzentenpreis vergleichsweise größer sein soll. 


Zum Schluß dieses Kapitels wird am Beispiel der Elektrizitäts- 
versorgung zu zeigen versucht, wie die theoretisch abgeleiteten 
Ergebnisse unter bestimmten vereinfachenden Bedingungen in 
konkrete (Konsumenten-) Preisbildungsvorschriften umzusetzen 
sind. Über die Höhe der Grundgebühr können dann auch nähere 
Angaben gemacht werden. Schon jetzt ist allerdings darauf hin- 
zuweisen, daß dieser Teil ausschließlich heuristischen Charak- 
ter hat. 


Die Funktionalmatrizen der Gleichung (8-1), 


0 vum 
ac [vet | (+ i-te Zeile) viett,....m-1}, 2. - | : 
0 yL” 
aco. ac 
ay! 0 vlevV, => * 0, 


7 
In diesem Punkt unterscheidet sich das Vorgehen hier von den 
zu Beginn des Kapitels genannten Literaturbeiträgen FELDSTEINs. 
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sind jetzt in die oben abgeleiteten Beziehungen (3-6), (3-8) 
und (3-10) einzusetzen. Man erhält nach einigen Umformungen | 


-p’ , -p’ 
5X, ™1 i? x 6x, m-1 m' * 6x" 
(8-2) {p.-y.])'’ =—" u YL —- u VL — 
s e 6p, Pe 1 I 6p, nr i i SP, 
n n 
(8-3) a; ae 
(8-4) Em . Y; g 


Als erstes Ergebnis kann festgehalten werden, daß wegen (8-3) 
und (8-4) die Allokation der Ressourcen im Produktionsbereich 
insgesamt effizient ist. Das war allerdings zu erwarten, da 

in die Beschränkungsgleichung (8-1) nur die Variablen led) 
eingehen, die unmittelbar nur die privaten Haushalte betreffen. 
Aus (8-2) und (8-3) sieht man ferner, daß im Second-Best- 
Optimum in der Regel alle privaten Konsumgüter mit einer in- 
direkten Steuer zu belegen und die Preise der öffentlichen 
Güter nach privaten Konsumenten und privaten Produzenten zu 
differenzieren sind. 

Bei konstanten Skalenerträgen im privaten Produktionssektor 
wäre statt (3-8) die Gleichung (3-9) zu berücksichtigen, ohne 
daß sich Gleichung (8-3) dadurch verändern würde. Da sich be- 
stimmte Ableitungen vereinfachen, wenn die Haushalte kein Pro- 
fiteinkommen aus dem Besitz der privaten Unternehmen beziehen, 
werden im folgenden konstante Skalenerträge in der Produktion 
der privaten Güter vorausgesetzt. 


Die Budgstgleichung des i-ten Haushalts ist dann 
i 


= und es gilt 


i » wl 
L Pu + x 


1 6X 6x 
In Gleichung (8-2) gilt Fr =- J} — . 
Pa i€ 
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a] 
x əxi * 
In * o 
» op ] dp 
i * — eo. | 
vf Beno Beal 
(8-5) ý g 
i’ IP, IP, 
"T Aa | i. i ps | 
ax ax 
* o 
De v iem 
a =œ X . 
j 6x) 


Gleichung (8-2) wird damit unter Berücksichtigung von (8-3) 


zu 
6X m- 1 
i eo i _ m’ 
(8-6) t, Sp, pi [x x" | e 


Sind alle Individuen bezüglich ihrer Präferenzen und Einkommen 


identisch, ist xi - x” = 0 für alle i€{1,...,m-1}. Da die 


+ 

aggregierte SLUTZKY-Matrix - regulär ist, erhält man in 
+ 

diesem Fall Pe 7 Qg T Bye Das entspricht den Ausführungen zu 
Beginn des Kapitels: In einer Ein-Haushalt-Ökonomie (bzw. wenn 
alle Haushalte identisch sind) kann unter Anwendung eines 
Zwei-Stufen-Tarifs ein Pareto-Optimum realisiert werden. Markt- 
preis und Grenzkosten in öffentlichen und privaten Unternehmen 
stimmen überein, das Defizit der öffentlichen Unternehmen wird 
durch die (einheitliche) Grundgebühr gedeckt. 
Unterscheiden sich die Haushalte dagegen in ihren Präferenz- 
ordnungen (und/oder Einkommen), sind interessante Schlußfolgerun- 


gen dann möglich, wenn die LAGRANGE-Multiplikatoren Ms in 
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(8-6) durch andere, ökonomisch besser zu interpretierende 
Größen ersetzt werden. 


In Anhang A-8-I wird gezeigt, daß gilt 


i 
ox 
aw ave * v iem. 
(8-7) -y. = - 1 +t’ 
i ularn a1? 
i 
QW ave ox, 


Der Ausdruck —r 00T + ti a kann als sozialer Grenznutzen 
Yu ðI 


des Einkommens ee werden und wird im folgenden 
einfach mit ni bezeichnet. Die Komponenten dieses sozialen 
Grenznutzens des Einkommens sind also einmal der gesellschaft- 
liche Wert der durch Einkommensänderung induzierten Variation 
der Wohlfahrt, zum anderen die mit dieser Einkommensänderung 
verbundene Änderung des Steueraufkommens. 


Summiert man (8-7) über alle i€M,folgt wegen u, = T ri 


(vgl. Anhang A-8-I) die Beziehung 


. 9x3 
aw av. * 

(8-8) 0. J (3 — tt - 1) ‘ 
iem i gr? * ort 


Diese Gleichung zeigt dann, daB das arithmetische Mittel der 
sozialen Grenznutzen des Einkommens gerade gleich Eins ist. 


Einsetzen von (8-7) in (8-6) liefert 


i ií 
(8-9) t? > = J (n*-1)x : 
© Pe ién j 


Bei der ökonomischen Interpretation wird zur Verdeutlichung 
erst einmal angenommen, daß in der betrachteten Volkswirt- 


Dee 
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schaft zwei soziale Klassen unterschieden werden können. Sei 
m bzw. m, die Anzahl der innerhalb der einzelnen sozialen 
Klassen identischen Haushalte (m, +m,=m) und x! bzw. x2 die 
von den einzelnen sozialen Klassen nachgefragten Güterbündel. 
Multipliziert man (8-9) von rechts mit t hat man im Zwei- 


Klassen-Modelt 


i 
5x 
*. ore De 
ta ie 5 Bp, t, m, {m 1x, ttm I)x, t, 


(8-10) 1 3 12 
= m, {# -1) [tix tax.) 


da die quadratische Form auf der linken Seite negativ definit 
ist. 


Nun hat (n'-72) das gleiche Vorzeichen wie? 


(1-9), so daß 
auch gilt 


(8-11) (won?) Etaxt-tix2) <0 . 


Interpretiert man die Differenz zwischen Konsumenten und Pro- 
duzentenpreis für die öffentlichen Endprodukte wieder als 
indirekten Steuerbetrag pro Mengeneinheit, wird das Defizit 
des öffentlichen Unternehmens durch das Aufkommen aus der Er- 
hebung indirekter Steuern und durch die Grundgebühren ge- 
deckt. Letztere sind aber für alle Haushalte einheitlich, so 
daß entsprechend (8-11) festgehalten werden kann: 


Wo.” Se fh eee ee 
Beim ersten aii ist zu berücksichtigen, daß nach Glei- 
chung (8-8) m(n -1) = -m (m?) gilt. 


ae, m2 ( 4 


2 
" 72). 
m ma 


m m 
Da (m 1-9) RL (42-1) .- aa (x? - 
ma 1 
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Theorem 8-1 
Die soziale Klasse mit dem geringeren sozialen Grenz- 
nutzen des Einkommens hat im Second-Best-Optimum einen 
größeren Teil des Defizits zu tragen als die andere 
Klasse. 


Eine Verallgemeinerung ist wie folgt möglich: Man multipli- 
ziert Gleichung (8-9) wieder von rechts mit t, und subtra- 
hiert anschließend auf der rechten Seite die aus (8-8) ab- 
geleitete Beziehung Eis) tix, = 0. Dabei ist tix, 


das durchschnittliche Steueraufkommen. Wegen 


i io AAN 
(8-12) l (W*-4) [ti = SER < 0 
ieM 


ist das Second-Best-Optimum dann im Mehr-Personen-Fall durch 
eine negative Kovarianz zwischen dem sozialen Grenznutzen des 
Einkommens und den Steuerzahlungen des Haushalts charakteri- 
siert. 


Mit der soeben angegebenen Interpretation der Differenz zwi- 
schen Konsumenten- und Produzentenpreis für die öffentlichen 
Güter reduziert sich die andere zu Beginn des Kapitels er- 
wähnte Problemstellung auf die Untersuchung der Frage, welche 
Güter mit einem vergleichsweise hohen bzw. niedrigen Steuer- 
satz zu belegen sind. Am einfachsten kann das an Hand der im 
fünften Kapitel abgeleiteten ‘inverse elasticity’ Formel dar- 
gestellt werden, wenn man dort Verteilungseffekte berücksich- 
tigt. Dazu wird wie oben angenommen, daß die Kreuzpreiselasti- 
zitäten der Güter 1,...,n gleich Null sind. Zu erinnern ist 
daran, daß unter diesen Bedingungen lebensnotwendige Güter 
(necessities) dann mit einem höheren Satz besteuert werden 


sollten, wenn nur Effizienzgesichtspunkte relevant sind. | 


: ae an REEESeEN 
Vgl. etwa WIEGARD [106, 215]. 
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Bei Einbeziehung von Verteilungsüberlegungen ist die Not- 
wendigkeit einer Modifikation offensichtlich. 


i aw ave ax, 
Ersetzt man mw in (8-9) wieder durch (24 + t, =] j 
au I al 


folgt nach einigen Manipulationen unter den genannten Voraus- 
setzungen die Gleichung 


Der erste Faktor auf der rechten Seite gibt den Einfluß der 
Effizienz-, der zweite Faktor den der Verteilungswirkungen 
auf den optimalen Steuersatz für das Gut j an. | Während bei 
einer isolierten Effizienzbetrachtung die Steuersätze auf 
Luxusgüter niedriger sind als auf lebensnotwendige Güter, 
wirkt der Verteilungseffekt ceteris paribus (d.h. bei vorge- 
gebener Nachfrageelastizität) in der Regel in die andere 
Richtung. Unterstellt man z.B. eine additive soziale Wohl- 
fahrtsfunktion und nimmt auBerdem an, daB sich die Haushalte 
nur in der Höhe ihres Einkommens unterscheiden”, wobei der 
Grenznutzen des Einkommens mit zunehmendem Einkommen ab- 
nehmen soll, gilt: je stärker der Konsum des Gutes j bei den 
höher verdienenden Haushalten konzentriert ist, desto höher 
sollte (c.p.) das Gut besteuert werden. Eine genauere Ana- 
lyse der Wirkungen von Effizienz- und Verteilungsfaktor kann 


‘ber erste Summand in der Klammer entspricht FELDSTEINs 
‘distributional characteristic’, vgl. FELDSTEIN [31]. 


Gleichung (8-13) wurde zwar hier nur unter der Annahme 
identischer Einkommen abgeleitet, es kann allerdings ge- 
zeigt werden, daß (8-13) auch bei unterschiedlichen Ein- 
kommen gilt, vgl. z.B. PESTIEAU [80]. 
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allerdings nur unter Zugrundelegung konkreter Funktionen er- 
folgen. Am folgenden einfachen Beispiel eines Drei-Güter-Zwei- 
Personen-Modells können diese Zusammenhänge verdeutlicht 
werden. Vorausgesetzt wird eine additive soziale Wohlfahrts- 
funktion mit 24 = 1 für ke{1,2}. Die beiden Haushalte 


au 
haben identische Nutzenfunktionen der Form 


2 
u(x") = i log xs ; 
iso 


unterscheiden sich aber in der Höhe ihres Einkommens. 
Aus dem Maximierungsproblem des k-ten Haushalts 


max utx*®) 
N: Det 


erhält man die Nachfragefunktionen 


k 
xk 2 LoL vjeto,1,2} , ke{1,2} 
3 Pj 
mit 
x: Py 
p x. = i, j€{0,1,2} e 
i j 0 für iej 
Nun ist 
k 
av o. f au 9% 4 f 1. 4 
ark is k ark? ye k gir 
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Eingesetzt in (8-13), ist der optimale Steuersatz gegeben 
durch 


(x179 its x279 Ï?) 
Le 


a 


-1 für jet1 sels 
J 


Nimmt man zur Verdeutlichung einmal an, daß X4=X2 ist, gilt 
sign (T,-T,) = sign i? ¢x3-x}) a} 


= sign [E-n og-«p}, 
Aus der letzten Gleichung ist ersichtlich, daß das Gut 
stärker zu besteuern ist, das in größerer Menge von dem Haus- 
halt mit dem höheren Einkommen konsumiert wird. | Zu der glei- 
chen Schlußfolgerung kommt man im übrigen, wenn unterschied- 
liche Nutzenfunktionen z.B. der Form 


k 
o 


2 
k,_k k k k 
log(x tP )+ J by log x; o ae . 1, 


ie 1 


u(x") = b 


aber einheitliche Einkommen I"=0 unterstellt werden.“ 


Haben alle Haushalte gleiche Präferenzen und gleiches Ein- 
kommen, ist der zweite Faktor auf der rechten Seite von 


(8-13) wegen an av = B für alle kEW vom Index j unabhängig 
au I 


und man erhält das im fünften Kapitel abgeleitete Ergebnis: 


1 è ; 

Sind alle Individuen identisch, stimmen die (optimalen) 
Steuersätze überein, da die rechte Seite der letzten Glei- 
chung gleich Null ist. Das entspricht dem auf S. 65 der 
Arbeit abgeleiteten Ergebnis für Nutzenfunktionen der soge- 
nannten BERGSON-Klasse. 


Zygl. das Beispiel bei DIAMOND/MIRRLEES [23, 266 f}. 
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die optimalen Steuersätze variieren umgekehrt proportional 
zur jeweiligen Preiselastizität der Nachfrage. 
würden die Steuersätze nur nach Effizienzgesichtspunkten 


k 
festgelegt, d.h. implizit für alle Individuen gleiche a ar. 
du al 


unterstellt, während sich die Haushalte tatsächlich z.B. 
bezüglich ihrer Einkommen unterscheiden, wäre mit diesem Vor- 
gehen ein regressives Verteilungsurteil im folgenden Sinne 
verbunden: Haushalten mit vergleichsweise höherem Einkommen 
(d.h. niedrigerem Grenznutzen des Einkommens) würde implizit 


ein höheres "gesellschaftliches Gewicht” (=) beigemessen, 


du 
da die a ay ja annahmegemäß für alle Haushalte gleich sind. 


Haushalts mit niedrigerem Einkommen wären dann (implizit) 
auch noch in der gesellschaftlichen Rangordnung diskriminiert. 


Die bisher abgeleiteten Schlußfolgerungen können und sollen 
nicht mehr als einen ersten Einblick vermitteln in die durch 
Berücksichtigung von Verteilungsgesichtspunkten notwendig ge- 
wordenen Modifikationen einiger der bisher erhaltenen Ergeb- 
nisse. Konkrete finanzpolitische Handlungsvorschriften sind 
allerdings schwierig abzuleiten. Insbesondere ist es nicht 
gelungen, allgemeingültige Aussagen über die Höhe der Grund- 
gebühr zu machen, etwa derart, daß ui z 0 sein sollte. 


Ist man bereit, einige drastische Vereinfachungen der Modell- 
annahmen und -struktur in Kauf zu nehmen, kann sowohl die 
Grundgebühr näher bestimmt als auch der Einfluß von Verteilungs- 


q 
ee. wobei der Grenznutzen des Einkommens mit zunehmendem Ein- 
kommen wieder abnehmen soll ... à. 


2Vel. auch PESTIAEU [80]. 


37u den folgenden Ausführungen vgl. FELDSTEIN [30], [31]. Der 
Modellansatz wurde allerdings stark aufbereitet und modifi- 
ziert. Darauf sind die unterschiedlichen Ergebnisse zurückzu- 
führen. 
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urteilen auf den optimalen Preis eines öffentlichen Gutes an- 
hand eines numerischen Beispiels aufgezeigt werden. Außer 
auf die zum Teil heroischen Annahmen ist darauf hinzuweisen, 
daß die zur Illustration verwendsten empirischen Daten in der 
Regel nicht unter den hier gesetzten Annahmen abgeleitet 
wurden. Das Beispiel vermag also - über den rein neuristischen 
Zweck hinaus - günstigstenfalls zu zeigen, mit welch enormen 
Schwierigkeiten bei der praktischen Umsetzung der auf theore- 
tischer Basis ermittelten Optimalpreise (beim gegenwärtigen 
Stand der empirischen Forschung) zu rechnen ist. Keinesfalls 
sollten die folgenden Ausführungen also als praktisch mög- 
liche bzw. sinnvolle Handlungsanweisung überinterpretiert 
werden. 
Es werden weiterhin Kreuzpreiselastizitäten von Null voraus- 
gesetzt, so daß Gleichung (8-13) Ausgangspunkt dieses Ab- 
schnitts ist. l 
Die wesentlichen zusätzlichen Annahmen bzw. Modifikationen 
sind: 

- es wird nur ein öffentliches Gut (Gut n) produziert, 

das ausschließlich von den privaten Haushalten er- 
worben wird. Der Steuersatz tT in Gleichung (8-13) 


(Pa En? 


ist dann durch zu ersetzen. 


n 


- die einzelnen Haushalte unterscheiden sich nur durch 
die Höhe ihres Einkommens) 


- die Nachfrage des k-ten Haushalts nach dem öffentlichen 
Gut hängt nur von seinem Preis und dem Einkommen dieses 
Haushalts ab! und sei gegeben durch 

@ w 
(8-14) x ap a9? 

- der soziale Grenznutzen des Einkommens ist nur vom Ein- 

kommen abhängig und nimmt mit dessen Zunahme abs 


I 
Der Einfluß der Grundgebühr soll so gering sein, daß er ver- 
nachlässigt werden kann. 
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- die Verteilung der Haushaltseinkommen kann durch die 
relative Dichtefunktion f(I) approximiert werden. 
Die Anzahl der Haushalte mit einem Einkommen von 1° 
ist dann m f(I®)dI (wenn m wieder die Gesamtzahl der 
Haushalte ist). Es gilt 


(8-15) f fiddaı = 1. 
oO 


Die Gesamtnachfrage nach Gut n im Nenner des Klammer- 


ausdrucks von (8-13) wird dann zu f x f(I)dI. Mit 


o 
der Definition ß(I) = au ay ist der Zähler durch 


f B(I)x Ff(I)dI zu ersetzen 
o 


- die mathematische Analyse vereinfacht sich stark, wenn 
im relevanten Outputbereich nicht wie bisher von ab- 
nehmenden, sondern von konstanten Grenzkosten in der 
Produktion des öffentlichen Konsumgutes ausgegangen 
wird. Gleichung (8-13) wird dann zu 


Jex, f(I)dI 


at re Pay ao 7 


j xf (I) dI 


bzw., bei Berücksichtigung von (8-14) zu 


eo Wo 
f BDI FDA ] 
(8-16) EE 


-1 
o W 
p for ĉFDdI | 
o 


Zur Ableitung konkreter Ergebnisse muB das durch B(I) zum 
Ausdruck kommende Verteilungsurteil spezifiziert werden. 
Eine soziale Grenznutzenfunktion mit konstanter Elastizität 
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ist einerseits einfach zu handhaben, andererseits in der Li- 
teratur nicht ungewöhnlich. | Sei also 


(8-17) B(I)- I”. 


Je größer x, desto egalitärer ist das Verteilungsurteil in 
dem Sinne, daß den Beziehern niedriger Einkommen ein höherer 
"gesellschaftlicher Wert” zugeordnet wird. 

Gleichung (8-16) reduziert sich damit auf 


fi #(I)dI 
Ö = 
(8-18) a + 4) ay. 


s f ı “#(t)dI 
[e] 


Nimmt man nun noch an, daB die Haushaltseinkommen logarith- 
misch normalverteilt sind, kann daraus nach längeren, im An- 
hang A-8-II wiedergegebenen mathematischen Manipulationen 
die Gleichung 


W) 

E A i x(x-20541) 

w,t-uy%(1907 07)? . 

abgeleitet werden. Dabei sind Wy bzw. oy u... bzw. 
Standardabweichung der beobachtbaren Werte I (VkEM). Diese 
Größen können ebenso wie Preis- und Einkommenselastizitäten 
öffentlicher Güter prinzipiell empirisch ermittelt werden, 

so daß das Verhältnis von Marktpreis und Grenzkosten für das 
öffentliche Gut nur noch eine Funktion des Verteilungspara- 
meters x ist. 

Da in der deutschsprachigen Literatur die Preis- und Ein- 
kommenselastizitäten für öffentliche Güter wohl noch nicht 
ermittelt wurden, die dazu notwendigen &Skonometrischen Ar- 
beiten aber recht umfangreich, für diesen sowieso nur heuristi- 
Zum Beispiel arbeitet MAITAL [65] in anderem Zusammenhang un- 


ter Hinweis auf empirische Untersuchungen mit einer ähnlichen 
Funktion, ebenso ROSE [87]. 
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schen Abschnitt der Arbeit jedenfalls, zu aufwendig wären, 
wird auf Ergebnisse amerikanischer Untersuchungen zurückge- 
griffen. Ohne auf Einzelheiten der ökonometrischen bzw. sta- 
tistischen Berechnungen einzugehen, werden von FELDSTEIN 
Mittelwert und Standardabweichung der Einkommensverteilung 
mit 


u, = 8 168 $ 


I 
und o, = 6 070 $ 
übernommen. Als öffentliches Gut wird, ebenfalls in Anlehnung 


an FELDSTEIN, die Bereitstellung von Elektrizität gewählt‘, 
mit der 


Preiselastizität w = -0,345 
und der 
Einkommenselastizität u,“ 0,387. 


Werden diese Werte nun in die Gleichung (8-19) eingesetzt, 
erhält man die folgende Wertetabelle 


We oe : ° 
Vgl. FELDSTEIN [30]. Die Haushaltseinkommen umfassen dabei 


allerdings auch die Arbeitseinkommen. 


Einen kritischen Literaturüberblick über die verschiedenen 
Ansätze der Ermittlung von Nachfragefunktionen nach Elektri- 
zität gibt TAYLOR [101]. 
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p 
Auffallend ist dabei, daß der Quotient = für x >0,04 nega- 


tiv ist. Bei positiven Grenzkosten müßte der Preis für Elektri- 
zität also negativ sein, eine ökonomisch sicherlich unsinnige 
Schlußfolgerung. Eine nähere Betrachtung der Funktion 


p 
(x) legt die Annahme nahe, den Preis für Elektrizität in 
n 


diesen Fällen gleich unendlich zu setzen. Dieses Vorgehen im- 
pliziert aber auf alle Fälle eine negative Grundgebühr (d.h. 
eine einheitliche Subvention), da der Marktpreis bei x> 0,04 
sicherlich die Durchschnittskosten übersteigt. Die Grundge- 
bühr für das öffentliche Gut muß aber ihrem Charakter nach 
größer oder gleich Null sein. ! Bei den Werten des Verteilungs- 
parameters x für die au < 0, bzw. nach Annahme Ph "== gilt, 


n 
liegt die Schlußfolgerung nahe, daß keine Grundgebühr für das 


öffentliche Gut erhoben werden sollte. Ein etwaiges Defizit des 
öffentlichen Unternehmens im Second-Best-Optimum ist in die- 
sem Fall durch die Erhebung indirekter Steuern auszugleichen, 
deren Sätze dem Verteilungsziel entsprechend zu bestimmen 
sind. Dieses Ergebnis ist auch ökonomisch einleuchtend: posi- 
tive Werte des Verteilungsparameters in (8-17) bedeuten ja, 
daß den Beziehern niedriger Einkommen ein größeres gesell- 
schaftliches Gewicht beigemessen wird als den Beziehern hoher 
Einkommen. Eine positive Grundgebühr konfligiert aber mit 
diesem Werturteil, da sie regressive Verteilungswirkungen in 
dem Sinne hat, daß sie die Bezieher hoher Einkommen (relativ) 
geringer belastet. Unter der Annahme, daß das durch Gleichung 
(8-17) konkretisierte Verteilungsurteil für die finanzpoliti- 
sche Praxis relevant ist, kann aus einer positiven Grundge- 
bühr bei gleichzeitiger Erhebungsmöglichkeit von indirekten 
Steuern auf eine gesellschaftliche Höherschätzung der besser 
verdiensnden Haushalte geschlossen werden - vorausgesetzt, 
das aktuelle Gleichgewicht entspricht dem bestmöglichen - 


‘Diese Nebenbedingung wurde allerdings im obigen Maximierungs- 
problem formal nicht berücksichtigt. 


-134- 


Erwähnenswert ist noch, daß Marktpreis und Grenzkosten für 
das öffentliche Gut übereinstimmen sollten, wenn allen Indi- 
viduen das gleiche gesellschaftliche Gewicht zugeordnet wird. 
Daraus kann allerdings noch nicht gefolgert werden, daß das 
realisierte Gleichgewicht auch ein Pareto-Optimum ist. 


Noch einmal soll darauf hingewiesen werden, daß diese Aus- 
führungen nicht als direkte Empfehlung für die preispoliti- 
sche Praxis öffentlicher Unternehmen überinterpretiert wer- 
den dürfen. Gezeigt werden sollte anhand eines numerischen 
Beispiels lediglich, welche Auswirkungen unterschiedliche 
Verteilungsurteile auf den optimalen Preis eines Öffentlichen 
Gutes haben, wie die reine Effizienzbetrachtung also in der 
Tendenz zu modifizieren ist. Dabei sollte einerseits deut- 
lich geworden sein, daß eine Umsetzung der theoretisch 
abgeleiteten Ergebnisse zwar grundsätzlich möglich sein 
dürfte, daß das aber andererseits beim gegenwärtigen Erkennt- 
nisstand der empirischen Forschung mit enormen Schwierigkei- 
ten bzw. der Notwendigkeit drastischer Vereinfachungen ver- 
bunden ist. 
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Kapitel 9: Produktion von Gütern mit Kollektivkonsum- 
eiganschaft | 


In diesem neunten und letzten Kapitel des zweiten Teils 

wird angenommen, daß die in den öffentlichen Unternehmen 
hergestellten Güter Kollektivkonsumsigenschaft haben, d.h. 
in gleichem Umfang in die Nutzenfunktionen aller m Haus- 
halte eingehen. Diese Güter werden im folgenden als Kollek- 
tivgüter bezeichnet. Vielleicht sollte noch einmal darauf 
hingewiesen werden, daß die Bereitstellung solcher Güter 
durch staatliche Instanzen zwar dann naheliegend (wenn 

auch nicht zwingend) ist, wenn bestimmte Phänomene vorlie- 
gen, - wie z.B. Nichtrealisierbarkeit des Ausschlußprinzips - 
daß daraus aber keineswegs auch die Notwendigkeit der Pro- 
duktion von Kollektivgütern in öffentlichen Unternehmen 
abzuleiten ist. 

Formal kann das gesellschaftliche Optimierungsproblem bei 
Existenz von Kollektivgütern durchaus mit dem im 3. Kapitel 
entwickelten allgemeinen Second-Best-Ansatz gelöst werden. 
Als Nebenbedingung wäre einfach zu berücksichtigen, daß die 
konsumierten Mengen bestimmter Güter für alle Individuen 
gleich sind. Ein solches Vorgehen erscheint vom ökonomischen 
Standpunkt allerdings wenig sinnvoll, da die Bedingungen 
erster Ordnung des gesellschaftlichen Optimierungsproblems 
bei Existenz von Kollektivgütern keine 'zweitbeste’, sondern 
eine Pareto-optimale Allokation der Ressourcen charakteri- 
sieren. Die Kollektivkonsumeigenschaft eines Gutes kann 
ökonomisch nicht einfach als Beschränkung der von den Haus- 
halten konsumierten Mengen (rivaler) Güter interpretiert 
werden, sondern beinhaltet eben sine qualitativ andere Guts- 
art. Dem entspricht die folgende Überlegung: Während man bei 
den bisher behandelten Problemen die Marginalbedingungen 


124 diesem Kapitel vgl. insbesondere STIGLITZ/DASGUPTA [99] 


und ATKINSON/STERN [3]. 
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eines Pareto-Optimums aus dem allgemeinen Second-Best-Ansatz 
einfach dadurch erhalten konnte, daß man die den 'zusätzli- 
chen’ Nebenbsdingungen zugeordneten LAGRANGE -Multiplikatoren 
gleich Null setzte, würde das im Rahmen des im 3.Kapitel ange- 
gebenen Modells bei Existenz von Kollektivgütern bedeuten, 


daß man eben diese Kollektivgüter aus dem Modell eliminiert. 


In diesem Kapitel sollen wieder nur die Effizienzaspekte 
der staatlichen Güterproduktion behandelt werden, so daß man 
annehmen kann, daß die m Haushalte bezüglich ihrer Präferenz- 
ordnungen und Einkommen identisch sind. Auf der Produktions- 
seite des Modells werden sowohl in den privaten als auch in 
dem öffentlichen Unternehmen linear homogene Produktions- 
funktionen unterstellt. Im privaten Produktionssektor wird 
wieder mit einer aggregierten Produktionsfunktion gearbeitet 
und im öffentlichen Sektor zur Vereinfachung die Existenz 
nur eines Unternehmens angenommen. Sei nun xk der vom k-ten 
Haushalt konsumierte und in den privaten Unternehmen herge- 
stellte Gütervektor. Da die Haushalte annahmegemäß identisch 


sind, ist J xf = mx,. Der allen Haushalten in gleichem 
keM 
Umfang zur Verfügung stehende Kollektivgütervektor wird mit 


x, bezeichnet. Diese Güter werden unter Einsatz des Faktors 
Arbeit und der von den privaten Unternehmen bezogenen Pro- 
duktionsfaktoren z, in dem öffentlichen Unternehmen produ- 
ziert. 

Eine additive soziale Wohlfahrtsfunktion 

(9-1) mulx >%g%,) 

kann unter den erwähnten Annahmen als Zielfunktion des ge- 
sellschaftlichen Optimierungsproblems angenommen werden. 
Nebenbedingungen sind dann die Produktionsfunktionen 


(9-2) Yo ~ Fly) = 0 
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(9-3) Zu” glz,.x,) = 0 
und die Marktgleichgewichtsbedingungen 
(9-4) mixa xal - [yo Ya] T ozal) 0» 


(Die Marktgleichgewichtsbedingungen für die Kollektivgüter 
x,"z, wurden gleich in (9-3) berücksichtigt.) 


Notwendig für ein Maximum des gesellschaftlichen Optimierungs- 
problems sind die Bedingungen 


1 
(9-5) — V u= -VF »= -V_g 
U) *o Zu 
und 
(9-6) m i se aE ‘ 
o + + 


Gleichung (9-5) postuliert die Gleichheit der Grenzraten der 
Substitution zwischen Arbeit und den privaten Gütern für 

alle Haushalte und für alle Unternehmen im privaten und staat- 
lichen Produktionssektor. Gleichung (9-6) besagt, daß im 
Optimum die Summe der Grenzraten der Substitution zwischen 
einem Kollektivgut und dem Num6raire (Arbeit) gleich dem ent- 
sprechenden (inversen) Grenzprodukt im öffentlichen Unter- 
nehmen ist. 

Von dissen die Pareto-optimalen Mengenkombinationen bestimmen- 
den Bedingungen zu unterscheiden sind die institutionellen 
Arrangements, die zur Realisierung eines Pareto-Optimums 
führen. | Uber Marktbeziehungen oder Verhandlungen zwischen 

den Haushalten allein ist die Erreichung eines optimalen 


T. 
Mit dieser Frage beschäftigen sich u.a. BUCHANAN [12] und 
BOEDECKER [8; Kap. 7]. 
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Zustandes nicht unbedingt gesichert, da dis Haushalte jeden- 
falls dann keinen Anlaß haben, ihre Präferenzen für die 
Kollektivgüter zu offenbaren, wenn die Anzahl der Haushalte 
nur groß genug und ein Ausschluß vom Konsum (aus technischen 
Gründen bzw. wegen zu hoher Kosten) nicht möglich ist. Wenn 
man die Existenz einer umfassend unterrichteten staatlichen 
Stelle unterstellt, die insbesondere die relevanten Grenz- 
raten der Substitution im Haushaltsbereich kennt (also 
SAMUELSONS | 'Schiedsrichter’ entsprechen würde), sind be- 
stimmte institutionelle Arrangements zur Realisierung einer 
Pareto-optimalen Allokation denkbar. Die Standardlösung be- 
steht in der Bestimmung von "Pseudo-Steuer-Preisen”, die 

mit den jeweiligen Grenzraten der Substitution der einzelnen 
Individuen übereinstimmen und in der Regel von Individuum zu 
Individuum variieren. 

Der von jedem Individuum bzw. Haushalt zu zahlende Steuerbe- 
trag würde dem Produkt aus Grenzrate der Substitution (bzw. 
"Pseudo-Steuer-Preise”) und der optimalen Menge des Kollektiv- 
gutes entsprechen. 

Im Rahmen dieser Arbeit ist eine andere Lösung der institutio- 
nellen Ausgestaltung des Allokationsproblems naheliegend. Ein 
Pareto-Optimum kann nämlich auch dann realisiert werden, wenn 
den Managern des öffentlichen Unternehmens als Schattenpreis- 


vektor gerade der Vektor m L vy u mit der Auflage vorgegeben 
+ 


wird, die Gewinne zu maximieren.’ Bedingung erster Ordnung 
für ein Gewinnmaximum ist dann ja gerade die Gleichung (9-6). 
Wenn keine "Verkaufserlöse” aus der Bereitstellung der 
Kollektivgüter anfallen, müssen die Produktionskosten durch 


q 
Vgl. SAMUELSON [93]. 

Dabei wurde natürlich die Annahme aufgehoben, daß alle 
Individuen identisch sind. 


Ider Unterschied zu den übrigen Kapiteln, in denen ja die Ge- 
winnminimierung bei vorgegebenen Schattenpreisen als ratio- 
nale Verhaltensweise gefordert wurde, ist auf die in diesem 
Kapitel getroffene Annahme konstanter Skalenerträge im 
öffentlichen Unternehmen zurückzuführen. 
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Pauschalsteuern aufgebracht werden, damit die Allokation der 
Ressourcen Pareto-optimal ist. Inwieweit die einzelnen Haus- 
halte mit diesen Pauschalsteuern belastet werden, ist eine 
Verteilungsfrage, die an dieser Stelle nicht interessiert. 


Für die finanzpolitische Praxis dürften die bisher angestell- 
ten Überlegungen allerdings nicht allzu relevant sein. Insbe- 
sondere zwei Möglichkeiten der Erweiterung des Untersuchungs- 
feldes bieten sich an. Zum einen könnte man die Annahme auf- 
geben, daß eine nahezu allwissende staatliche Instanz existiert. 
Zu entwickeln wären dann Methoden bzw. Anreizsysteme, die die 
Haushalte veranlassen, ihre Präferenz für Kollektivgüter zu 
offenbaren. Vom finanzpolitischen Standpunkt relevanter (und 
der Problemstellung dieser Arbeit angepaßter) ist eine Modi- 
fikation dahingehend, daß Pauschalsteuern nicht erhoben wer- 
den können und das Defizit des öffentlichen Unternehmens 
durch Verbrauchsteuern zu decken ist. Die Kenntnis der 
('wahren’) Nachfragefunktionen nach Kollektivgütern durch 
staatliche Instanzen wird also weiterhin vorausgesetzt." 

Mit der Erhebung indirekter Steuern auf die privaten Konsum- 
güter kann nur noch eine zweitbeste Allokation der Ressourcen 
realisiert werden. 


sh 
Diese Annahme ist vielleicht doch nicht ganz so einschrän- 
kend wie es auf den ersten Blick scheinen mag. Wenn man 
glaubt, die Präferenzen eines Individuums bezüglich der 
"freiheitlich demokratischen Grundordnung” z.B. aufgrund 
lang zurückliegender Ereignisse (wie Verteilen eines Flug- 
blattes) feststellen zu können, müßte es doch prinzipiell 
auch möglich sein, die vermeintlichen Präferenzen bezüglich 
der Bereitstellung von Kollektivgütern zu bestimmen (z.B. 
durch eine sinnvolle Reallokation der durch den Verfassungs- 
schutz in Anspruch genommenen Ressourcen). 


Z anzumerken ist, daß sich diese Problemstellung wesentlich 
von der von ROSE [87] behandelten Möglichkeit der fiskali- 
schen Realisation eines Pareto-Optimums durch Mengensteuern 
unterscheidet. Einerseits werden dort die Mengensteuern auf 
die Kollektivgüter erhoben, andererseits wird bei ROSE den 
einzelnen Haushalten sowohl der Mengensteuerbetrag pro Ein- 
heit als auch die zu konsumierende Menge an Kollektivgütern 
fest vorgegeben (vgl. seine Ausführungen auf S. 211). Diese 
"Mengensteuer’ hat dann für den Haushalt die gleiche Wir- 
kung wie eine Pauschalsteuer. Nur so kann ja auch weiterhin 
ein Pareto-Optimum realisiert werden. 
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Neben der Ermittlung des optimalen Schattenpreisvektors für 
die Produktion der Kollektivgüter erscheinen zwei Aspekte 
dieser Problemstellung besonders interessant: Erstens die 
Beantwortung der Frage, ob die ‘benefits’ aus der Bereit- 
stellung von Kollektivgütern bei einer Finanzierung durch 
indirekte Steuern über- oder unterrepräsentiert werden, 

wenn als 'benefit-MaB’ die Summe der Grenzraten der Substitu- 
tion angenommen wird. Schon PIGOU? vermutete, daß die tat- 
sächlichen ‘benefits’ aufgrund der mit den indirekten Steuern 
verbundenen Wohlfahrtsverluste unter den durch die in der 
Optimalbedingung (9-6) enthaltenen Summe der Grenzraten der 
Substitution liegen. Praktische Bedeutung kann diesem Pro- 
blem z.B. im Rahmen der Nutzen-Kosten-Analyse zukommen, wenn 
versucht wird, die (zusätzlich) bereitzustellende Menge 

eines Kollektivgutes so zu bestimmen, daß dessen Grenzkosten 
gleich der Summe der Grenzraten der Substitution sind.? Im 
Anschluß daran wird die Frage geprüft, ob im Second-Best- 
Gleichgewicht eine größere oder kleinere Menge eines Kollek- 
tivgutes zur Verfügung steht als im Pareto-Optimum. Eine 
Antwort ist hier allerdings nur unter bestimmten speziellen 


Annahmen möglich. 


Vor der Ableitung der Bedingungen erster Ordnung des Second- 
Best-Problems dieses Kapitels sollen kurz die -gegenüber 
den vorigen Kapiteln- veränderten Nachfragefunktionen der 
privaten Haushalte nach privaten Gütern angegeben werden. 


Aus dem Optimierungsproblem des (typischen) Haushalts 


max u(x) 


een 
Vgl. PIGOU [81, 34]. 
Ž\gl. etwa PREST/TURVEY [83]. 
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erhält man aus den für ein Maximum notwendigen Bedingungen 


V u= up 
Xa ora 


die 'inversen' Nachfragefunktionen als Funktion von x. 
Unter bestimmten Voraussetzungen können daraus die Nachfrage- 
funktionen 


xoa 7 x (Pa ža? 


Xo = Xal Paša? 


gebildet werden, die jetzt also vom Preisvektor und dem 
Vektor der Kollektivgüter abhängig sind. 


Maximand des gesellschaftlichen Optimierungsproblems ist 
die soziale Wohlfahrtsfunktion (9-1), Nebenbedingungen sind 
die Gleichungen (9-2) - (9-4) und zusätzlich die Bedingung, 
daß die Produktionskosten der Kollektivgüter durch Verbrauch- 
steuern auf die privaten Konsumgüter aufzubringen sind, d.h. 
die Gleichung 


(9-7) mtr tz 579525 =O. 


Ordnet man den Bedingungen (9-2) - (9-4) und (9-7) die LAGRANGE- 
Multiplikatoren a,ß,Y' = Se H zu, sind die notwendigen 
Bedingungen für ein Maximum der Zielfunktion (9-1) gegeben 

durch 


D ® D D 
(9-8) 0 = mV a aie +Um fxs sag t letal) 


"Zur Ermittlung aller Variablen des entsprechenden Optimierungs- 


problems müßten natürlich noch die Nebenbedingungen (9-2)- 
(9-4) und (9-7) berücksichtigt werden. 
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ðq 
o 
(9-9) 0 = al1,-VF']-y'- ‘ 

[ ]-¥ umy, STy_.-v5] 
(9-10) 0 = Bl1,-Vg')-Y'+ulti,a,] 
(9-11) 0 Vv. u-BV ‘Po 

- = m u- gtumx’? — . 
x, zZ, o ax, 


Diese Gleichungen werden jetzt so manipuliert und zusammen- 
gefaBt, daB die Optimalbedingungen des Second-Best-Problems 
mit denen des 'First-Best-Modells’, d.h. den Gleichungen 
(9-5) und (9-6) verglichen werden können. Dazu werden die 


-Pó vr’ 
Bedingungen (9-8) - (9-10) zuerst von rechts mit I lor 
n n 

vs g’ 
o 


In 


bzw. multipliziert. Normiert man wieder auf Yot 


erhält man (analog zum 3. Kapitel)! 


5p, 
(9-12) 0’ = Yo Patxo TA tuto 
[e] 
(9-13) 0’ = Ta 
(9-14) 0’ = (1-WILVF'-V, ge’). 
o 


und für u#1 daraus die Gleichung 


e e se 
Beim Übergang von Gleichung (9-9) nach (9-13) ist zu berück- 
sichtigen, daß bei konstanten Skalenerträgen 
em „oa „au | 0 gilt, (vgl. oben S.72) 
my’ = my! s q? = g » (vgl. oben S. . 
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(9-15) Pò T 


i|- 


Fa. ype -y 
x’ = > = > g' e 
yo x, Zu 
Aus der Bedingung (9-11) erhält man außerdem 


(9-16) a mt v 


u= -y 
zE? 
ra) + 


X4 


wenn die folgenden Überlegungen berücksichtigt werden: Diffe- 
rentiation der Budgetgleichung des (typischen) Haushalts 

Xo tPal x) ' Xo = 0 nach x, liefert x,(3p,/9x,) = 0. Damit ver- 
schwindet der letzte Summand auf der rechten Seite der 
Gleichung (9-11). Dividiert man den verbleibenden Teil von 
(9-11) durch die aus Gleichung (9-10) abgeleitete Beziehung 

-B = (u-1) und erweitert den ersten Summanden mit A = Un. 
folgt (9-16). 

Die Optimalbedingungen (9-15) und (9-16) des Second-Best-Pro- 
blems dieses Kapitels können nun mit den notwendigen Bedingun- 
gen eines Pareto-Optimums (Gleichungen (9-5) und (9-6)) ver- 
glichen werden. Dabei zeigt sich, daß die Allokation der 
Ressourcen zwischen privatem und öffentlichem Produktions- 
sektor effizient ist, die Grenzraten der Substitution im Kon- 
sum zwischen den privaten Gütern und dem Faktor Arbeit aber 
von den entsprechenden (inversen) Grenzprodukten in der Pro- 
duktion abweichen. Diese Differenz ist natürlich auf die 
Existenz der indirekten Steuern zurückzuführen. Aus (9-15) 
erhält man die das optimale indirekte Steuersystem charakteri- 
sierende Beziehung 


- >, 4 
(9-17) tó x 


I 
Zur Interpretation dieser Gleichung vgl. etwa WIEGARD [106), 
sowie die dort angegsbene Literatur. 
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Gleichung (9-16) unterscheidet sich von der konventionellen 
Optimalbedingung (9-6) nur durch den Faktor A/(u-1) auf der 
linken Seite.’ Mit der Entscheidung über A/(u-1) 2 1 hat man 
zugleich die Antwort auf die oben skizzierte Fragestellung, 
ob die Summe der Grenzraten der Substitution die tatsäch- 
lichen ‘benefits’ der Kollektivgüter unter- oder überschätzen, 
wenn deren Bereitstellung durch die Erhebung indirekter 
Steuern ermöglicht wird. 

Durch Transformation der Gleichung (9-8) in den dualen (Preis- 
Einkommens-) Raum können zumindest die Größen herausgearbeitet 
werden, die den Wert des Faktors A/(y-1) ausmachen. Im Anhang 


A-9-1 wird gezeigt, daß gilt? 


A i a i o 1 : 
(9-18) 7-1 = 1 - tó zr + th 5, x, Vv i€N.. 


Der letzte Summand auf der rechten Seite ist auf alle Fälle 
6x 
negativ: Multiplikation der Gleichung (9-17) mit a von 
D 


rechts liefert nach Division der i-ten Komponente durch x, 
ôx 
einerseits t} T F - 7 ı Multiplikation mit x, von 
rechts andererseits Er < 0, da die SLUTZKY-Matrix unter 
den in Kapitel 2 getroffenen Annahmen negativ definit ist. 
: , P A 
Der letzte Term wirkt also in Richtung Tua) <1. 
ax 
Ober das Vorzeichen von ts = » der Änderung des Steuerauf- 
kommens aufgrund einer Variation des Einkommens (bewertet 
wieder an der Stelle 0), ist keine allgemeingültige Aussage 


möglich. 


1 ; ; ; 
Im Unterschied dazu vgl. Gleichung (3) bei ATKINSON/STERN 


Diese Gleichung wurde auf anderem Wege und in anderem Rahmen 
schon von DIAMOND/MIRRLEES [23], STIGLITZ/DASGUPTA [99] und 
ATKINSON/STERN [3] abgeleitet. 
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Werden - wie hier - nur die privaten Konsumgüter besteuert, 
ax 
8 a s . A 
kann tg şr dann negativ (und damit Det)” 1) werden, 


wenn inferiore Güter mit einem vergleichsweise hohen Steuer- 
betrag pro Mengeneinheit belegt werden. Gibt es allerdings 
keine inferioren Güter oder ist deren Gewicht nicht allzu 
stark, ist um. der von PIGOU vermutete Zusammenhang 
also richtig: Die ‘benefits’ aus der Bereitstellung der 
Kollektivgüter sind bei einer Finanzierung durch indirekte 
Steuern geringer als bei einer Finanzierung durch Pauschal- 
steuern. Daraus kann allerdings noch nicht gefolgert werden, 
daß eine Wohlfahrtserhöhung generell dann vorliegt, wenn in- 
direkte Steuern (marginal) durch Pauschalsteuern ersetzt 
werden. Die folgenden Ausführungen zeigen jedoch, daß das 
dann der Fall ist, wenn die indirekten Steuerbeträge pro 
Mengeneinheit in jeder Gleichgewichtssituation optimal sind. 
Zum Beweis werden in der Nebenbedingung (9-7) Pauschalsteuern 
berücksichtigt und das Gleichheitszeichen außerdem durch ein 
Ungleichheitszeichen ersetzt, also 

m taxes + mie + Zo + 9520? Oo. 
Der zugehörige LAGRANGE-Multiplikator ist dann positiv und 
gibt gerade die Wirkung einer Änderung der Pauschalsteuer 
auf den maximalen Wert der Zielfunktion an, d.h. es ist 


dw* 


7: | a 20., 


Wobei W* das Maximum der sozialen Wohlfahrtsfunktion in jeder 


Gleichgewichtssituation angibt. 


Die Gleichungen (9-15) und (9-16) geben zugleich auch den 

optimalen Schattenpreisvektor fiir die Produktion der Kollektiv- 

güter an. Wegen [V, g',V_ g'] ={s',s’] entsprechen die Schatten- 
Zo Z, 0’ + 
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preise für die Inputs nach (9-15) den Produzentenpreisen qg» 
diejenigen für die Kollektivgüter sind nach (9-16) gleich 
— m = „u 

Allerdings sind diese Ausführungen für die finanzpolitische 
Praxis so lange nicht allzu hilfreich, als keine nähere 
Charakterisierung bzw. Interpretation gegeben werden kann, 
die die Kenntnis der genauen Gleichgewichtswerte nicht schon 


voraussetzt. 


Zur Beantwortung der anderen oben angegebenen Frage, ob 
in einem Second-Best-Gleichgewicht mehr oder weniger Kollek- 
tivgüter angeboten werden, als in einem Pareto-Optimum, sind 
einige Vereinfachungen in der Modellstruktur sinnvoll’, da 
allgemeingültige Aussagen kaum abzuleiten sind. Die Verein- 
fachungen bestehen darin, daß 


- nur drei Güter betrachtet werden: Arbeit, ein privates 
Gut (Gut 1) und ein Kollektivgut (Gut 2); 


- sowohl im öffentlichen als auch in den privaten Unter- 
nehmen mit konstanten Grenzkosten produziert wird, die 
Produzentenpreise also konstant sind, 


- die Nutzenfunktionen streng separabel sind zwischen 
dem Kollektivgut und den beiden anderen Gütern, also 
u(x) = ulx 4x4) + ulx,) ist. 


Gezeigt wird, daß, ausgehend von einem Pareto-Optimum, die 
bereitgestellte Menge des Kollektivgutes dann abnimmt, wenn 
die im Ausgangszustand erhobenen Pauschalsteuern (marginal) 
durch indirekte Steuern ersetzt werden. 


Die Bedingungen erster Ordnung (9-8) - (9-11) vereinfachen 
sich mit den erwähnten Annahmen zu? 


1 
Zum Folgenden vgl. ATKINSON/STERN [3, 123 ff). 


Zu beachten ist, daß u. und u, lediglich eine Funktion von 


Xo und X4» U, nur eine Funktion von Xo ist. 
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9p4 oP, | 
(9-8 a) 0’ = [upt] + [1.7,] + ul x, x, aX ox, + ea] 
oF 994 994 
(9-9 a) 0's=a afi,- 3] - (1,74] -um ty, iy, ’ Y4 Iy 
ð 
(9-10a) o' = s[i- Bg |- Eral + uttag 
3 Ip; 
(9-11 a) 0 = mu,-ß z> + umx, 5x, a 


Gleichung (9-8 a) wird mit den schon oben angewandten Umformun- 
gen (vgl. Anhang A-9-I) zu! 


ox 
(9-19) 0 = sr + r(x, + t, se) š 


Durch (9-9 a) sind die Variablen a und Y4 mit a=1 und 1479, 
bestimmt. Gleichung (9-10 a) dient zur Eliminierung von 8 in 
(9-11 a), die die zu (9-16) analoge Form 


r] 
(9-20) O = mu, + (4-1) EERI 


annimmt. Die Pauschalsteuern sollen nun durch indirekte Steuern 
(marginal) so ersetzt werden, daß das Budget des Staates aus- 
geglichen ist. Zu berücksichtigen ist also noch die Bedingung 


2 se LJ 
Gleichung (9-19) entspricht der zweiten Gleichung des Systems 
(A-9-2), wenn dort wieder -Ax,, durch V, v’ ersetzt wird. Zu 


berücksichtigen ist außerdem, daß bei konstanten Produzenten- 
preisen dv,/3p, = av,/at, und dx4/9p, = ax,/dt, gelten. 


2 

Aufgrund der konstanten Skalenerträge und unter Berücksichti- 
gung der Marktgleichgewichtsbedingungen für das Kollektivgut 
gilt Z +94 24" 2078424" "59222" "789%2» 
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0 = mt 4X, + mL + Zə + 9424 


(9-21) 


N og 
mt 4X, + moe + 3z- Xo i 


Das Gleichungssystem (9-19) - (9-21) enthält die drei endo- 
genen Variablen ty.x5,(u-1) und den Parameter L. Das totale 
Differential dieser Gleichungen gibt dann den hier interessie- 
renden Einfluß einer Parameteränderung auf x, an. Zu berück- 
sichtigen ist, daß die nachgefragten Mengen Xo und x, wegen 
der Separabilität der direkten Nutzenfunktion nur eine 
Funktion von L und P4? bzw. da 94 konstant ist, von t, sind. 
Die indirekte Nutzenfunktion hat also die Form 


Vitgslexy) = Vix ty lL) xq lta Ld) + U). 


Xo) 


Totales Differential von (9-19) - (9-21) liefert 


2 3 3? 3 
ð v X4 “4 x4 
22 + (u-1) 2 yE + t, Tre dt, + X,+t, ot, d(y-1) = 
1 
a2, 9x, 
{ oot, : 1 SCHE, 
au, 5 
m x, dx, + 32; díu 1) = 0 

ax, 9 ox 

m(x, +t, aE) + 325 dx, = -m(1 +t, aL ) L 


Ist der Ausgangszustand ein Pareto-Optimum, gilt t,=0 und 
A=(u-1) wegen (9-16) im Vergleich zu (9-6). Das obige 
Gleichungssystem ist in Matrixschreibweise 
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ax dt 2 dx 
oY ey 2 1 0 x _ 1 ð v -À 1 
Itl st, 1 dL oLot aL 
1 
du dx 
2 a 2 He 
dg d(u-1) _ 
mka 32, i dU ni 
Regularität der Systemmatrix vorausgesetzt, erhält man unter 
Anwendung der CRAMER-Regel 
dx 2 ax 2 ax 
- liaj —2 = -28 {3y goal oe [oY gy E 
(9-23) SIAL ar Jz ( 2 ae 3 ) * x4 3z rs tA ) 
2 et, 1 2 1 
wenn IAI die Determinante der Systemmatrix ist. 
Aus der ROY-Identität oY... -Àx folgt afv = -x 2 -À >i 
st, 1 g 2 13 ð 
1 et, 1 1 
; av ƏV _ av = IV _ or 
Außerdem ist IL" ~ 5 A und damit DEIT ILSE, 3t, 


Gleichung (9-23) wird damit zu 


4 dx, 9 9x, ax, 
mA mr 325 ( “430” 3E, ) 
€ 9 ax, ax, 
(9-24) = A 32, (sx + X4 oT ) 
aa Be S 
g st, 
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denn die (notwendigen) Bedingungen zweiter Ordnung für ein 
Maximum erfordern WECH auBerdem ist Asup? 0 > 3g <o und 
6x 2 

1 


<0. 
St, 


Als Ergebnis kann also festgehalten werden, daß sich die opti- 
male Menge des Kollektivgutes verringert, wenn die in einem 
Pareto-Optimum erhobenen Pauschalsteuern marginal durch in- 
direkte Steuern ersetzt werden. Daraus kann allerdings noch 
nicht gefolgert werden, daß auch bei vollständiger Finanzie- 
rung des Kollektivgüterangebots durch indirekte Steuern eine 
Unterversorgung mit Kollektivgütern vorliegt. Die Herausar- 
beitung solch globaler Ergebnisse ist wesentlich schwieriger. 


Klar ist, daß damit nur einige der mit der Existenz von 
Kollektivgütern und ihrer Produktion in Öffentlichen Unter- 
nehmen verbundenen Probleme behandelt wurden. Die Einbeziehung 
von Verteilungsaspekten ist ebenso notwendig, wie die Be- 
rücksichtigung von Kollektiv-Faktoren. Auf diese relativ 

neuen und schwierig zu lösenden Problemstellungen soll aller- 
dings in dieser Arbeit nicht mehr eingegangen werden. 


l [3 X b 
a] hat das gleiche Vorzeichen wie die Determinante der gerän- 
derten HESSEschen Matrix der Funktion 


m og. 
Zt,.%2.4) vit,,L,x,) +u [mt xq mt + 92, x, | e 


Diese Determinante darf aber nicht kleiner Null sein, wenn 
ein (beschränktes) Maximum der indirekten Nutzenfunktion 
vorliegen soll, vgl. z.B. TAKAYAMA [100, 126 f]. 
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TEIL III: AbschlieBende Bemerkungen 


Kapitel 10: Problematik der Second-Best-Modelle und 
Literaturüberblick 


Konstitutiv für die Theorie des "Second-Best” oder des ”Zweit- 
besten” ist die Berücksichtigung von - über die technologi- 
schen Restriktionen und die Marktgleichgewichtsbedingungen 
hinausgshenden - politisch und/oder institutionell begründe- 
ten und vermeintlich unabänderbaren Nebenbedingungen. Die 
allgemeine Problemstellung besteht dann in der systematischen 
Analyse der Bedingungen für eine unter den gegebenen Umstän- 
den optimale Allokation der Ressourcen. Die Vermutung ist 
naheliegend - und wurde in dieser Arbeit bestätigt-, daß 

diese (oder einige dieser) Bedingungen von denen eines Pare- 
to-Optimums abweichen. 

Initiiert wurde die Beschäftigung mit den Problemen von Zweit- 
best-Zuständen wohl durch den Beitrag von LIPSEY/LANCASTER. | 
Allerdings ist ihre Theorie keineswegs so allgemein wie der 
Titel des Aufsatzes, "The General Theory of Second Best”, 
vermuten läßt. LIPSEY/LANCASTER gehen davon aus, daß die ein 
Pareto-Optimum charakterisierenden Marginalbedingungen in 
einem bestimmten Bereich der Volkswirtschaft nicht erfüllt 
sind, (soziale) Grenzrate der Substitution und Grenzrate der 
Transformation dort also auseinanderfallen. Ihre Annahme, daß 
diese Größen in einem konstanten Verhältnis zueinander stehen, 
ist allerdings schon recht speziell. Als Ergebnis leiten 
LIPSEY/LANCASTER - nicht allzu überraschend - ab, daß in 
einem Second-Best-Optimum neben der angegebenen Beschränkung 
auch einige (oder alle) der übrigen Marginalbedingungen eines 
Pareto-Optimums ihre Gültigkeit verlieren.? 

Wen. LIPSEY/LANCASTER [58]. 


Eine genaue Darstellung und Kritik des Ansatzes von LIPSEY/ 
LANCASTER, und der sich darauf beziehenden Literatur findet 
sich z.B. in SCHLIEPER [96] oder FISCHER [32]. 
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Formal ließe sich der Ansatz von LIPSEY/LANCASTER durchaus 
als Spezialfall des in Kapitel 3 dieser Arbeit entwickelten 
"allgemeinen" Second-Best-Modells darstellen. Die zusätzli- 
che Nebenbedingung müßte dann einfach z.B. die Form 


at 


(10-1) a 


sku 
f 


= 
3 


annehmen, wobei i die Grenzrate der Substitution zwischen 
Gut 1 und Gut n im Haushaltsbereich, T die entsprechende 
Grenzrate der Transformation im privaten Unternehmensbersich 
und k eine beliebige reelle Konstante sein soll. Inhaltlich 
sind die Unterschiede allerdings nicht unwesentlich. Anzu- 
merken ist insbesondere, daß in dem in dieser Arbeit ver- 
wendeten Second-Best-Modell bestimmte institutionelle 
Rahmenbedingungen und Verhaltensweisen der Wirtschaftssub- 
jekte derart unterstellt wurden, daß ein dezentralisierter 
Entscheidungsprozeß die gewünschte bestmögliche Allokation 
der Ressourcen gewährleistet. Das ist bei LIPSEY/LANCASTER 
nicht der Fall, da sie eine soziale Wohlfahrtsfunktion nur 
unter der Nebenbedingung einer gegebenen Transformations- 
funktion und der typischen Beschränkungsgleichung (10-1) 
maximieren. Nun ist die in Gleichung (10-1) zum Ausdruck 
kommende Diskrepanz zwischen Grenzrate der Substitution und 
Grenzrate der Transformation immer nur die Folge bestimmter 
institutioneller Beschränkungen (wie die z.B. durch den Aus- 
schluß von Pauschalsteuern bedingte Existenz indirekter 
Steuern) oder bestimmter (z.B. monopolistischer) Verhaltens- 
weisen. LIPSEY/LANCASTER berücksichtigen mit (10-1) ledig- 
lich das Symptom einer Allokationsstörung, während in die- 
ser Arbeit die jeweiligen Spezifizierungen der 'zusätzlichen' 
Nebenbedingung (3-2) ihre Ursache angeben. Um konkrete wirt- 
schafts- oder finanzpolitische Maßnahmen zur Realisierung 


eines bestmöglichen Zustandes ableiten zu können, müssen 
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sowohl die vom Wirtschafts- oder Finanzpolitiker zu beachten- 
den institutionellen Rahmenbedingungen bekannt sein, als 

auch die gsnauen Ursachen der Allokationsstörung. Demgemäß 
finden sich bei den genannten Autoren auch keine für die 
finanzpolitische Praxis verwertbaren Handlungsanweisungen. 
Vielmehr beschränkt sich die in der unmittelbaren Tradition 
des LIPSEY/LANCASTER Artikels stehende Literatur auf die An- 
gabe hinreichender Bedingungen, die garantieren, daß in den 
nicht durch die 'zusätzlichen' Nebenbedingungen erfaßten 
Sektoren weiterhin die Marginalbedingungen eines Pareto-Opti- 
mums gelten. | Diese Problemstellung ist sicherlich nicht ohne 
Interesse, ihre Behandlung ist allerdings auch im hier ge- 
wählten Modell ohne weiteres und eher als Spezialproblem mög- 
lich. So wurde in Kapitel 6 unter anderem bewiesen, daß bei 
konstanten Grenzkosten und Unabhängigkeit der Güter im Konsum 
Grenzraten der Substitution und Grenzraten der Transformation 
für die Güter übereinstimmen sollten, für die die Steuersätze 
nicht fixiert waren. Zusammenfassend kann also festgehalten 
werden, daß der hier gewählte Ansatzpunkt einer Theorie des 
Second-Best dem auf LIPSEY/LANCASTER zurückgehenden in allen 
Beziehungen überlegen ist.? 


Die Berücksichtigung institutioneller und für die zugrunde- 
liegende Entscheidungsperiode (vermeintlich) unabänderlicher 
Beschränkungen erscheint gegenüber dem reinen Konkurrenzmo- 
dell als erste Annäherung an die Realität. Allerdings kann 
man durchaus geteilter Meinung darüber sein, ob die aus 


1 ; 
Vgl. etwa DUSANSKY/WALSH [27] und die dort angegebene 
Literatur. 


27 itieranswert ist die Einschätzung des Artikels von LIPSEY/ 
LANCASTER durch KOLM [54, 396]: "Dans la plus célebre de 

ces &tudes, les maigres r&ösultats ne sont obtenus que gräce 

ä la conjunction d’une hypothese de comportement aberrante 

et ... d’une grossiére erreur de mathematiques (...). 
Finalement, les seuls résultats sont négatifs: ils consistent 
ä dire que dans un probléme de moindre mal les conditions 
classiques d’optimalité ne sont pas vérifées.” 
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Second-Best-Modellen abgeleiteten Empfehlungen tatsächlich 
Grundlage einer rationalen Finanzpolitik seien sollten. Die 
für ein Second-Best-Problem konstitutiven zusätzlichen Ne- 
benbedingungen beruhen im Kern auf nichtsanderem als dem Un- 
verständnis für ökonomische Zusammenhänge oder dem Unvermö- 
gen bzw. Unwillen, bestimmte Maßnahmen durchzuführen. Diese 
Ursachen müßten dann aber auch in irgendeiner Form in die 
Modellanalyse einbezogen werden. In Kapitel 5 wurde bei- 
spielsweise angenommen, daß ein Defizit des öffentlichen Pro- 
duktionssektors durch Verbrauchsteuern auszugleichen ist, 
weil Pauschalsteuern nicht erhoben werden können. Etwa, weil 
die dazu notwendigen Informationen fehlen oder Transaktions- 
oder Informationskosten zu hoch sind. Ungewißheit oder Kosten 
der Informationsbeschaffung müßten dann aber auch konstitutiv 
für den Modellaufbau sein. Als weiteres Beispiel kann die in 
Kapitel 4 analysierte Beschränkung angeführt werden, daß die 
Defizite (bzw. Gewinne) der öffentlichen Unternehmen eine be- 
stimmte Grenze nicht unter- (bzw. über-) schreiten dürfen. 
Möglicherweise deswegen, weil die verantwortlichen Politiker 
glauben, die Wirtschaftssubjekte nicht darüber aufklären zu 
können, daß es sinnvoller ist, jedes Defizit zuzulassen, 
wenn es durch Pauschalstsuern finanziert werden kann. Würde 
man tatsächlich von seinem solchen Unverständnis auf seiten 
der Wirtschaftssubjekte ausgehen, müßte vielleicht auch die 
Annahme eines rationalen Verhaltens der Haushalte bei den 
Konsumentscheidungen aufgehoben werden. Darüberhinaus ist 

zu überlegen, inwieweit Unverständnis oder Unvermögen der 
Konsumenten bzw. der für die Finanzpolitik Verantwortlichen 
implizite Voraussetzung einer ökonomischen Theorie und der 
daraus abzuleitenden wirtschafts- bzw. finanzpolitischen 
Empfehlungen sein sollten. Konsequenterweise müßte demnach 
gefordert werden, eher die Ursachen abzubauen, auf die die 
zusätzlichen Nebenbedingungen eines Second-Best-Problems 
letztlich zurückzuführen sind,- d.h. also ständig einen 
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First-Best-Zustand anzustreben - als diese Ursachen als 
unabänderlich zu akzeptieren und alle wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen an diesen Unvollkommenheiten 
auszurichten. Sinnvoller als die Anpassung finanzpoliti- 
scher Maßnahmen an die Existenz von Monopolen wäre es dem- 
nach, eine aktive Wettbewerbspolitik zwecks Eliminierung 

der Monopole bzw. monopolistischer Verhaltensweisen zu be- 
treiben. Sinnvoller als die Ermittlung optimaler Produk- 
tionsprogramme für öffentliche Unternehmen bei Vorliegen 
einer Defizitbeschränkung wäre es, den Gesetzgeber und/oder 
die Konsumenten auf die dadurch bedingten Allokationsstörun- 
gen und Wohlfahrtsverluste hinzuweisen. Nicht einzusehen ist 
jedoch, warum die genannten Maßnahmen nur alternativ einge- 
setzt werden sollten. Kostendeckende Preise können bei 
öffentlichen Verkehrsbetrieben gesetzlich vorgeschrieben 
sein, und kurzfristig ist das entsprechende Gesetz sicher 
nicht zu ändern. Es ist also naheliegend, einerseits auf 

die Änderung des Gesetzes hinzuwirken, andererseits aber 
die durch die aktuelle Gesetzesvorschrift bedingte Beschrän- 
kung zu berücksichtigen und auf ihrer Grundlage optimale 
Produktionsprogramme und Preisbildungsvorschriften abzulei- 
ten - jedenfalls auf theoretischer Ebene. Die praktische Um- 
setzung der erhaltenen Ergebnisse hängt neben der Prüfung 
der einfachen Anwendbarkeit wesentlich davon ab, ob die auf- 
grund der zusätzlichen Nebenbedingung getroffenen Maßnahmen 
nach der Gesetzesänderung sofort zurückgenommen werden 
können. Ansonsten müßten disse Maßnahmen selbst wieder als 
Nebenbedingung in die Analyse einbezogen werden und die 
Finanzwissenschaft würde tatsächlich zu einem Irrgarten von 
finanzpolitischen Empfehlungen werden. Ähnlich ist zu argu- 
mentieren, daß sich die Finanzwissenschaft nicht darauf be- 
schränken kann, den für die Ausgestaltung des Steuersystems 
verantwortlichen Politikern die Vorteile einer Pauschal- 
steuer zu propagieren. Gleichzeitig kann und muß doch alles 
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unternommen werden, um die optimale Struktur der derzeit 


erhobenen Steuern zu ermitteln und zu realisieren, 


Die Theorie des Second-Best vermag also durchaus interes- 
sante und wesentliche Erkenntnisse für die finanzpoliti- 
sche Praxis zu erbringen. Richtig ist allerdings, daß man 
mit den Second-Best-Modellen (zumindest kurzfristig) "poli- 
tische Schwierigkeiten zum wissenschaftlichen System [er- 
hebt] und für eine 'zweitbeste' statt für die (aufgrund 
der fundamentalen Werturteile) beste Wirtschaftsordnung” 
eintritt. 


Ein Blick in die Literatur zum Problemkreis optimaler 
Produktionsprogramme bzw. (Schatten-) Preise für öffentliche 
Unternehmen zeigt, daß die Anzahl systematischer Second-Best- 
Analysen außerordentlich gering ist. Ob der Grund dafür in 
den erwähnten kritischen Einwänden gegen die Theorie des 
Second-Best oder in den inhärenten inhaltlichen und formal- 
mathematischen Schwierigkeiten der Second-Best-Modelle liegt, 
kann hier nicht beantwortet werden. Tatsache ist jedoch, daß 
zumindest im deutschsprachigen Raum auf die Theorie des 
Zweitbesten zur Ableitung Optimaler Verhaltensweisen und Pro- 
duktionsprogramme im öffentlichen Sektor bisher nicht zu- 
rückgegriffen wurde. Die Buchveröffentlichungen von ROLLE“, 
LÖSENBECK? bzw. THIEMEYER? jedenfalls gehen nicht oder allen- 
falls am Rande auf diese Problematik ein. LÖSENBECK und ROLLE 
kommen zu der Schlußfolgerung, daß die Anwendung der in Ka- 
pitel 3 dieser Arbeit skizzierten Grenzkosten-Preis-Regel 
selbst dann zu befürworten ist, wenn institutionell und/oder 
politisch begründete und für die jeweilige Entscheidungs- 
periode (vermeintlich) unab&énderbare Nebenbedingungen zu be- 

Vgl. SOHMEN [97, 94]. Die eckige Klammer wurde hinzugefügt. 
fugl. ROLLE [86], LÖSENBECK [63], THIEMEYER [102]. 
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rücksichtigen sind. Daß ein solches Vorgehen theoretisch 
nicht haltbar ist, dürfte in dieser Arbeit klar genug 
herausgearbeitet worden sein. Rein pragmatische Gründe 
können streng genommen jedoch nur dann für ein Votum zu- 
gunsten der Grenzkosten-Preis-Regel ausschlaggebend sein, 
wenn im Vergleich dazu die Ergebnisse der Second-Best-Mo- 
delle als zu komplex und praktisch nicht umsetzbar ange- 
sehen werden. Dieses Urteil setzt aber die theoretische 
Durchdringung von Second-Best-Modellen logisch voraus. 
THIEMEYER lehnt nicht nur das Prinzip der "Grenzkosten- 
preisbildung”, sondern die gesamte "Wohlfahrtsökonomik” 

als Grundlage wirtschaftspolitischer Entscheidungen ab. 
Kernsatz seiner Begründung ist die Erkenntnis, "daß die 
Flucht in den wohlfahrtsökonomischen Formalismus zwar die 
modellanalytische Geschlossenheit des Systems sichert, 
diese logische Absicherung jedoch mit empirischer Entlee- 
rung erkauft wird", | Da die Allokationstheorie (oder Wohl- 
fahrtsökonomik) den allgemeinen Rahmen der hier behandel- 
ten Probleme abgibt, könnte eine Auseinandersetzung mit 
THIEMEYER nur in einer Kritik seiner "Kritik am wohlfahrts- 
ökonomischen Modell” bestehen. Ob der Nettonutzen eines 
solchen Vorgehens positiv wäre, erscheint fraglich. Zitie- 
renswert ist vielleicht noch die von THIEMEYER unter Ver- 
zicht auf jeglichen "wohlfahrtsökonomischen Formalismus” 
abgeleitete (positive) Schlußfolgerung: "Als Ergebnis der 
Untersuchung kann darüberhinaus jedoch festgestellt werden, 
daß nur eine vielgestaltige, elastische Preispolitik der 
Vielgestaltigkeit der Unternehmenstypen vor allem im ge- 
meinwirtschaftlich-öffentlichen Bereich der Wirtschaft ent- 
spricht." 


Mit den praktischen Problemen der Grenzkosten-Preis-Regel 
beschäftigt sich auch der überwiegende Teil der englisch- 


und der französischsprachigen Literatur, allerdings um 


Vel. THIEMEYER (102, 213]. 
Vgl. THIEMEYER [102) 215]. 
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einiges konkreter als die genannten deutschen Autoren. | 
Die schon oben gemachten Bemerkungen gelten auch hier: 
die Anwendung der Grenzkosten-Preis:Regel ist im allge- 
meinen, d.h. bei einer nicht Pareto-optimalen Allokation 
der Ressourcen theoretisch nicht haltbar, eine Befürwor- 
tung aus pragmatischen Gründen setzt die Ableitung theo- 
retisch gesicherter Erkenntnisse aus Second-Best-Modellen 


aber voraus. 


Neben den im Hauptteil angegebenen Literaturbeiträgen? 
kommen die Veröffentlichungen von REES” und cros? der Pro- 
blemstellung dieser Arbeit noch am nächsten.” Beide Arbei- 
ten stehen unmittelbar in der Tradition der von DAVIS/ 
WHINSTON” vorgenommenen Erweiterung des LIPSEY/LANCASTER 
Ansatzes einer Second-Best-Theorie. 

Die in dieser Arbeit vorgenommene Problemanalyse ist nicht 
nur systematischer und klarer, sondern dürfte den erwähnten 
Arbeiten von REES und CROS auch vom Erkenntnisgehalt her 
überlegen sein - was eins vergleichende Aufarbeitung wohl 
bestätigen wird. Die notwendigen Bedingungen für ein Second- 
Best-Optimum werden dort einfach abgeleitet und nur für 
außerordentlich restriktive Spezialfälle interpretiert. 


q 
Einige der wesentlichen Arbeiten sind in dem Sammelband 
von NELSON, J.R. (Hrsg.), Marginal Cost Pricing in Practice, 
Englewood Cliffs (N.J.) 1964, wiederabgedruckt. 
Vgl. auch Kap. 11 bei SOHMEN [98] oder TURVEY [103], [104], 
WILLIAMSON [107], um nur einige Beiträge zu nennen. 


+ fnebusondare die Arbeiten von BOITEUX [10], BERGSON [6], 
GREEN [36], [38]. 


Iygl. REES (85), CROS [15]. 


toas Buch von KOLM [53] ist zwar auch überwiegend theoreti- 
scher Natur, aber mit dieser Arbeit doch nicht vergleich- 
bar. KOLM schneidet zwar auBerordentlich viele Probleme an, 
behandelt sie zum Teil jedoch recht oberflächlich. 

Rein subjektiv ist dem Urteil TURVEYs [104, 19] über KOLMs 
Buch: "”... stimulating, albeit obscure” nichts hinzuzufügen. 


vgl. DAVIS/WHINSTON [18], [19]. 
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Anders als in dieser Arbeit werden darüberhinaus keine In- 
formationen über die ökonomische Struktur eines Second- 
Best-Gleichgewichts bzw. der interessierenden Variablen 
gegeben, die unabhängig von den konkreten Lösungswerten 
sind. Wenn überhaupt, sind für die finanzpolitische Praxis 
aber gerade solche Informationen relevant. 

Die praktische Relevanz nicht nur der Second-Best-Modelle, 
sondern der Allokationstheorie schlechthin, wird allerdings 
häufig mit dem Hinweis auf die "Kluft zwischen Theorie und 
Praxis" angezweifelt. Tatsächlich wird aber kein mit der 
Allokationstheorie vertrauter Ökonom die in den vorigen Ka- 
piteln abgeleiteten Theoreme als unmittelbare Handlungsan- 
weisung an die in der praktischen Finanzpolitik engagier- 
ten Ökonomen auffassen. Akzeptiert man jedoch das Paretia- 
nische Werturteil - und unter den Werturteilen, aus denen 
der Wirtschaftspolitiker seine Handlungen ableitet, gehört 
das Pareto-Kriterium eher zu den weniger einschränkenden - 
kann die Allokationstheorie zumindest die Grundregeln ange- 
ben, auf die eine rationale Finanzpolitik aufzubauen wäre. 
Ausführungen wie "Die sozialen Abhängigkeiten dürften 
differenzierter, die Bezugssysteme der Entscheidungsträger 
von anderer Art und der Kalkül der Handelnden weniger de- 
terminiert sein, als es die normative Theorie in genialer 
Einseitigkeit unterstellt" !, erscheinen wenig hilfreich. 
Mit dieser Art von Kritik hat sich allgemein schon RUSSEL? 
auseinandergesetzt: "Many people have a passionate hatred 
of abstraction, chiefly, I think, because of its intellec- 
tual difficulty, but as they do not wish to give this 
reason they invent all sorts of others that sound grand. 


‘Vel. LITTMANN (60; 104/105]. 


2 Jitiert nach HAHN [41, 3]. 
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They say that reality is concrete, and that in making 
abstractions we are leaving out the essential. They say 
that all abstraction is falsification, and that as soon 
as you have left out any aspect of something actual you 
have exposed yourself to the risk of fallacy in arguing 
from its remaining aspects alone. Those who argue in this 
way are in fact concerned with matters quite other than 


those that concern science.” 
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Anhang A: Mathematische Erläuterungen und Beweise 


Zu Kapitel 2 


A-2-I: Die inversen! Nachfragefunktionen und ihre Beziehung 
zu den Nachfragefunktionen (2-3) 


Aus den im Text auf S. 17 angegebenen Bedingungen (2-1), (2-2), 
können die inversen Nachfragefunktionen abgeleitet werden: 
Gut O wurde als Numefaire gewählt, so daß gilt 


y ui 
i ' 
(A-2-1) pe = mh) ep) mit 9 gut = Luge... sun] 
Uo Xe 


(a-2-2) TË = putntinieni = Tho) mit Tie ri-Li 


Die inversen Nachfragefunktionen existieren also und sind ste- 


tig differenzierbar, da V a und U, annahmegemäß stetig diffe- 


Xe 
renzierbar sind. 


Es kann gezeigt werden’, daß die JACOBI-Matrix des Gleichungs- 
systems (A-2-1), (A-2-2) unter den im Hauptteil auf S.16 ange- 
gebenen Annahmen regular ist, so daB man aus diesem System 
durch Inversion die Nachfragefunktionen (2-3) erhält. 

Nach einem bekannten Satz über Umkehrabbildungen® bestehen zwi- 
schen den inversen Nachfragefunktionen (A-2-1), (A-2-2) und den 
Nachfragefunktionen (2-3) dann die Beziehungen” 


IPs Pe aa i ; 
ax! əxi Pe ° aT? a 
o + 
(A-2-3) = 
Ti Pl i] i i 
al y p 9x, aXe as i 
ax? a dP e 91? 


” 

Die Bezeichnung “inverse Nachfragefunktionen” für das Gleichungs- 
system (A-2-1), (A-2-2) ist natürlich nur dann sinnvoll, wenn 
gesichert ist, daß die Nachfragefunktionen auch tatsächlich 
existieren. 


2Ve1. z.B. BRONSARD [11, 25 ff]. 
3ygl. z.B. ENDL,K./LUH, W., Analysis II, Frankfurt 1973, S. 214 
I. ist die nxn Einheitsmatrix. 
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bzw. 
(A-2-4) FT Op, = Ia 


(A-2-5) yr: r= 14 


A-2-II: Existenz und stetige Differenzierbarkeit der Angebots- 
funktionen (2-7) bei abnehmenden Skalenerträgen 


Zu zeigen ist, daß bei abnehmenden Skalenerträgen die Angebots- 
funktionen dann existieren und stetig differenzierbar sind, 
wenn die HESSEsche der Funktion fl negativ definit ist. 
Maximierung des Gewinns qy! bei gegebener Produktionsfunktion 
Fllyl)=0 liefert (für q =1) 


(A-2-6) a, oy = agly)) 
1 1 
= Aaly Ya) 
= asl flys) yd) 


= aelyl), 


da f(y") = yt-fllyg) = 0 ist. 
Die Umkehrabbildung existiert, wenn die Determinante der Funkti- 


onalmatrix 


(A-2-7) = e 


dq 99% 99% 
dya 


ungleich Null ist. Das ist aber erfüllt, da 


1, 1 
d 
(aasar ately LU ve) o a E88 
oy, dys 
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voraussetzungsgemaB negativ definit ist. 
Also existieren die Angebotsfunktionen (2-7) 
l 1 
Ye = y4(9,) 


und 
1 bee | 
Yo 7 f (yla)? 
1 

ya) - 
Die stetige Differenzierbarkeit der Angebotsfunktionen folgt 
aus der im Hauptteil (S. 19) angegsbenen Annahme, daß gl zwei- 
mal stetig differenzierbar ist. 


Nach dem auf der vorigen Seite erwähnten Satz über Umkehrabbil- 
dungen gilt 


(A-2-9) 909% 


Zu Kapitel 3 


A-3-I: Herleitung der Gleichungen (3-6) - (3-10). 


Multipliziert man die Gleichungen (3-3) - (3-5) von rechts mit 


' 7 “ek 
"Pat, 94 | bzw. Se » erhält man 
I I I 
n n n 


-p! -p 
(A-3-1) oF we yf "Ta 2 . V iem 
I ax? I 
n n 
-q! -q! 
(A-3-2) OF = y’| *]| -p > bi v lev 
I ay I 
n n 
-s ' ig 
* 
(A-3-3) or = yt] * | 28, v kev. 
IOo 3z I 
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Dabei wurde die aus Gleichung (2-1) abgeleitete Beziehung 


sowie die Gleichungen (2-6) (für q,"1) und (2-10) (für oy=s,) 
berücksichtigt. Die Gleichungssysteme (A-3-1) - (A-3-3) können 
in einer Umgebung des Optimums als homogen in den Variablen 
[v’,u'] angesehen werden. Ohne Einschränkung der Allgemeinheit 
kann durch Y,”1 normiert werden, so daß 


| | = y„-p, gilt, mit analogen Beziehungen in (A-3-2) und 


(A-3-3). 


Die Gleichungen (3-7) für das Ein-Haushalt-Modell, (3-9) für 
konstante Skalenerträge in den privaten Unternehmen und (3-10) 
sind damit schon bewiesen. 


Zur Herleitung von (3-6) werden die m Gleichungen (A-3-1) jeweils 
von rechts mit der SLUTZKY-Matrix on multipliziert und dann 

* 
über alle i€M summiert. Man erhält 


» 


= 6 
ôx} 3C *| öxi 

(A-3-4) 0° = [y,-p,]’ — = +,’ Y — —* , 

* © em SPs iem ax? | r | 8Ps 
Die SLUTZKY-Matrix ist unter den auf S.16 getroffenen Annahmen 
negativ definit!. 
Dann ist aber auch die Summe a un negativ definit, so daß 
ihre Inverse ee ak aller der Gleichung (A-3-4) 


-1 
von rechts mit | ] ya “ liefert (3-6). 


Die v Gleichungen (A-3-2) können wie folgt manipuliert werden. 
Auf S.162 wurde gezeigt, daß die Funktionalmatrizen der priva- 
ten Angebotsfunktionen bei abnehmenden Skalenerträgen (und den 


— Se 
Vgl. BRONSARD [115 25/26]. 
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angegebenen Annahmen) existieren. Die l-te Gleichung von (A-3-2) 


1 

kann dann von rechts mit aa multipliziert werden. Summation 
* 

über alle lEV führt zu 


l -q? 1 
' dy aC * yy 
(A-3-5) 0’ = ly -04) J nr +u’ J x. + 
i lév “9s 1EV ay. mi e 
-, dqy ayt i 
wegen (A-2-8) ist —{7 und damit nach (A-2-9) auch — positiv 
dy, , 1 ae 
definit.' Das gilt ebenso für die Summe } m ‚ deren Inverse 
* 


1€v 
also existiert. Multipliziert man (A-3-5) von rechts mit 


ayl]-1 
| J za ‚ folgt (3-8). 


1€V 


A-3-II: Hinreichende Bedingung zweiter Ordnung für ein Maxi- 
mum des Optimierungsproblems (3-1), (3-2), (in einem 
Ein-Haushalt-Modell). 


Das totale Differential erster Ordnung der dem Optimierungspro- 
blem (3-1), (3-2) entsprechenden LAGRANGE-Funktion © ist 


d£ =vu'dx- J a[i -vEt Jay? = 5 p[i -ve*" Jaz" - 
1€V KEW 


(A-3-6) - v’ [ax - I ayl- J az" |-u' [3 daf 220 yya 
1EV kéw ox Ev ay! 


und das totale Differential zweiter Ordnung 


422 “dx Hlu)dx+ J a, dy,H(f )dya+ J B dz% H(g")dz, = 
lev kEW 


2 2 
ð C 1’ 9°C l 
(A-3-7) -u’| dx’ dx+ J dy dy + 
| (ax)? 1 €v (ay)? 


1 : 
Vgl. Theorem 17.14 bei KLEIN, E., Mathematical Methods in Theore- 
cal Economics, New York u.a.0. 1973, S. 308. 
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Hinreichende Bedingung zweiter Ordnung für ein Maximum des Opti- 
mierungsproblems ist d7L <Q. 


A-3-III: Hinreichende Bedingung zweiter Ordnung für ein Maxi- 
mum des Optimierungsproblems (3-1), (in einem Ein- 
Haushalt-Modell). 


Das totale Differential erster und zweiter Ordnung des Opti- 
mierungsproblems (3-1) erhält man, indem in den Gleichungen 
(A-3-6) und (A-3-7) einfach y'=0’ gesetzt wird. 


l dz*+0 für alle 1€V, kEW ist d£ genau dann gleich 


Null, wenn die Koeffizienten von dx, dyl, dz“ gleich Null sind. 
Insbesondere muß also gelten 


Für dx,dy 


Us = a) * Bk ea (v 1,k) . 


Berücksichtigt man das in Gleichung (A-3-7), hat man als (hin- 
reichende) Bedingung zweiter Ordnung 


d?£ Hu) 


(A-3-8) g = du! HUL axe J dyl Hlfl)dyl+ J dzk'Htgfiazke o. 
1EV kéw 


oO is) 


Im Haushaltsgleichgewicht gilt nun 


du = Vu'dx = 0 


oder 


Damit ist 


~167- 


Aus p, = 1. "y folgt aber 


o 
= U 
5 ` No Ox Vel! Yanu 
ox 2 
u 
o 
1 y 1 19 
s. |- — — Vu’ + — vu 
[ u wa" u Yo un ox Xa | 
ten]. 
o + o 
1 , 
u ER 
Multiplikation von rechts mit führt dann zu 
n 
-1 vV uy’ - i vV u’ 
i îi v aI H(u) o ** | ape} “o Xa 
Yo = a Yo I = I 
n n 


(nach Gleichung (3-12)), so daß 


Hlu) dx a dx, Špa dx, 
* 


Wird diese Gleichung in (A-3-8) eingesetzt, folgt Gleichung 
(3-14). 
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Zu Kapitel 4 
A-4-I: Herleitung der Gleichung (4-3) 


Die Funktionalmatrizen der Nebenbedingung 


ps (x) -auly”) 0 
Eee N seee") = = 
plx)’Z-b 0 
sind 
I 
ac | | in | ap, ac _ 
Fx x b ay! 0 vlEel1,...,v 1} 
zZ’ 
* 


-I 0 
n 
ac = == N ce = p’ Y kEW 7 
ay” o | 8y az 4 


Setzt man diese Beziehungen in (3-7), (3-8) und (3-10) ein, 
hat man die Gleichungen 


In 3P Pe 
(A-4-2) p} = yep’ i 
zZ» I. 


(A-4-3) q 


te 


-I “Qs -1 
a { Nlaae | ° aye} dYa 
é pay” Saa] | Das 


k’ 0 „ak 
(A-4-4) 8, = Yy-u’ p’ : 
1 In 


Nun ist nach Gleichung (3-12) 
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und nach (A-2-7) und (A-2-9) 


Berücksichtigt man schließlich noch, daß für ied SP ] 


gilt 
0 un es 
ae a 1 |) ng 1b Pa Se] , 
n 


erhält man aus den Gleichungen (A-4-2) - (A-4-4) nach Multipli- 
kation von rechts mit Spe bzw. Sra die Beziehungen 


n+1 


6x In 
(A-4-5) O° = [y,-p,)' F +0’ 


Za 
1 oVe In 
(A-4-6) 0° = [Yaral Soe eu k 


i k,’ k 
(A-4-7) O° = C¥g-Se} - Uys Pa Se] i 
Subtraktion von (A-4-5) und (A-4-6) liefert wegen (4-1) 


; 0 x Y 
(A-4-8) 0’ = [Ye Pe] Be = sae oa re a a 


und Substitution von y, aus (A-4-7) schließlich die Gleichung 
(4-3) . 
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A-4-II: Beweis von Theorem 4-2 


Der Beweis verläuft wie folgt: Sei s, der optimale Schatten- 
preisvektor und dp, die zur Differenz zwischen Markt- und 
Schattenpreisvektor proportionale Änderung des Marktpreisvek- 
tors, also dp,=«[p,-s,], mit KER. Wegen (2-3), (2-7) und 
(2-10) ist 


dZ, = dx}-dY} 


N} aX» ax 
= dpa Sp, * 37 dT dps aot 


Totales Differential der Budgetgeraden des privaten Haushalts 
liefert dIexydp4tdx, +p,dx,. Nach Voraussetzung ist aber du=0, 
so daß Vu’dx=A[dx ot PadX» JeO und damit dI=x}dp, gilt. Die obige 
Gleichung wird dani aber zu 


ax 9 u e 9Y% 
dZy = avs |3ar* x; | “Ps 3p 


* 


- {xs _ dx 
dpa Bp, px 


pe _ ta] 


Aus dem Vergleich mit der modifizierten Gleichung (4-3), nämlich 


si z t a z ° 5X« 2 Ye 
folgt aber schon 


(A-4-10) dZ, = KO] Za. 
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Zu zeigen bleibt, daß «Z0 die Ungleichungen (-Ko,) 50, bzw. 
o,>0 impliziert. Dazu multipliziert man (A-4-9) von rechts 
mit [p,-s,]. Die quadratische Form auf der rechten Seite der 


Gleichung ist negativ definit, da aut und [- a negativ 
Pe @ 
definit sind. Es ist also 


-o4 [ J isn] - -0,| J (z*'p-z*s)| <0. 
kEW kEW 


Für jedes Produktionsprogramm der öffentlichen Unternehmen gilt 
aber nach den Überlegungen des zweiten Kapitels, daß der auf 
der Basis des Schattenpreisvektors ermittelte Gewinn ein Mini- 
mum darstellt, so daß p'zř-s'z“>0 für alle kEW. Damit ist o,>0 
und die Behauptung des Theorems folgt. 


Zu Kapitel 5 
A-5-I: Beweis von Theorem 5-2 


Theorem 5-2 wird in zwei Schritten bewiesen. 

Zuerst wird gezeigt, daß aus gleichen (kompensierten) Nachfrage- 
elastizitäten in bezug auf den Preis des Faktors Arbeit die Pro- 
portionalität von Konsumenten- und Schattenpreisvektor" im Opti- 
mum folgt, dann, daB umgekehrt Proportionalität der optimalen 

Pa und Sẹ gleiche (kompensierte) Nachfrageelastizitäten in Be- 
zug auf Po impliziert. 


1. en wird Elg". -« eE no Eo (nach (5-12) ist 


5x. 
i "k 
Eik Bp, a Wegen der allgemeinen Voraussetzung des Theorems, 


der Regularität der SLUTZKY-Matrix, gilt außerdem € +0. Andern- 


falls, d.h. bei Eko”? für alle kEN, hätte man nach (5-11) 


"76 berücksichtigen ist, daß statt mit den Grenzkosten/Grenz- 


raten der (technischen) Substitution der öffentlichen Güter 
mit den Schattenpreisen argumentiert werden kann, da beide 
im Unternehmensgleichgewicht übereinstimmen. 


-172- 


0 = 58 bę und die SLUTZKY-Matrix könnte (wegen p4>0) nicht 
Pa 


regulär sein. 
Multipliziert man die erste Gleichung von (5-10) mit , 
folgt 


0 
* 


(A-5-1)  [py-8_]' gt “Ox, . 


Division der i-ten Komponente durch x führt unter Berücksich- 
tigung der Symmetrieeigenschaft der SLUTZKY-Matrix zu 


ôx 


— p,-8,) = o v i€N 
Xa xen K k Spy 2 


bzw., wenn das k-te Glied der Summe auf der linken Seite noch 
mit p, erweitert wird (in ausführlicher Schreibweise) zu 


$4 
(1- /p,) o 


s : 
>. o 0. „€ (1- "/p,) 0 


Die Systemmatrix ist regulär, da die SLUTZKY-Matrix regular 
ist: Unter Verwendung der (kompensierten) Preiselastizitäten 


in bezug auf ein Gut k, 


6p, x 
i 
(A-5-2) Ns; s Bx, T v i,jeN 


gilt nämlich 


ZEE ee ‚Ein N44° e >» Nain 5x, sp, 
(A-5-3) e e e e >. o e o e . e ° = [ee aa 
Ena’ . o Ean Nnn1° ee Tan 
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Die CRAMER-Regel kann also angewendet werden und liefert 


4 i-te Spalte 
Elgetaren 
€ o € 
8 
(A-5-4) (4- 5) „in 2 mi 7 
i rr ak T" 
Caren Ean 


Der Wert der Determinante im Nenner bleibt unverändert, wenn 
zur i-ten Spalte alle anderen Spalten addiert werden. | Die Ele- 
mente der i-ten Spalte sind wegen (5-11) dann gerade gleich 
-Eko (VkEN) und annahmegemäß alle gleich "€. Multipliziert 
man nun noch jedes Element der i-ten Spalte der Zählerdeter- 


Ea 99 2 
minante mit - 7°, und die Determinante selbst mit - ce 


erhält man gerade 


Gy 
oder, für ga re). 
o 


(A-5-5) Ss u GPs N} 


was zu beweisen war. 


2. Im zweiten Schritt wird s, = E Pa vorausgesetzt, wobei 
P$» Są die optimalen Preisvektoren sind. Gleichung (A-5-1) 


Too 


*Der Wert des Zählers ändert sich dann nicht, vgl. HADLEY [40, 89]. 
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wird dann zu 


Dividiert man die i-te Komponente dieser Gleichung durch X 
folgt (wenn wieder die Symmetrieeigenschaft der SLUTZKY-Matrix 
ausgenutzt wird) 


ap geass he ge 2 V i€N 
KEN OPK *i BPG % 1-7, | 


Damit ist das Theorem bewiesen. 


A-5-II: Beweis von Theorem 5-3 
Zu beweisen ist zuerst das 


Lemma 


Die (kompensierten) Nachfrageelastizitaten aller 
Konsumgüter in bezug auf den Preis des Faktors 
Arbeit sind genau dann gleich, wenn die Summen der 
(kompensierten) Preiselastizitäten in bezug auf 


alle Konsumgüter übereinstimmen. 


1. Zu zeigen ist im ersten Schritt: Aus Cygne Eho Eo folgt 


l n * In, für alle K,jen. 
ién I . zen Ji 


Aus 


N44° e Nan Er e “Ein 
a a ae Eo ge a = In (vgl. Gleichung (A-5-3) 
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erhält man 


gilt für alle kEN. 


2. Die Umkehrung beweist man analog. 

Der Beweis von Theorem 5-3 geht aus von einem Lemma bei LAUT, 
demzufolge eine Funktion mit mindestens einer von Null ver- 
schiedenen ersten partiellen Ableitung genau dann homothetisch 
ist, wenn das Verhältnis von jeweils zwei der ersten partiellen 
Ableitungen eine homogene Funktion vom Grade Null ist. Ange- 


Ui 2 
wandt auf fu 09, i,j€N, heißt das 


1 
Vgl. LAU [57; 379]. 


ener erste Übergang, d.h. der Übergang von der ersten zur zwei- 
ten Zeile folgt aus der Symmetriesigenschaft von H(u), der zwei- 
9lu./u,) 


te aus Vx Un UoP » der vierte aus Zu rege (x)=0 (vgl. Fuß- 
note 2 auf S.63), der fünfte nach Multiplikation mit (1/p;p;) 
und Erweiterung mit x„(ap4/9x)» der sechste aus (3-12), der 
siebente schließlich nach Berücksichtigung der Symmetrie der 
ANTONELLI-Matrix und der Definition nip (6p; /6x,)/ (x, /p;): 
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= ie ® 3 ` op 
Xo Cu juai TAN Ea CETE a ui Cuo 2 2 


(A-5-6) =p : ape _ dpe 
p xlu vos ujuojlegluju ER uiuo 3x e] 


= , 9 pi ðP 
“+ ee Pi" 3x, P| 


i J 
ETENEE 
aer ea] 


= I (ny, - ny) vi,jen. 
ken ik jk 


Nach dem obigen Lemma gilt dann aber auch 


was zu beweisen war. 


-177- 


A-5-III: Beweis von Theorem 5-4 


Regularität der SLUTZKY-Matrix vorausgesetzt, ist die Lösung 
der Gleichung (A-5-4) im Drei-Güter-Fall 


8 0 
(= 2 


99 2 
(1 - P> 2 TET (€,, - E54): 


wobei IEI die Determinante der Systemmatrix ist. 


Wegen (5-11) gilt aber auch 


und damit 


Die Determinante |€! ist wegen der Negativ-Definitheit der 
SLUTZKY-Matrix bei zwei Konsumgütern positiv, | Zur Bestimmung 
des Vorzeichens von o, werden die Gleichungen (5-10) von 
rechts mit x, bzw. Y, multipliziert und anschließend von- 
einander subtrahiert. Man erhält? 


1 f 
Vgl. Theorem 1. E. 11 (ii) bei TAKAYAMA [100, 119]. 


Da L=0, ist p'x=q’Y. 
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-1 -1 
’ 5x oY ’ 
ofa [Ee] TEDES Ya} = paxerasYaraizy 
a p'x-a’Y-s'Z 


= -9'Z š 


Aufgrund der gleichen Überlegungen wie auf S.171 gilt s’Z<q’Z. 
Der öffentliche Sektor realisiert annahmegemäß ein Defizit, 
so daB s’Z<q’Z<O ist. Da die Summe der quadratischen Formen 
auf der linken Seite negativ ist, muß auch o3 negativ sein. 


Die im obigen Theorem aufgestellte Behauptung folgt: 


2 
— < — < 
= Po , wenn E€10> E20 . 


A-5-IV: Beweis von Theorem 5-7 


Annahmegemäß ist d[p,-s,] = alp,-s,] und dzk«o für alle kEW. 
Die HESSEsche Matrix von g ist regulär und es gilt analog zu 


(A-2-8) Hig“) = - 28 . Aus dem totalen Differential von (2-12): 
dz, 
k’ azk 
dz = ds, * folgt aber dann, daß auch ds,=0 und damit 
* * Js * 
* 


dp,"alp,-s,] gelten müssen. 
-4 =... 
ar R 6x 6x 
Nun ist dp, = axa | Se | = alpy-SyJ’ = aox;| $22 (nach 
Gleichung 5-10) und damit 


dx = Waxy + 


1 
Vgl. S. 176 
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Aus den Marktgleichgewichtsbedingungen (2-13) erhält man aber 
dY = dx, = a0.xy j 


was zu beweisen war. 


A-5-V: Zur Herleitung der Gleichungen (5-15) und (5-16) 


Die Funktionalmatrizen der modifizierten Nebenbedingung (5-4) 


sind 
pr’ ap" pr’ apk", ceP™ 0°] 
* ax | ox 2 
ix u a 
ð st l ð st 
EJ IXa 
à pr 
ac “Ty = | 
3y JaSt 22 0 


Einzusetzen ist jetzt in die Gleichungen (3-7), (3-4), (3-10), 


so daß die optimalen Preisvektoren sich ergeben zu 


apkT ar 
Ps ” varuh e [pet x Py vu, [t87 ,0° | ie 
o 


ue "| 328° el 


IY y 


pst’ qag 
gai as 


; age” _ agkt fa 3 
Gs = vaeua" ei q4 kr "y a| + 
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S4 = Yaruslau-s,]’ . 
Die Differenz der beiden ersten Gleichungen liefert (5-16), 


die Differenz der beiden letzten die Gleichung (5-15). 


Zu Kapitel 6 


A-6-I: Herleitung der Gleichungen (6-2) - (6-4) 


Die Funktionalmatrizen der Beschränkungsgleichungen (6-1) sind 


Vp, (x)" 
sc eeeenvade , eo vY 1€{1,...,v-1} 
Vp 4 (x)! ay 
c,Vq (yY)' 
ƏC = ac _ 0 
FW] eeeeseacseon 5 oz . 
y 


Vy 
n-19an-11Y ) 


Wenn uj” [uje ee eUn] der den Gleichungen (6-1) zugeordnete 
Vektor der LAGRANGE-Multiplikatoren ist, erhält man nach Ein- 
setzen in die Gleichungen (3-7), (3-8) und (3-10) die Beziehun- 
gen 


van Pa 
Pe = Yatua 3x, 
ee av.) ! , 
Gs = YaruglC 2,0] Toe mit Ca- = en 


S4 "Ve > 


Nach geeigneter Erweiterung der beiden ersten Gleichungen fol- 
gen die Beziehungen (6-2) - (6-4). 
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A-6-II: Herleitung des Gleichungssystems (6-9) 


Berücksichtigt man die Gleichung (6-7) in (6-5) und multipli- 


ziert diese dann von rechts mit Sat ‚folgt 
* 


(A-6-1) [PA-YA Pn Sn] gat = [ug0] 


Bei konstanten Skalenerträgen im privaten Produktionssektor 
wird Gleichung (6-6) zu 


bzw. wegen (A-2-8) zu 
aa = Ya Hain- qH) BE 


wobei jetzt gilt 


Foyer Facing) 


H(F) = LE SE SE EE SE E E E E E o a O E E E E a E E e 


seer 


Fen-1)4 (n-1) (n-1) 


Geeignete Erweiterung und Multiplikation von rechts mit zat 
führt zu . 


6x 
-H(F) 0 z oe 
(A-6-2) [o'-y',0] ÊŽ* = [ur,olc Po Pn 
Qo` Yo’ dp, o’ n 8x 
0 0 KH 


Subtraktion der Gleichungen (A-6-1) und (A-6-2) liefert 
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Ôx a 6x 
HF) Sp, H(F) = 
' 0 = Ion? = 5x» 
dr DE er haar [Pa aa Pn sn! Sps 
0’ 0 
(A-6-3) 
-p = en 
* Bp, Ta dp, ĉn pen’ 
Nun ist! 
(A-6-4) p? 5x, z N 8x 4 n-1 ôx; 
-6- in, = * x zw. š = -> ; 
* Op, Py O|,, = Pj Ph „ei Ep, Euch: 


Eingesetzt in (A-6-3) folgt das Gleichungssystem (6-9) nach Zu- 
sammenfassung und Transposition. 


A-6-III: Herleitung der Gleichung (6-16) 


Die mathematischen Manipulationen entsprechen denen des Anhangs 
A-6-II. Ausgangspunkt ist das Gleichungssystem (6-5) - (6-7). 


Die Gleichung (A-6-1) gilt unverändert. Multipliziert man 
dY 
Gleichung (6-6) zuerst von rechts mit I und anschließend von 
o 


-1 


rechts mit [C -4] „erhält man die Gleichung 


aY 


(A-6-5) Ian“ Yal’ ggo [C4] 
o 


-1 
=, ` 
wird (A-6-5) nach geeigneter Erweiterung von (A-6-1) subtra- 


hiert, folgt 


m a a a 


‘Vel. z.B. HENDERSON/QUANDT [43, 39]. 
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o o o -1 
[C__,] 0 
bp, Ph Sq, n71 
Lpa Ya Pa En)? - [q3-¥,,0] s 
5x, i 
y 0° 
Pa n|, Bp, 


bzw. die Gleichungen 


ôx ôx 


’ -1 1 
8 _ Š 2 eee a 
Pe dp, Ya Sp, nM Xn 7 aa da, [Ca] + Ya dda [Cha-a] 70 


ôx Ôx ôx 
p’ a y’ a - 8 _ nr = 0. 
* OP, Ph ý Sp 


Nach Berücksichtigung der Beziehungen (A-6-4), Zusammenfassung 
und Transposition folgt (in ausführlicher Schreibweise und 


= c31 0 
wegen [C__4] Von | ta ) 


ar -14 
0 en 
bx, “en! ay, ðx _ ot NY 4 u 5x i 
Spy 1 3a Ot VOP 1 Bay) ifo t Sp, m 
( -1 ðY ) (= oo! ie ôx; . . 
BPy-4 n71 OGL, Sn 971 BQ, lan BP, Yn-1 
Ph Pn i=o i 6p, Ph 


= ei oY ) a (A-6-6) 
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Vor Anwendung der CRAMER-Regel muß gezeigt werden, daß die 
Systemmatrix regulär ist. Dazu betrachtet man die folgende 
Hilfsmatrix 


8x ® ® 
a -1 [=] 
So” vV x Ca- 5 0 
Pa Po "lu n-1 ao 
(A-6-7) D = = . 
6x,’ 5x 
z = 0’ 0 
Pn Pn 


Bezeichnet man die Systemmatrix in (A-6-6) mit B, besteht zwi- 
schen den Determinanten der Matrizen B und D wegen (A-6-4) die 
Beziehung 


1 
B e < umm D e 
IBI p7 ID] 


Wegen p„>0 ist zu zeigen, daB I0/#0 ist: Die erste Matrix auf 
der rechten Seite von (A-6-7) ist die transponierte SLUTZKY- 


Matrix, die negativ definit ist. In der zweiten Matrix ist die 


aY,° 
Komponente aa. der entsprechenden Untermatrix positiv definit; 
o 


ebenso die Komponente ee ae wenn alle c; größer Null, d.h. 


die Steuersätze kleiner als 100% (aber positiv) sind. Da die 
oY’ 

Determinante des Produkts (Cc. _4] 1 Ta. und ebenso alle Haupt- 

minoren positiv sind, ist das Produkt selbst positiv definit.? 

Die zweite Matrix auf der rechten Seite von (A-6-7) ist dann 


positiv semidefinit, bzw. bei Berücksichtigung des negativen 

7 

- n-1 bx; Ôx h 
Wegen „gr 5p, = = 6. 5P; v jEN und da bei Multiplikation der 
letzten Spalte von |B| mit -P, die Determinante selbst auch 
mit - p, multipliziert werden muß, vgl. HADLEY [40, 89]. 


Vgl. HADLEY [40, 262]. 
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Vorzeichens negativ semidefinit, so daß D negativ definit, die 
Determinante von D und damit die der Systemmatrix von (A-6-7) 
also ungleich Null ist. 


Anwendung der CRAMER-Regel liefert die Gleichung (6-16), mit 
der im Text gegebenen Symbolerklärung. 


A-6-IV: Beweis von Theorem 6-3 


Zu zeigen ist zuerst, daß der durch (6-19) bestimmte Quotient 
nh -4 ey = 
Pn eine konvexe Kombination der c “ P; (fir alle 


l ( n 6x, n-1 n Bn) 
i€{0,1,...n-1}) ist. Die Gewichte yah BB, Pin i iag er Bin 


addieren sich sicherlich zu Eins. Der Beweis, daß sie positiv 
sind, ist allerdings mühsam und wird in drei Schritten geführt. 


Zuerst wird gezeigt, daß die Kofaktoren Dij und Dii der durch 
(A-6-7) definierten Matrix D übereinstimmende Vorzeichen haben, 
wenn verbundene Produktion ausgeschlossen ist. Damit können im 
zweiten Schritt die Vorzeichen der Kofaktoren B a der System- 
matrix von (A-6-6) bestimmt werden. Der dritte Beweisschritt 
schließlich zeigt, daß die oben angegebenen Gewichte unter den 
Voraussetzungen des Theorems positiv sind. Gezeigt werden muß 


Ph En 
dann noch, daB Ts | nd < 


min Ph Ti lmas ist, 


1. Ausgangspunkt ist die durch (A-6-7) definierte Matrix D, 
deren Elemente zur Vereinfachung der Schreibweise mit dij be- 
zeichnet werden. Zu berücksichtigen ist, daß die in D auftau- 


chende Matrix = aufgrund der Annahme, daB verbundene Pro- 
ao 
duktion ausgeschlossen ist, eine Diagonalmatrix ist. Dann ist 
aY_’ 
auch die Untermatrix [C„-,] i s eine Diagonalmatrix. Da 


o 
diese positiv definit ist, sind die Diagonalelemente positiv. 


Aus der Haushaltstheorie ist bekannt’, daB die Diagonalelemente 


Ivg1. z.B. HENDERSON/QUANDT [43, 41/42]. 
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der SLUTSKY-Matrix negativ sind. Damit sind die Diagonalelemen- 
te der Matrix D auf alle Fälle negativ. Die Nicht-Diagonalele- 
mente sind nun nach der Voraussetzung des Theorems 6-4 positiv. 


Sei Dij der Kofaktor des Elements (ij) von D; Osa kt der Kofak- 
tor des Elements (kt) der dem Kofaktor 05; entsprechenden Ma- 
trix usw. . Da die Matrix D negativ definit ist (vgl. Anhang 
A-6-1), gilt’ 


n n-1 
(-1) IDI>0 , (-1) Dii 


usw. und damit insbesondere. 


D 
ii,kk . 
ii 


(A-6-8) 0 D 


Uber das Beweisverfahren der vollständigen Induktion wird jetzt 
gezeigt, daß die Vorzeichen der Kofaktoren Di und Dii der so- 
eben charakterisierten Matrix D übereinstimmen . 


oo e ôx j [1 
a Fürn-2 ist Dj; ° - 5p, < 0 (i#j) und 0,, = dj; < 0, 


die Aussage also richtig. 


b Fir (n-1) wird die Gültigkeit der Behauptung und damit 
(A-6-9) sign Dii jk = sign Di ,kk 
vorausgesetzt. Zu zeigen ist, daß die Aussage dann auch für 
n gilt. Entwickelt man den Kofaktor Di nach der i-ten Zeile, 
hat man 

4 


Vgl. Z.B. HADLEY (40; 262]. 
Der folgende Beweisschritt geht zurück auf MOSAK [72, 49-51]. 
9ygl. HADLEY [40, 128, Aufg. 3-64]. 
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D f d., D 


kEN ik ~ji,ik 
k#i 


ji” 


=- d, O,, i 
kEN ik "ii,jk 
kei 


da bei Vertauschung zweier Zeilen das Vorzeichen einer 
Determinante wechselt. | Die dik sind für alle ik nach 
Voraussetzung positiv. 

Division durch D,, ergibt dann wegen (A-6-8) und (A-6-9) 
D.,/0;; > en gleiche Vorzeichen ge j und D,;. 
Wegen (-1) D; > O gilt also auch (-1) 0.5? 0. 


2. Der Vergleich der Systemmatrix B von (A-6-6) mit der Matrix 
D zeigt, daß gilt Bin = Din für alle jeN und damit auch 


(A-6-10) BT >0 v jen . 


jn 


3. Unter Berücksichtigung von (6-18) ist der Gewichtungstakkar 
der ch in (6-19) fir iso gegeben durch 


2 {°° = Bin 
n Bx un n oY 


i 
RA 55, 7 = J ai N Bin 


und für i=1,...,‚,n durch 


ay 
Qi m0, ° 
n 6x n- n 


20 —i 
yh1Po EP; "in * 7 Ta OQ; Pin 


TVgl. HADLEY [405 89]. 
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Multipliziert man Zähler und Nenner dieser Quotienten mit 


n ax 
(-1)" un sind wegen (A-6-10) und zp?” (für JEN), sowie 
J 


Ty. > 0 (fiir 1€N) auch die Gewichtungsfaktoren positiv, was 
i 


zu beweisen war. 


s 
= n -1 
4. Aus c, inane Pr < ci = folgt die Behauptung 


t.l. <2 
ilmin p 


Zu Kapitel 7 


A-7-I: Beweis der Behauptung, daB eine Anderung des Vektors 
ta genau dann zu einer Erhöhung des Nutzenniveaus 
führt, wenn das "Wohlfahrtskriterium” (7-10) erfüllt 
ist. 


Totales Differential der ersten n Gleichungen von (7-9) liefert" 


u 
(A-7-1) 
Xa o 
H(F) rag du + 11-4 + H(F) Bp. dp, = dt, A 
s 

T 

6x 
Mit gg bzw. mit V x wird die erste partielle Ableitung 


Po 0 
bzw. der entsprechende Gradient der Funktion Xo l1 Pot u) nach 
u bezeichnet, analoges gilt für x,U1,p, u). 
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Mit = ist nach (7-2-d) auch H(E) symmetrisch, so daß 


bx 
‘py 9 P a 5 ist. Da die Ausgabenfunktion homogen vom Grade 
Eins in den Preisen ist (vgl. 7-2-a), sind ihre diesbezügli- 
chen ersten partiellen Ableitungen homogen vom Grade Null. Es 
6x_ ' ôx 
gilt also Šp, +p IF = 0° und wegen der obigen Beziehung 


auch 
bx, 
(A-7-2) Vp x_|' = -p’ z `’ 
o lu o °P, 


Berücksichtigt man (A-7-2) und außerdem (7-5) im Gleichungs- 
system (A-7-1), erhält man in Matrixschreibweise 


6x. 5x, 6x, 
(ae - ty bp a i 
(A-7-3) = ° 
6x, 6x, 
H(F) ti (1,_,eHOF) 35) dp, dt, 


Hinreichende Bedingung für die Eindeutigkeit des Gleichge- 
wichts ist nach pıxıt, daß die Systemmatrix regulär ist und 


ihre Hauptminoren positiv sind. Mit dieser Annahme gilt insbe- 
6x 6x 


sondere = + ad = > 0. 

Diese Ungleichung ist dann erfüllt, wenn keine inferioren Güter 
existieren (oder wenn deren Effekte nicht allzu stark sind). 
Denn der -für die Definition inferiorer Güter konstitutive- 
Ausdruck ax, /al ist gerade gleich dem Produkt aus Grenznutzen 
des Einkommens (A) und bx, /bu- Wegen A4>0 ist ein Gut aber 
genau dann nicht inferior, wenn 6x, /bu>0 ist. Gilt das fir 


"Vel. DIXIT (25s 110) in Anlehnung an NIKAIOO [76, chap. VIII]. 
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alle Güter, ist die obige Ungleichung auf alle Fälle erfüllt. 


Werden die Untermatrizen in der Systemmatrix von (A-7-3) mit 
0; (i,j"1,2) bezeichnet, erhält man nach Inversion für die an 


dieser Stelle allein interessierende Änderung des Nutzen- 


niveais: 


-1 
-1 -4l 


Zum Beweis der Behauptung wird zuerst gezeigt, daß 


-1 
-1 -4 
E >0 ist; anschließend, daß gilt -012922 = 
= 5p, g 6q, -1 
o 5x. By. 


a Die Determinante der Systemmatrix von (A-?-3), im folgenden 
mit IQ! bezeichnet, ist nach Voraussetzung größer Null. 
; 2 
Nun gilt aber 
IQI = 10,,110,4-0,,0550,, | 
22 11 122221 ° 


Neben IQI ist 10,7! auf alle Fälle positiv, da” 


5x 
10221 = Ip, + Hin se | 


6 
-ike a a] I 
6 6 
=. ie elles? =] - 


= — 
Zur Inversion solcher Blockmatrizen vgl. z.B. HADLEY(40, 108 fl. 
Vgl. etwa JOHNSTON [48, 93-95]. 

Igeim Übergang von der ersten zur zweiten Zeile wird wieder 


ôq 
H(F) = - ze berücksichtigt, änschließend, daß die Determinan- 


te des Produkts quadratischer Matrizen gleich dem Produkt der 
Determinanten ist, vgl. HADLEY [40, 99]. 
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5p, Sq, 6x, 
Die Matrizen Bx, = y, und Bp, sind negativ definit, 


ihre Determinanten haben also gleiche Vorzeichen, so daß 
I0,,1>0 ist. 


Da 9447042033024 sin Skalar iet: muß mit 16150 auch 


-1 -1 
[9417942933924 | >0 sein. 


b Unter Verwendung der obigen Ableitung ist! 


5p a 6x 3-1 
-1 ; o ne o 
ad” es {= =| xc} 
Po | a -1 
lee) [se 
-se| 
-u be e 


Damit ist die Behauptung bewiesen. 


A-7-II: Beweis von Theorem 7-4 


Zuerst wird geprüft, welche Form das "Wohlfahrtskriterium” 
(7-11) unter der Bedingung eines konstanten Steueraufkommens 
annimmt. Konstantes Steueraufkommen bedeutet 2 


1 > 
Zum ersten Übergang vgl. HADLEY [40; 109]. 


2Beim zweiten Übergang wird das totale Differential von (7-3-b) 
verwendet, beim dritten Übergang die Gleichung (A-7-4), wobei 


konstante Grenzkosten und die Definition Ke044-0,50530,,171 
zu berücksichtigen sind. Man berechnet leicht, daß 


x, 6x, bx, 6x 
Kot / (g + 95 u) so daß (1ta s) « (zt tm =) ist. 
Wegen E = Pers (Po ‚u) + Po%o (Po ‚u) ist das aber gleich 


K se. Diese Ger euren liegen dem letzten Übergang zugrunde. 
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0 = dltöxg) 
= xgdt,ttidx, 


6x, bx, 
= X afto tti TA dp, * Zu au | 


Gi. x, ôx ôx 
AT. xtdt atts dei re (ta sr at) | 
Le] 


6x, xo 
= xadt tti we ta (tet; sc) 


’ BE 4% 
= [x a” "3, te See dt, è 


Da sowohl « als auch ge größer Null sind, kann das Kriterium 
(7-11) durch 


(A-7-6) xatto < 0 


ersetzt werden. 
Im Ausgangsgleichgewicht ist ta” Ê Po’ so daß (A-7-5) unter Be- 
rücksichtigung von (A-7-2) und nach geeigneter Erweiterung zu 


n-1 
(A-7-7) 0= iaa OOE, tdt 


wird. Dabei wurde zur Vereinfachung der Schreibweise definiert 
N= K ae, Eso ist wieder die (kompensierte) Nee a: og eer 
des Gutes i in bezug auf den Preis des Faktors Arbeit. 


1 ; 4 
Da Po"! ist diese Preisänderung wieder zu interpretieren als 


eine entgegengerichtete, gleiche relative Änderung der Preise 
aller anderen Güter. 
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wird schließlich angenommen, daB eine Erhöhung von ti ceteris 
paribus eine Erhöhung des Steueraufkommens bewirkt, ist 

x, (1-QBE, o? und damit auch (1-RBE „) größer Null für 
i€{1,...,n-1}. 


Nun zum eigentlichen Beweis des Theorems. 
Nach Voraussetzung gibt es zwei disjunkte Mengen ! 


M, = {x ldt; < 0} und 


Mr" (x, [dt, > 0 und Eko < jo für alle i€Im,}. 
Aus (A-7-7) erhält man 


l  x,t1-nBe, )Idt,| = JF x (1-ape,  )ldt,| . 
i€im, ! io i Keim, * kok 


Mit Eso = minfe, | i€IM,} hat man dann 


[I-RBE, IS [IRRE ) < LI-RBE, „) für iejs i,jeImys ke IM 


und damit 


ae de eae I x, moeh ee = 
iem 3 i i€im, | NBE Ti 


; oe is teed 
x = dt > x idot 
kérm,, K TIBE) KO kém, K K 


bzw. 


= } x,dt, > J x, dt ° 
GUR i i KEIM, k k 


Das Wohlfahrtskriterium (A-7-6) ist also erfüllt. 


q 
Wie im T 
e im Text ist Im, die Indexmenge von My d.h. Im -tilx,em,}. 


II 
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Zu Kapitel 8 


A-8-I: Herleitung der Gleichung (8-7) 


Berücksichtigt man die Funktionalmatrizen von (8-1) in der 
Gleichung (3-3) und multipliziert diese dann von rechts mit 


i 
ax 
~] erhält man 
aL 
i 1 i 
IW i’ ox ox i’ 9x 
0 = Vu - y' — - u, VL — vieM, 
aut aut at i ai 
m-1 
wenn Un TT l vi gesetzt wird. 


Annahmegemäß ist I=0, so daß Gleichung (A-2-5) wegen I = -Li 


zu 


wird. Außerdem gelten die Beziehungen 


; 1 
ax o. J xi . 
ui aI? 


w 


y'= [1,93] 


Die obige Gleichung wird damit zu 
i 


i ax i 
o + Wav ru, vie. 
aut ar? = ar al 


7 Í 
Daß das Einkommen ri dabei an der Stelle O bewertet wird, ist 
bedeutungslos. 
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Nach Berücksichtigung der aus der Budgetgleichung des Haushalts 
abgeleiteten Beziehung 


axi ax. 
s 1 - p’ 
311 2 art 


erhält man Gleichung (8-7). 


A-8-II: Herleitung der Gleichung (8-19) 


Das Haushaltseinkommen I ist annahmegemäß logarithmisch normal- 
verteilt, so daß die Dichtefunktion durch 


2 
(A-8-1) f(I) = i exp [- Nog Ip | für O<I< æ 
20 


Ov LT 


gegeben ist. 


@57-X 
Unter Beriicksichtigung von I en expl (w,-x) log I] wird (8-18) 
zu 
4 Í -4 A (lo I- )2 . 
Pn En REREN TA: I exp{(w,-x) log I]exp 202 dI a 
Ph EE ds (log I-u)? 
ie I ‘exp [w, log I] exp |- Qog Zu Hat 


Zur Bewertung der Integrale in Zähler und Nenner des Bruchs 


ersetzt man iog i-u durch v, so daß log I = u+øv und dI-Iodv 
ist, mit -»<dv<®, Ausführlich soll die Ableitung für das Inte- 
gral im Nenner dargestellt werden. Mit den angegebenen Varia- 
blentransformationen ist 


‘Vol. z.B. RAHMANN (84, 299]. 


exp bezeichnet hier die Exponentialfunktion,u und o sind der 
Mittelwert bzw. die Standardabweichung der Verteilung der Zu- 
fallsvariablen log I.. 
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- nae 
: | {1 "explw,log I] exp| - Gog Fa) Nha a 
ov2n 20 
| | > v7] 
. — exp) WO u+tw Ov- v jdv 
ven Lo e 2 


ga 
= ea | oxp|u,uru,ov- > + —— — dv 
V2T 


4 i | ows | (v-ow,) 
a: u explw yt e - ] d 
ne I Zr ee I 
2 & 
06W 
= exp|u,ue 222 = J exp| - 5 w | dw 
T 
0202 


Dabei wurde beim vorletzten Übergang (v-ow,) durch die Variable 
w ersetzt (also dv durch dw) und anschließend berücksichtigt, 


daß — exp [- 3 w] die Dichtefunktion der standardisierten 
27 


Normalverteilung ist, also in | exp - 3 2] dw = 1 gilt. 
a 


Bei analoger Bewertung des Zählerintegrals vereinfacht sich 


die Gleichung (A-8-2) zu 


pita -1 expl (w, -x) u+ tue ; 


Pn 1 explu,ut 5 o2u3] 
(A-8-3) 


s u," [expl -mirz(x?-20,2)071-1}, 
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Mittelwert u und Standardabweichung o der Verteilung von log I 
müssen nun noch durch den Mittelwert Hy und die Standardabwei- 
chung oy der beobachtbaren 8 ix {kEM) ausgedrückt werden. 
Dabei gelten die Beziehungen 


und 


Eingesetzt in (A-8-3) folgt 


Pn fn 


- s 0, {exp (-x log u; * $20") expl$1x?-2u,2)0?1-11 


p 
Durch Auflösung nach > erhält man die Gleichung (8-19). 
n 


‘Vel. RAHMANN [84, 299). 
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Zu Kapitel 9 


A-9-I: Herleitung der Gleichung (9-18) 


a(x, „x al 
Dazu wird die Gleichung (9-8) von rechts mit — 
multipliziert: 

alx ,x”] dlx. ,x’] 
’ = mV ud 070. 
: i CE dP, ar IP, t 
(A-9-1) 
Ip, atx, XP] atx x) ] 
+ um{x a 3x, x27 a + [0,t’ al —. 


Durch Differentiation der indirekten Nutzenfunktion 


V(x) (py eX) XQ lpg e%,) ox) nach p, erhält man 


ax xg] , 
Tix xg)" — tp. s "pa. ° 


Der Gleichung (A-2-4) entspricht in diesem Modellrahmen die 
Beziehung 


9p, a(x aX ] 
alx xe] OP, " žo 7 


(A-9-1) wird damit zu 


atx, Xe un 
0’ = ve, viey' = +u [xg tti = . 


Berücksichtigt man nun noch die ROY-Identitat | V, vi = Axa? 
D 


vgl. z.B. DIXIT (24) 296]. 
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die Beziehung Y, = 9a’ die aus der Einkommensrestriktion des 
ax 


(typischen) Haushalts abgeleitete Gleichung Yp,%o s -x5 Po op," 


sowie die SLUTZKY-Gleichung, folgt daraus 


ax, ox, 
0' = “AKG Yp Korn Sp tux tut, Sp. 


ax 
=Q- = =ky! = ° = D o 
(A-9-2) Ax tlu DEE ZEN Aye. Pa 
6x ax 
A Pay Pade D L Q 
= - WT) atot ta SPa tó x, ° 


Dividiert man die i-te Komponente durch X erhält man die 
Gleichung (9-18). 


Anhang B: 


Mengen 


M= {1,...,m} 
N = {1,...,n} 


USW. 


Vektoren, Matrizen 


a bzw. a’ 
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Symbolliste 


Menge der natürlichen Zahlen 1,...,m 


Menge der natürlichen Zahlen 1,...,n 


Menge der reellen Zahlen 
n-dimensionaler Vektorraum über R 
i ist ein Element der Menge M 
Menge der x mit der Eigenschaft E 
Vereinigung der Mengen M, und M3 
das Maximum einer Menge 


der Betrag der Zahl r 


Spalten- bzw. Zeilenvektor 


der um die erste Komponente verkürzte 
Vektor a 


Nullvektor 


die Matrix A bzw. die transponierte 
Matrix A 


die Einheitsmatrix der Dimension n 
die Determinante der Matrix A 


die Inverse der Matrix A 
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Sonstige Terminologie 


f:A * B f ist eine Abbildung von A nach B 
y = F(z) y ist eine Funktion von z 
», |F of af 
VFt(x) LEJ Tre 
Gradient einer Funktion ein '*1 sR 


1 
= lfa fitere Fo] 


Tao’ e + fon WESSEsche Matrix der Funktion 

HCF) = see E a 8 9 ı» E 8 g.rnt! > R wobei 
. 2 

Fee f et 

no nn fij In, 9x, 

g e e e g 
dc? ao an Funktionalmatrix einer Funktion 
I; = eevee eenesen n+1 m+ 1 
dx C:R +R 

Emo’ e e Emn 
sign r Vorzeichen der reellen Zahl r 


Veg ase P a tact acea i 
wird der Differentiationsprozeß nur auf einen Teil der Varia- 


blen einer Funktion f : r"*' angewendet, so wird der Vek- 


tor dieser Variablen als tiefgestellter Index nach dem V an- 
gegeben, es ist also z.B. A f(x)’ = [F,,+ee,f Je 
2 * 

Wird der DifferentiationsprozeB nur auf einen Teil der Varia- 


blen einer Funktion C : Rol 
Stelle von d. 


+R™ angewendet, tritt 9 an die 
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für alle 


Identitätszeichen 


Die wichtigsten ökonomischen Variablen 


p' = [pg-Pyrr*+»Pn) 


q' a CQ a4. ..,9,) 


k’ 


k k k 
[spree ee Pe 8, ) 


t m Ct otgreee ti] 


xt 


y 


z 


v’ 


k’ 


i i i 
s [xgeXgoeee eX] 


Vv Vv 
a LyS»yQoerso yN] 


ek „k k 
[20-24 >, 20] 


Vektor der Konsumenten- oder 
Marktpreise 


Vektor der Produzentenpreise der 
privaten Unternehmen 


Vektor der Schattenpreise des 
k-ten öffentlichen Unternehmens 


Vektor der Verbrauchsteuern pro 
Gutseinheit 


der vom i-ten Haushalt nachge- 
fragte (bzw. angebotene) Güter- 
vektor 


der vom v-ten privaten Unternehmen 
angebotene (bzw. nachgefragte) Gi- 
tervektor 


der vom k-ten öffentlichen Unter- 
nehmen angebotene (bzw. nachge- 
fragte) Gütervektor 


st 


x 
© 


pr 
bzw. Xa 
(bzw. x,) 
Į xt 

iem 

Į y? 

1lEV 

J z" 

kEW 
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der von den privaten Unternehmen 
bezogene Konsumgütervektor (in 
einer Ein-Haushalt-Ökonomie) 


der von den öffentlichen Unter- 
nehmen bezogene Vektor der riva- 
len Konsumgüter (bzw. der Kollek- 
tivgüter), 


(mit analoger Bezeichnungsweise 
für die anderen Mengen- und 
Preisvektoren) 


das dem i-ten Haushalt aus den 
Unternehmen zufließende (Pauschal-) 
Einkommen 


die vom i-ten Haushalt zu zahlende 
Pauschalsteuer (lump-sum-Steuer) 
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